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  Vorwort


  
    Im März 2014 stellten das Friedensmuseum Nürnbergund der Bund für Soziale Verteidigungihre gemeinsam erarbeitete Wanderausstellung: WoW - wirksam ohne Waffen - der Öffentlichkeit vor. Seitdem reist diese Ausstellung durch Deutschland und wird stark nachgefragt. So lag es nahe, zur Ausstellung einen Katalog nachzureichen, der auch weiterführende Texte und Literaturverweise enthält.
  


  
    

  


  
    Dieses Büchlein will allerdings mehr sein als (nur) ein Ausstellungskatalog, sondern bemüht sich, eine eigenständige Einführung ins Thema "gewaltfreie Intervention" zu bieten. Zu diesem Thema existieren mittlerweile etliche wissenschaftliche Werke, bevorzugt in englischer Sprache. Dieses Büchlein will ihnen nicht Konkurrenz machen. Es zeigt vielmehr exemplarisch und für Laien verständlich an vielen, sehr unterschiedlichen Beispielen, was "ziviles Intervenieren (=Dazwischengehen)" bedeutet.
  


  
    

  


  
    Uns, den AutorInnen dieses Büchleins wie auch der Ausstellung, hat die Arbeit an beidem Spass gemacht! Wir haben uns bewusst für ein eBook als Publikationsform entschieden, und gegen ein gedrucktes Buch. Letzteres wäre für uns selbst - und vielleicht auch für die Lesenden - zu teuer gewesen. Gerne geben wir unsere Erfahrungen an andere ehrenamtlich arbeitende Gruppen weiter, denn wir sind sicher, da wartet noch mancher Schatz auf seine e-Publikation!
  


  Audio-Teil der Ausstellung WoW


  
    Verschiedene FriedensforscherInnen erklären in Kurz-Interviews Entstehung, Einsatz und Kritik der gewaltfreien Intervention: Siehe YouTube-Kanal des Friedensmuseums Nürnberg, Titel WoW1 - 7:
  


  
    https://www.youtube.com/user/friedensmuseum
  


  
    

  


  
    Die Facebook-Seite der Ausstellung, die von den jeweiligen Ausleihern gepflegt werden kann, heisst:
  


  
    https://www.facebook.com/wirksamohneWaffen
  


  
    

  


  
    Minden und Nürnberg Februar 2015, das Redaktionsteam: Stephan Brües, Birgitta Meier, Christina Schweitzer
  


  Texte der Ausstellung: Wirksam ohne Waffen


  
    Die Texte wurden gegenüber den Ausstellungs-Rollups teilweise leicht verändert, und erweitert, wie es den unterschiedlichen Medien entspricht. Eine Dokumentation des Original-Layouts findet sich in einem späteren Kapitel.
  


  1. Einführung


  
    Dieser Reader ist ein Begleitbuch zur Ausstellung "WoW-Wirksam ohne Waffen", die 2014 vom Friedensmuseum Nürnberg und dem Bund für Soziale Verteidigung gemeinsam erarbeitet wurde.


    Auf zwölf Tafeln zeigt sie weltweite Beispiele "Gewaltfreier Intervention". Unter diesem sperrigen Begriff verbirgt sich die Idee einer neutralen "Dritten Partei", die hilft, Konflikte ohne Gewalt auszutragen.
Die vielfältigen Formen gewaltfreier Intervention, wie sie hier vorgestellt werden, wurzeln in Gandhis Konzepten. Deshalb wird die indische "Shanti Sena" besonders ausführlich dargestellt, denn aus Erfolgen und Problemen dieser Bewegung haben die Nachfolger viel gelernt.
  


  
    Die Ausstellung will nicht vollständig sein, sie kann gar nicht alle gegenwärtigen Projekte von Kriegsvorsorge und Konfliktnachsorge abbilden, aber sie versucht die ganze Vielfalt aufzuzeigen. Denn Gewaltfreie Intervention gibt es:
  


  
    
      	Auf allen Kontinenten



      	Im eigenen Land wie im Ausland



      	Als kurzfristigen Eingriff (z.B. Friedensmärsche) wie als jahrelanges Projekt



      	Von ausgebildeten und bezahlten Friedensfachkräften wie von BasisaktivistInnen



      	Als Massenaktion junger Menschen und als NGO-Schulung "train the trainer"



      	Aus religiös-spiritueller Motivation oder aus politischer (s. Konflikt in Shanti Sena)



      	Dezidiert gewaltfrei und anti(!)militaristisch oder als Teil des "integrierten" Sicherheitskonzepts der eigenen Regierung



      	Und schließlich gibt es sogar Gewaltfreie Intervention staatlicher Akteure (hier beispielhaft eine OSZE-Mission)


    


    
      
        Wie wir in der Ausstellung zeigen, ist Eingreifen in Konflikte ohne militärische Mittel möglich und wird vielfach praktiziert. Viele zivilgesellschaftliche Organisationen haben sich hierauf spezialisiert. Hier in Deutschland sind es die Entsendeorganisationen im Zivilen Friedensdienst (Forum ZFD, Eirene, Weltfriedensdienst, AGEH, EED, Kurve Wustrow), Peace Brigades International, Nonviolent Peaceforce, verschiedene Gruppen, die Freiwillige in Palästina / Israel haben, und andere mehr.
      


      
        Allein in den Zivilen Friedensdienst (ZFD) wurden seit 1999 mehr als 800 Fachkräfte in über 50 Länder entsandt – nach Afrika, Asien, Lateinamerika, in den Nahen Osten und auf den Balkan.
      


      
        Aber auch Staaten und internationale Organisationen wie die Europäische Union, die Vereinten Nationen oder die OSZE kennen das Instrument ziviler Beobachter- und Peacekeeping-Missionen. Sie stehen nur oft im Schatten der öffentlichen und Medien-Aufmerksamkeit, die sich auf die zahlenmäßig weit geringeren militärischen Missionen konzentriert.
      

    


    
      

    

  


  
    Gewaltfreie Intervention ist nicht immer unproblematisch, sie kann den Anspruch auf "Allparteilichkeit" nicht immer einlösen. Sie ist auch kein Allheilmittel, und wir möchten hier keine pazifistischen Allmachtsfantasien befördern. Ihr Erfolg wird jedoch deutlich, wenn man sie mit ihrem Gegenstück, der "ver-heerenden" Militärintervention vergleicht. Unsere Folgerung lautet: Die Zeit ist gekommen, im Falle von Krisen und Kriegen nicht nach Militär zu rufen, sondern Instrumente gewaltfreier Konfliktintervention einzusetzen. Denn Gewalt schafft immer nur mehr Gewalt. 
  


  
    

  


  
    Gewaltfreie Intervention – ihre Zeit ist gekommen!
  


  2. Wie alles anfing: Gandhis Friedensarmee Shanti Sena


  
    Entstehung und Geschichte


    Schon sehr früh hatte Gandhi die Idee, seine gewaltfreien Kampagnen durch eine entsprechende Organisation zu verstetigen. Aber es war sein moslemisch-paschtunischer Mitstreiter Abdul Ghaffar Khan, der diese Idee 1929 zuerst verwirklichte. Dessen "Rothemden" nahmen z.B. am Salzmarsch teil und beeindruckten Gandhi tief. So regte Gandhi die Gründung einer solchen "Truppe" an, genannt "Shanti Sena" (Sanskrit für Friedensarmee). Die erste "spontane" Shanti Sena formierte sich 1946 in Kalkutta, wo Hindus und Moslems einander massakriert hatten. Die Shanti Sena spielte eine entscheidende Rolle bei der Wiederherstellung des Friedens. Januar 1948 - Indien war inzwischen unabhängig - rief Gandhi zu einer großen Konferenz zur Gründung der Organisation auf. Unmittelbar vorher wurde er ermordet, die Konferenz fand jedoch statt; die politischen Führer Indiens waren beteiligt.


    1957 nahmVinoba Bhavedie Organisation in die Hand. Geplant waren 70.000 "Sainiks", einer pro 5.000 Menschen. Sie waren als lebenslängliche Vollzeit-FriedensarbeiterInnen gedacht, gebunden durch ein Gelöbnis (s.u.). Ihren Lebensunterhalt sollten freiwillige Spenden (in Form einer ritualisierten Reisschale) sicherstellen: die Menschen, für die die Sainiks arbeiteten, sollten auch etwas geben. So sollte sich das Band zwischen ihnen verfestigen, was auch hervorragend funktionierte. Allerdings blieb der Aufbau schleppend: 1962 waren es 2.500 Sainiks, zu wenig für die zahlreichen Unruhen, die den jungen Staat erschütterten.


    Jayaprakash Narayan ("JP"),weniger spirituell, mehr praktisch-politisch alsVinoba Bhave, wurde Vorsitzender. Für ihn waren die Shanti Sena die Alternative zum Militär, das er abschaffen wollte. Er kämpfte international und in der UNO für gewaltlose Friedenseinsätze. Viele Jugendliche kamen jetzt auf ein Jahr in den Sena-Dienst, während es früher nur lebenslange Hauptamtliche gegeben hatte. Als chinesische Truppen am 20.11.1962 die indische Grenze überschritten, wollte JP sofort Sainiks in Bewegung setzen, um sich gewaltfrei zwischen die Fronten zu stellen, während Vinoba die Position der indischen Regierung teilte: "When India maintains an army, it has to be used to repel an armed attack". JP kämpfte weiter für eine gewaltfreie Intervention, doch als er Menschen dafür organisiert hatte, war der Krieg vorbei, Indien hatte ihn (und ein Stück Land) verloren. Einige Jahre später spaltete sich die Gandhi-Bewegung (und Shanti Sena) in Indien an einer sehr ähnlichen Frage: soll man die eigene demokratisch gewählte Regierung bekämpfen oder soll man sich aus der Politik heraushalten und das Heil auf spirituellem Wege suchen? Die Shanti Sena zerfiel und konnte sich auch nach einem Neubeginn 1985 nicht mehr recht erholen.


    Status heute


    In Sri Lanka gibt es ein Jugend-Projekt gleichen Namens, jedoch anderer Ausrichtung. In Indien selbst gibt es seit einigen Jahren Bemühungen, in bestimmten Regionen (Kashmir, Bihar) eine neue Shanti Sena ins Leben zu rufen.


    Arbeitsweise


    Sainiks (= "Soldaten" der Shanti Sena) führen ein Leben allein oder in Gemeinschaft unter den jeweiligen Dorf- oder Stadtbewohnern, bis es wieder einen "externen" Einsatz gibt, nämlich dann, wenn dann am jeweiligen Brennpunkt nicht genügend Sainiks vor Ort sind. Ihr Leben verkörpert, was Gandhi das "Konstruktive Programm" nannte, das vor jeder Aktion zu stehen habe: Sozial nützliche geschwisterliche Arbeit, die den Sainiks zugleich die Disziplin vermittelt, die sie für ihre Aktionen brauchen. Diese Selbst-Vervollkommnung wurde für viele der wichtigere Teil der Shanti Sena.


    Gelöbnis der Shanti Sena (1958, später geändert):


    
      	I believe in the principles of truth, non-violence, non-possessiveness, bodily labour, and self-control. I will try to conduct my life on these principles.


      	l believe that the world can only know true peace when the common people are in direct control to their own affairs. I will, therefore, not take any part in party politics, but will do my best to get members of all political parties to help me in my work.


      	I will give no place in my life to any spirit of exclusiveness in matters of caste, class or religion.


      	I will consider myself responsible for the maintenance of peace in my social surroundings and will be ever prepared to work for the maintenance of peace through nonviolent means.


      	If there is need for peace work otside my area I will be ready to go.

    


    Personen: Abdul Ghaffar Khan (1890 - 1988)


    Abdul Ghaffar Khan war Paschtune aus der Oberschicht im (heutigen) pakistanisch-afghanischen Grenzgebiet. An der Seite Gandhis engagierte er sich im antikolonialen Befreiungskampf gegen die Briten, gleichzeitig im Kampf gegen Rückständigkeit und für moderne Schulbildung, was ihn in scharfen Gegensatz zu den (schon damals) bildungsfernen Mullahs brachte. Er gründete 1929 die strikt militärisch organisierten Khudai Khidmatgar(Gottes Diener), nach ihrer Uniform "Rothemden" genannt, wo sich tausende (gebildeter) Paschtunen - und auch Paschtuninnen! - organisierten. Sie kämpften gegen die Gesetze der Blutrache ebenso wie gegen die britische Herrschaft und für paschtunische Autonomie im neuen Indien. Das brachte sie in scharfen Gegensatz zur "Muslim Liga", die sich der Errichtung eines moslemischen Staates (Pakistan) verschrieben hatte. Sie gingen ein Bündnis mit dem Indischen Nationalkongress Gandhis ein, mit dem AGK auch persönlich harmonierte. Nach der Teilung Indiens, die sie ablehnten, wurden sie in Pakistan 1948 verboten, AGK und sehr viele seiner Anhänger wurde für Jahre eingesperrt, eine friedliche Demonstration von der Provinzregierung massakriert. Abdul Ghaffar Khan starb 1988 unter Hausarrest in Peschawar, Pakistan.


    Die Rothemden zeigten Mut, Hingabe und Disziplin "wie Soldaten". So gab es auch so etwas wie eine Fahne und einen "Fahneneid" (Übersetzung: Gandhi):


    
      	In the name of God who is Present and Evident, I am a Khudai Khitmatgar.


      	I will serve the nation without any self-interest.


      	I will not take revenge (badla) and my actions will not be a burden for anyone.


      	My actions will be non-violent.


      	I will make every sacrifice required of me to stay on this path.


      	I will serve people without regard to their religion or faith.


      	I shall use nation-made goods.


      	I shall not be tempted by any office.

    
Foto: AGK und Gandhi (aus: AGK: Mein Leben. Autobiografie)


    [image: Khan]

  


  
    Personen: Vinoba Bhave (1895 - 1982)


    VB stand in der Tradition des indischen Weisen und wurde als "spiritueller Nachfolger" Gandhis gesehen. Er initiierte die Landschenkungsbewegung (Bhoodan) und die Dorfschenkung (Gramdan, eine Art freiwillige Kollektivierung), beides relativ erfolgreich. Er starb durch ein Todesfasten für das Verbot des Rinderschlachtens.


    [image: vinobab]


  


  
    Personen: Jayaprakash Narayan, genannt JP (1902 - 1979)


    Schüler Gandhis, organisierte "Quit-India"-Kampagne, sozialistischer Politiker, aktiv in der internationalen Friedensbewegung.


    [image: JP]


  


  
    3. Peace Brigades International (pbi) schützen Menschenrechte seit 1981


    pbi ist eine Menschenrechtsorganisation, die durch die Präsenz internationaler Freiwilligenteams in Konfliktgebieten MenschenrechtsverteidigerInnen schützt. So werden Handlungsräume für den Frieden geschaffen.



    Der internationale Sitz ist in London, nationale Sektionen gibt es in Australien, Belgien, Kanada, Frankreich, Italien, Niederlanden, Norwegen, Spanien, Schweden, Schweiz, Großbritannien und in den USA. Der deutsche Zweig hat seinen Sitz in Hamburg, regionale Gruppen gibt es in Hamburg, Berlin, Leipzig, Köln-Bonn, Koblenz, Rhein-Main, Stuttgart, München und Passau (Stand 2014).


    Entstehung und Auftrag


    Die Idee, mit gewaltfreien Methoden in Konfliktgebieten zu arbeiten, gründet sich auf Mahatma Gandhis Idee einer Shanti Sena (Friedensarmee,s.o.). Ehemalige Mitglieder einer Vorläuferorganisation, der Word Peace Brigades, und andere FriedensaktivistInnen aus der ganzen Welt gründeten am 04.09.1981 die heutigen pbi. Insbesondere in Guatemala wurde der pbi-Ansatz entwickelt. Dort war die indigene Bevölkerung unter dem Diktator Rios Montt 1982 aus zahlreichen Dörfern vertrieben worden, Tausende wurden auch vom Militär umgebracht. pbi unternahm es, die Flüchtlinge auf einem langen Weg nach Hause zu begleiten. Durch ihre Verbindung zu westlichen Medien und Unterstützungsgruppen konnten sie so der Furcht der Indios vor erneutem "Verschwindenlassen" begegnen. Die Wiederansiedlung verlief erfolgreich. Der Diktator wurde - später - vor Gericht gestellt.


    Im Verlauf der folgenden 30 Jahre wurde dieser Ansatz auf andere Konfliktgebiete ausgedehnt: Nord­amerika, El Salvador, Sri Lanka, Haiti, DR Kongo, Indonesien und Balkan sowie aktuell Mexiko, Guatemala, Kolumbien, Nepal, Kenia und Honduras.


    pbi ist davon überzeugt, dass eine nachhaltige Transformation von Konflikten nicht von außen herbeigeführt werden kann, sondern von lokalen Akteuren gestaltet werden muss. Dazu gehören MenschenrechtsverteidigerInnen und FriedensarbeiterInnen ebenso wie AnwältInnen, GewerkschafterInnen, FrauenrechtlerInnen oder UmweltschützerInnen. Diese arbeiten für Menschenrechte, Frieden und demokratische Freiheiten. Häufig wird ihre Arbeit bedroht. Ihnen durch Schutzbegleitung beizustehen ist die Mission von pbi. pbi greift also nicht selbst in Konflikte ein, auch nicht mit Mediation, sondern "beschränkt" sich auf den Schutz der lokalen Akteure für Menschenrechte. Dieser Schutz wird durch die Zeugenschaft und ein internationales (Medien-) Netzwerk gewährleistet.


    Konkrete Arbeit einer Freiwilligen


    Heike Kammer, geb. 1960, seit 1980 in Lateinamerika unterwegs, seit 1985/86 bei pbi, beschreibt ihre Arbeit so: "Wir haben ... ein Haus gemietet. Zur Zeit leben hier zwölf Leute zusammen. Wir versuchen möglichst viele verschiedene Nationalitäten in einem Team zu haben. So erreichen wir Öffentlichkeit und damit eine gewisse Schutzfunktion durch viele Staaten. Jeder oder jede pbi-Freiwillige ist ungefähr ein Jahr lang dabei...In Kolumbien machen wir uns und unsere Arbeit immer wieder bei wichtigen Regierungsstellen und bei unseren Botschaften bekannt. Regelmäßig informieren wir durch schriftliche Veröffentlichungen, aber auch durch direkte Gespräche. Mit illegalen Akteuren wie Guerrilla oder Paramilitärs haben wir keine Kontakte. Aber auch ein Gespräch mit örtlichen Militärchefs kann helfen, An­griffe der Paramilitärs zu verhindern, da diese ihre Verbindungen haben. Bei jeder Anfrage müssen wir gut überlegen und analysieren, wie wir Schutz schaffen, oder auch, ob wir ablehnen müssen, um nicht zu Märtyrern zu werden. Diese Grenzen zu erkennen ist oft sehr schwer, aber lebenswichtig. Diese Grenzen positiv zu verschieben, ist eine wichtige Aufgabe....Wir demonstrieren niemals mit, das ist nicht Aufgabe von AusländerInnen. Indem wir eindeutig nebenher gehen, zeigen wir, dass, was immer hier geschieht, international bekannt werden kann." (Aus: "Unterwegs im Einsatz für den Frieden", Hamburg 1997).


    Wie entsteht ein Projekt? Bedrohte Menschen oder Organisationen wenden sich an pbi. Dann wird entschieden, ob eine Erkundung sinnvoll ist. Wenn ja, geht ein Erkundungsteam ins Land und klärt die Situation. Kommt es zu einer positiven Entscheidung und sind genügend Freiwillige mit Sprachkenntnissen vorhanden, kann das Projekt starten. Es wird immer wieder evaluiert und - notfalls - auch abgebrochen, wie etwa in Haiti.


    Kontakt: http://www.pbideutschland.de


    


  


  
    4. Ökumenisches Begleitprogramm in Palästina und Israel (EAPPI)


    Entstehung von EAPPI



    EAPPI (Ecumenical Accompaniment Programme in Palestine and Israel) ist ein ökumenisches Begleitprogramm des Weltkirchenrats (ÖRK) in Palästina und Israel. Es wurde 2001 ins Leben gerufen nach einer dringenden Bitte der Kirchen in Jerusalem um gewaltfreie Unterstützung und Solidarität. Ursprünglich war es ein Teil der "Ökumenischen Kampagne zur Beendigung der widerrechtlichen Besetzung Palästinas: für einen gerechten Frieden im Nahen Osten", der erste Schwerpunkt der ÖRK-Dekade zur Überwindung von Gewalt ("Kirchen für Frieden und Versöhnung" 2001-2010). Freiwillige unterschiedlicher Nationalitäten arbeiten in Teams für jeweils drei Monate. Aus Deutschland nehmen jährlich mehrere Freiwillige teil. Im Unterschied zu anderen Ländern tragen in Deutschland mehrere Organisationen das Programm (Berliner Missionswerk, Pax Christi Evangelische Mission in Solidarität, Brot für die Welt, Evangelischer Entwicklungsdienst, Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe). Sie haben sich zu einem Koordinierungskreis zusammengeschlossen.


    Historischer Hintergrund des Konflikts Israel/Palästina



    Aufgrund der anhaltenden Verfolgung von Juden in Europa, noch bevor sie ihren schlimmsten Höhepunkt in dem Genozid (Shoah) während der Naziherrschaft erfuhr, entwickelte sich schon im 19. Jahrhundert die Idee, einen jüdischen Staat zu schaffen. Die Einwanderung von Juden aus aller Welt nach Palästina führte aber zu immer stärker werdenden Konflikten mit der dort lebenden arabischen Bevölkerung. Mit der Ausrufung des Staates Israel am 14. Mai 1948 begann der Krieg mit dem Angriff von fünf arabischen Nachbarländern, der zur Vertreibung sowohl von Juden aus arabischen Staaten als auch von palästinensischen Arabern aus Israel führte. Die Waffenstillstandslinien (Grüne Linie) nach dem Ende des Krieges sind heute die international anerkannten Grenzen Israels. 1967 folgte der Sechs-Tage-Krieg, in dessen Verlauf Israel in die palästinensischen Gebiete einmarschierte. Das Westjordanland und Ost-Jerusalem sind nach wie vor durch die israelische Armee besetzt. Darüber hinaus ist das Westjordanland durch eine Grenzmauer abgeriegelt, die oft weit innerhalb des palästinensischen Gebietes liegt.


    Zielsetzungen und Aufgaben von EAPPI


    "Auftrag von EAPPI ist es, Palästinenser und Israelis bei ihren gewaltlosen Aktionen zu begleiten und gemeinsame Anstrengungen zur Beendigung der Besatzung zu unternehmen" (Deutsches Missionswerk 2013). Eines der wichtigsten Prinzipien ist grundsätzliche Unparteilichkeit. EAPPI will durch die sichtbare Anwesenheit von Freiwilligen Gewalt im Alltag vor Ort verhindern, z.B. an Checkpoints, an der Mauer bzw. am Zaun, bei landwirtschaftlichen Übergängen, in Gemeinden nahe israelischer Siedlungen, auf dem Schulweg von Kindern. Dass dies häufig tatsächlich auch gelingt, zeigen viele Erfahrungsberichte der Freiwilligen. Ihre Anwesenheit vermittelt Solidarität und Schutz vor Willkür, z.B. durch israelische Soldaten. Das Verhalten (z.B. an Kontrollpunkten und anderen Sperren) wird dokumentiert und an zuständige Stellen gemeldet, um Abhilfe zu schaffen. Auch Verstöße gegen Menschenrechte werden veröffentlicht.


    Konkrete Arbeit von EAPPI


    Die Nürnbergerin Kristina Kühl, geb. 1978 und von Beruf Diplom-Sozialpädagogin, war vom August bis November 2008 in Hebron im Einsatz. Sie beschreibt einen Tag bei EAPPI so:


    7:00 Uhr  Begleitung von palästinensischen Kindern zur Schule


    8:00 Uhr  Präsenz im von Israel kontrollierten Teil Hebrons und Checkpoint-Beobachtung und Besuch von Familien, die Opfer von Gewalt geworden sind


    12:00 Uhr  Begleitung von palästinensischen Kindern von der Schule nach Hause


    14:00 Uhr  Stadtführung einer Reisegruppe


    17:00 Uhr  Tagesberichte an EAPPI, internationales Rotes Kreuz und Vereinte Nationen


    20:00 Uhr  Treffen mit israelischen und palästinensischen Friedensinitiativen.


    EAPPI heute


    EAPPI zeigt nun seit über 10 Jahren ununterbrochene gewaltfreie Präsenz und Solidarität in den besetzten Gebieten. Das Programm ist für die Bevölkerung vor Ort von großer Bedeutung, denn es hilft ihnen konkret im Alltagsleben und zeigt, dass man sie nicht vergessen hat. Durch seine Unparteilichkeit hat es sich einen hohen Ruf bei den Vereinten Nationen erworben.


    Kontakt: www.eappi.org

  


  
    5. Witness for Peace


    Entstehung von WfP



    Im Jahr 1983 besuchten Mitglieder verschiedener kirchlicher Kongregationen aus den USA Nicaragua. Ihre Reise führte sie an einen Ort, an dem zuvor ein Anschlag der gegen die Regierung kämpfenden "Contras" stattgefunden hatte. Die Anwesenheit der Gruppe aus den USA hielt die Rebellen vom Schießen ab. Die Eindrücke dieses Aufenthaltes führten zur Gründung der Organisation Witness for Peace.



    Historischer Hintergrund


    Nicaragua 1979: Nach einem zweijährigen Aufstand wurde der Diktator Somoza von den Sandinistas – einer politisch links orientierten Bewegung – gestürzt, sehr zum Unwillen der USA. Als 1980 Ronald Reagan zum Präsident der USA gewählt wurde, begann der Krieg gegen den "Marxismus in Lateinamerika": Mitglieder der ehemaligen Nationalgarde des Somoza-Regimes gründeten unter Mithilfe der CIA eine paramilitärische Gruppe, die sog. Contras. Deren Angriffe richteten sich in erster Linie gegen die öffentliche und wirtschaftliche Infrastruktur Nicaraguas, um die Situation im Land zu destabilisieren. Dazu zählen das Legen von Minen, das Verbrennen der Ernte und das Stehlen von Vieh; zahlreiche Menschen starben. Die Contras wurden von der US-Regierung finanziert und von CIA-Agenten ausgebildet. Die CIA führte auch eigene Militäroperationen durch, wie die Sprengung von Erdöltankern und die Verminung des Hafens der Hauptstadt Nicaraguas 1984. Der Contra-Krieg wurde erst eingestellt, als 1990 die Sandinisten die Wahlen verloren. Die Opferzahlen des Contra-Krieges: 30.000 Tote, 350.000 Vertriebene, 9 Milliarden USD Schaden.


    Konkrete Arbeit von Witness for Peace



    Die noch heute bestehende Bewegung ist in erster Linie dadurch gekennzeichnet, dass sie dezentral angelegte Proteste und Öffentlichkeitsarbeit mit gewaltfreier Präsenz vor Ort verbindet. In den USA fanden während des Contra-Krieges immer wieder Demonstrationen und Aktionen in unterschiedlichen Städten der USA statt. Witness for Peace (und andere Gruppen) entsandten regelmäßig zweiwöchige Delegationen und längerfristig bleibende Freiwilligen-Teams nach Nicaragua in die Kriegsgebiete. US-BürgerInnen sollten selbst "Zeuge" davon werden, welche Auswirkungen die Militärpolitik ihrer Regierung auf das Land und die Menschen in Nicaragua hatte.


    Ziele der AktivistInnen waren zum einen, durch ihre Präsenz Gewalt der Contras zu verhindern und zum anderen, die Berichte der RückkehrerInnen für die Öffentlichkeitsarbeit in den USA zu nutzen.


    Die gewaltfreie Präsenz in Nicaragua beinhaltete symbolische Märsche und Mahnwachen, die Begleitung von gefährdeten Individuen und Gemeinden, Fasten, Arbeitsprojekte und viele weitere Aktionen. Geleitet werden die AktivistInnen von Witness for Peace von der Idee des Glaubens, der Gewaltfreiheit, der politischen Unabhängigkeit sowie des Respekts vor den Gemeinschaften vor Ort. Ihr Einsatz hatte Einfluss auf den zwischenzeitlichen (dann allerdings wieder aufgenommenen) Stop der finanziellen Hilfe der USA für die Contras und sie bewirkte einen Verzicht der USA auf eine direkte Invasion.


    Witness for Peace heute



    Seit Ende des Contra-Krieges hat Witness for Peace seine Arbeit auf andere Länder Lateinamerikas ausgeweitet. Es ist in den Ländern Nicaragua, Mexiko und Kolumbien permanent präsent und außerdem aktiv in Kuba, Honduras, Bolivien und Venezuela. Die Organisation setzt sich für Frieden, Gerechtigkeit, nachhaltiges Wirtschaften und gegen die Unterdrückung der Bevölkerung ein.



    Witness for Peace dokumentiert, welche Auswirkungen unfairer Handel und die US-Politik auf die Menschen haben. Geprägt durch die Erfahrungen von den von WfP organisierten Delegationsreisen nach Lateinamerika, entstanden in den USA Netzwerke aus gewaltfreien AktivistInnen, die motiviert sind, PolitikerInnen zur Rechenschaft zu ziehen, um somit eine positive Veränderung zu bewirken. Weltweit hat die christliche Organisation über 20 000 Mitglieder und bisher wurden mehr als 10.000 Menschen nach Lateinamerika und in die Karibik entsendet.


    Die Website von WfP: www.witnessforpeace.org

  


  
    6. Balkan Peace Team


    Entstehung des International Balkan Peaced Team



    Das Balkan Peace Team wurde 1993 von einer Koalition europäischer Friedensorganisationen, darunter den War Resisters‘ International, dem Bund für Soziale Verteidigung (Deutschland), dem Internationalen Versöhnungsbund und Mouvement pour une alternative nonviolente (Frankreich) gegründet. Seine GründerInnen waren alle auf vielfältige Weise in den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens aktiv und unterstützten dort einheimische Antikriegs- und Menschenrechtsgruppen Dabei sahen sie den Bedarf an einer unparteiischen internationalen Präsenz, um diese AktivistInnen und Zivilbevölkerung zu schützen und Dialog zwischen den verschiedenen Volksgruppen zu fördern.


    Historischer Hintergrund des BPT


    1991 erklärten Kroatien und Slowenien ihre Abspaltung von der Bundesrepublik Jugoslawien. Die Regierung in Belgrad versuchte dies mit Gewalt zu verhindern; der folgende Krieg in Kroatien wurde Anfang 1992 mit einem vorläufigen Waffenstillstand und der Entsendung von UN-Blauhelmen beendet. Teile Kroatiens blieben bis 1995 unter serbischer Kontrolle. 1992 begann der Krieg in Bosnien-Herzegowina, wo sich bald Armeen aller drei dort lebenden Volksgruppen – Muslime, Kroaten und Serben – gegenseitig bekämpften und versuchten, ethnisch einheitliche Gebiete zu schaffen. Erst nach massiven internationalen Vermittlungsversuchen und militärischem Druck kam es 1995 zum Friedensvertrag von Dayton. Wenige Jahre später wandelte sich der bis dahin gewaltfreie Widerstand der Kosovo-Albaner gegen die serbische Herrschaft im zu 90% von Albanern bewohnten Kosovo zu einem bewaffneten Kampf gegen Serbien. 1999 intervenierte die NATO ohne Mandat des UN-Sicherheitsrates. Nachdem Belgrad einem Friedensplan der NATO zugestimmt hatte, endeten die Bombardierungen im Juni 1999 und die NATO besetzte – jetzt mit Billigung der UN - den Kosovo.



    Konkrete Arbeit des Balkan Peace Team



    Das Balkan Peace Team hatte gewöhnlich zwischen fünf und zehn internationale Langzeit-Freiwillige in Kroatien und in Serbien/Kosovo. In Kroatien begleiteten die Freiwilligen lokale Gruppen, wenn diese z.B. versuchten, die illegale Vertreibung von serbischen Familien zu verhindern, beobachteten Gerichtsverfahren und machten Besuche in schwer zugänglichen Regionen, um dort Informationen über die Menschenrechtssituation zu sammeln. In Serbien und Kosovo gelang es ihnen als neutrale Außenstehende, Kontakte zwischen Friedensgruppen und Studierenden aus Serbien und aus dem Kosovo zu vermitteln.


    Die Arbeit in Kroatien wurde 1998 eingestellt, als sich dort die Lage normalisiert hatte. In Serbien-Kosovo blieb das Balkan Peace Team bis nach dem NATO-Krieg, beendete dann aber angesichts der massiven internationalen Präsenz nach dem Krieg 2001 die Arbeit auch dort.


    Personen aus dem Balkan Peace Team, vor Ort und in der Zentrale



    Eric Bachman und Dorie Wilsnack hatten sich auf dem Balkan kennengelernt, wo beide engagiert waren in der Unterstützung dortiger Antikriegs- und Menschenrechtsgruppen. Sie haben dort Trainings in Gewaltfreiheit gegeben; Dorie als Aktivistin der War Resisters' International, Eric, der als junger Kriegsdienstverweigerer in der Zeit des Vietnamkriegs nach Deutschland gekommen war, für den Bund für Soziale Verteidigung. Eric half darüber hinaus Anfang der 1990er Jahre, ein Emailnetzwerk auf dem Balkan zu installieren, damit die Antikriegs-Aktivisten der verschiedenen Teile Jugoslawiens regierungsunabhängig weiter kommunizieren können. Als Eric und Dorie hörten, dass das BPT dringend eine/n Koordinator/in für sein internationales Büro in Minden suchte, sprangen sie sofort ein.


    Die Organisation heute



    Das Balkan Peace Team hat seine Arbeit 2001 eingestellt. Die Auswertung der Erfahrungen mit den internationalen Teams war wichtig für die nächsten Versuche gewaltfreier Intervention über Ländergrenzen hinweg.

  


  
    7. Kosovo Verification Mission der OSZE


    Entstehung der KVM der OSZE (1998 - 1999)


    Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist eine dauerhafte Staatenkonferenz zur Friedenssicherung. Sie entstand 1975 mit der Schlussakte von Helsinki aus der vormaligen Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE, seit 1995 OSZE). Zu den 57 Teilnehmerstaaten zählen alle Staaten Europas, die Mongolei, die Nachfolgestaaten der Sowjetunion sowie die USA und Kanada. Der Sitz der OSZE ist Wien. Die OSZE leitet u.a. unbewaffnete Überwachungs­missionen in Konfliktgebieten. So wurde 1998 eine solche Mission im Kosovo vereinbart, um den Waffenstillstand zwischen der FR Jugoslawien und der UCK zu überwachen und den drohenden Krieg abzuwenden.


    Anders als die anderen hier geschilderten Besipiele gewaltfreier Intervention handelt es sich also um eine Aktion von Staaten bzw. der Staatengemeinschaft!


    Historischer Hintergrund derKosovo Verification Mission


    1989/90 verlor der Kosovo seinen Status als autonome Provinz Serbiens im jugoslawischen Gesamtstaat und wurde "einfache" Provinz. Die albanische Bevölkerung wehrte sich lange Zeit mit gewaltfreien Mitteln gegen die serbische Dominanz. Nach dem Dayton-Abkommen (1995, Beendigung des Kriegs in Bosnien-Herzegowina) entstand jedoch die "Kosovo-Befreiungsarmee" (UCK), die auf militärische Aktionen setzte. Gegen diese Aufständischen ging der jugoslawische Staat massiv militärisch vor. Beide Seiten namen keine Rücksicht auf die Zivilbevölkerung, die vielfach fliehen musste. Im Oktober 1998 kam auf internationalen Druck (incl. NATO-Interventions­drohung) ein Waffenstillstand zustande, den die OSZE überwachen sollte - das war die Geburtsstunde der KVM.


    Aufgaben und Ziele der KVM


    Geplant war eine flächendeckenden Präsenz von bis zu 2000 "Verifikateuren" für die ca. 10000km², die zu überwachen waren (das entspricht etwa der Fläche der Oberpfalz in Bayern). Durch die Überwachung des Waffenstillstands sollte der Schutz der gesamten Bevölkerung gewährleistet werden (UN-Resolution 1199 vom 16.10.1998). Dazu waren enge Verbindungen zu beiden Konfliktparteien (jugoslawische Armee und UCK) nötig. Die KVM sollte anOSZE und UNO Berichte und Empfehlungen liefern und zukünftige Wahlen überwachen.


    Verlauf der Mission


    Die geplante Struktur konnte nie voll aufgebaut werden, nicht zuletzt, da das erforderliche Personal von den Staaten nur zögerlich zur Verfügung gestellt wurde. Die wenigen vor Ort befindlichen Verifikateure konnten nicht anders, als den Ereignissen so gut wie möglich hinterher zu laufen. Die Kommunikation mit beiden Seiten gestaltete sich schwierig. 


    Dennoch war das Ausmaß der Gewalttätigkeiten in den ersten zwei Monaten der Mission deutlich reduziert, nachdem sich vereinbarungsgemäß sowohl die UCK in ihre Stützpunkte als auch die jugoslawische Armee in die Kasernen zurückgezogen hatten. Gegen Ende 1998 wurde der Waffenstillstand immer brüchiger, interne Berichte der KVM sahen vor allem die UCK als Angreifer. Die KVM wurde abgezogen, kurz darauf bombardierte die NATO Serbien - wie angedroht - ohne Mandat des UN-Sicherheitsrats. Die Gesamtzahl der Kriegstoten wird auf 3500 geschätzt.


    Bewertung


    Der Kosovo-/Jugoslawienkrieg wurde nicht verhindert! Dennoch hat die KVM zunächst erkennbar zur Entschärfung der Situation und Stabilisierung der Lage beigetragen. Wenn sie - wie geplant - schnell und in vollem Umfang flächendeckend installiert worden wäre, hätte sie durchaus wirksam sein könne - das vertritt z.B. der deutsche Brigade­general a.D. Heinz Loquai, der als Militärberater an der Mission beteiligt war.


    Wollte man den Erfolg der KVM überhaupt? Loquai: "Es bleibt die Frage, weshalb die verantwortlichen Politiker nicht das geringe Risiko eingegangen sind, weiter zu verhandeln, um dem Frieden noch eine Chance zu geben, sondern sich für das absehbar hohe Risiko entschieden haben, das der Krieg mit sich bringen mußte."


    Ein "Verificateur" der KVM


    Pierre Dufour war als Ingenieur 16 Jahre bei der französischen Armee, bevor er sie wegen der nuklearen Abschreckungspolitik verließ. Er arbeitete dann in Industrie und Forschung, insbesondere zur Nutzung der Solarenergie in tropischen Ländern. Als Mitglied des Mouvement pour une Alternative Non-violente (MAN) und des französischen Balkan Peace Teams nahm er an verschiedenen gewaltfreien Friedenseinsätzen teil und meldete sich dann zur OSZE-Überwachungsmission im Kosovo.


    Die OSZE heute


    Mit ihren 57 Teilnehmerstaaten in Nordamerika, Europa und Asien ist die OSZE die weltweit größte regionale Sicherheitsorganisation. In ihrem Gebiet leben über eine Milliarde Menschen. Sie versteht sich als regionales Instrument für Frühwarnung, Konfliktverhütung, Krisenmanagement und Konfliktfolgen­beseitigung. Derzeit laufen 16 Feldoperationen in Südosteuropa, Osteuropa, Südkaukasus und Zentralasien.


    Website der OSZE: www.osce.org


    Die OSZE als Instrument ziviler Konfliktbearbeitung: www.wissenschaft-und-frieden.de/seite.php?artikelID=0065


    Zu Heinz Loquai: www.ag-friedensforschung.de/themen/NATO-Krieg/loquai.html

  


  
    8. Ziviler Friedensdienst in forumZFD und GIZ


    Entstehung und Geschichte des Zivilen Friedensdienstes in Deutschland



    Nach dem Ende des Kalten Krieges wollten weite Teile der Friedensbewegung das Militär abschaffen und Formen der organisierten "zivilen Konfliktbearbeitung" aufbauen. Zwei verschiedene Konzepte konkurrierten: "Massenorganisationen" junger Freiwilliger, die so einen echten Zivildienst leisten sollten (denn in der Übergangszeit würde es ja noch die Wehrpflicht geben) oder "Friedensfachdienst" von Erwachsenen aller Altersklassen, die mehrere Jahre Ihres Lebens im Einsatz zubringen sollten. In heftigen Diskussionen setzte sich der "Friedensfachdienst" durch, weil er weniger staatlichen Einfluss versprach. Schließlich wurde aus einer offenen Arbeitsgruppe des BSV (Bund für Soziale Verteidigung) heraus 1996 das Forum Ziviler Friedensdienst gegründet. Es hat heute 37 Mitgliedsorganisationen und hat das Europäische Netzwerk für zivile Friedensdienste (EN.CPS) mitgegründet.


    Das forumZFD versteht sich als Ausbildungsort, Kampagnen- und Lobbyorganisation, entsendet aber auch selbst Friedensfachkräfte in Konfliktgebiete (Nahost, Balkan, Philippinen). Diese arbeiten u.a. am Aufbau eines Dialogs zwischen den Konfliktparteien, der Förderung der Zivilgesellschaft und der Reintegration von Flüchtlingen und ehemaligen Kämpfern. Seine "Akademie für Konflikttransformation" bietet lebens- und berufserfahrenen Menschen Qualifizierungskurse zur Friedensfachkraft und Trainings zu Themen der zivilen Konfliktbearbeitung an.


    Die Finanzierung von Ausbildung und Einsatz der Friedensfachkräfte erfolgt seit 1999 über das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Eine Reihe von Entwicklungs- und Friedensorganisationen entsenden Friedensfachkräfte im ZFD, darunter ist auch die staatliche GIZ (Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit GmbH), in der die Bundesregierung ihre entwicklungspolitischen Aktivitäten zusammengefasst hat. Diese Staatsnähe ist umstritten, da sie der Verwirklichung des Konzepts der "vernetzten Sicherheit" diene, bei dem militärische und zivile "Konfliktlösung" Hand in Hand gehen.


    Eine Person aus einem der vielen Projekte


    Björn Zimprich war Friedensfachkraft des forumZFD im Libanon. Er arbeitete als Trainer und Leiter des Projekt "Let´s get trained", das zivilgesellschaftliche Akteure (NGOs) begleitet und in Methoden der Konflikttransformation schult.


    "Seit 1990 herrscht im Libanon zwar offiziell Frieden. Die Aussöhnung und eine Aufarbeitung der Vergangenheit sind aber noch nicht weit fortgeschritten. Die bewaffneten Auseinandersetzungen im syrischen Nachbarland stellen eine ernsthafte Bedrohung für die zaghaften Fortschritte der Versöhnung im Libanon dar. Seit 2007 fand eine Wiederbewaffnung statt..."


    Der ZFD gilt allgemein als ein Erfolgsmodell der Kooperation von staatlichen und nichtstaatlichen Trägern der Entwicklungs- und Friedensarbeit. Seit Programmbeginn waren insgesamt fast 800 Friedensfachkräfte im Rahmen mehrjähriger Einsätze in rund 50 Ländern aktiv. Einschließlich der vorbereitenden und begleitenden Maßnahmen wurden dafür bis Ende 2011 etwa 253 Millionen Euro bewilligt." (Zitat Website BMZ).


    Websites: Forum ZFD www.forumzfd.de


    Konsortium ziviler Friedensdienst http://www.ziviler-friedensdienst.org/de

  


  
    9. Nonviolent Peaceforce


    Entstehung der internationalen Nonviolent Peaceforce



    Nonviolent Peaceforce (NP) wurde nach einer dreijährigen Vorbereitungszeit im Jahr 2002 in Surajkund in Indien von FriedensaktivistInnen aus 49 Ländern gegründet. Im darauffolgenden Jahr begann die erste Mission in Sri Lanka. Von Anfang an verstand sich NP als eine Fachorganisation im Bereich des unbewaffneten zivilen Peacekeepings und arbeitet mit (bezahlten) Fachkräften, die meist aus den Ländern des globalen Südens kommen.


    Arbeitsweise der NP



    Das Mandat von Nonviolent Peaceforce ist der Schutz von ZivilistInnen in Krisengebieten vor Gewalt. Zu diesem Zweck etabliert NP gemischte Teams mit internationalen und nationalen Fachkräften vor Ort, die oftmals bereits durch ihre Anwesenheit gewalttätige Übergriffe auf die Zivilbevölkerung abhalten. Am wichtigsten sind aber die verschiedenen Instrumente, die NP zum Einsatz bringt, um Gewalt vorzubeugen: Dazu gehören u.a. der Aufbau von Frühwarnsystemen, Bildungsarbeit im Bereich des Menschenrechtschutzes, Schutzbegleitung, Kontrolle von Gerüchten, Kommunikation mit bewaffneten Akteuren, den Aufbau von unbewaffneten "Community Protection Teams", Monitoring, spezielle Programme zum Schutz von Kindern und zum Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt.


    Historischer Hintergrund und konkrete Arbeit im Süd-Sudan-Projekt


    Als der Süd-Sudan 2011 seine Unabhängigkeit vom Sudan erlangte, hatten die vorausgehenden Kämpfe zwischen Nord und Süd über 2 Millionen Menschen das Leben gekostet. Doch die Gewalt endete damit nicht: in den Grenzgebieten zum Norden kommt es weiter zu Auseinandersetzungen wie auch in anderen Bundesländern des Südens; oftmals geht es um die Nutzung von Land durch Hirten und Bauern oder den Zugang zu Wasser, und das Vorhandensein von Kleinwaffen macht die Konflikte viel tödlicher, als sie es früher waren.



    Seit 2010 ist NP im Süd-Sudan vor Ort. Ursprünglich ging es um die Verhinderung von Gewalt vor, während und nach den Wahlen und dem Volksentscheid über die Unabhängigkeit des Süd-Sudans, doch dann auch um die gewaltförmigen Konflikte nach der Unabhängigkeit. Heute hat NP im Süd-Sudan zehn Teams in sieben Bundesstaaten. In Zusammenarbeit mit UNICEF führt NP heute ein großes Programm zum Schutz von Kindern vor Gewalt durch. Oft handelt es sich dabei um Kindersoldaten, die entweder fliehen konnten oder entlassen wurden. In verschiedenen regional eng begrenzten Konflikten hat NP durch Vermittlung zwischen sich bekämpfenden Volksgruppen Friedensschlüsse erzielt und überwacht sie. Im Jahr 2012 reagierte NP auf Massaker in einem Bundesland mit dem schnellen Einsatz von drei Teams, die durch Präsenz, Kontrolle von Gerüchten und Vermittlung die Gewalt zu reduzieren helfen.


    Nonviolent Peaceforce heute



    Heute ist Nonviolent Peaceforce ein Netzwerk aus über 65 Mitgliedsorganisationen mit internationalem Büro in Brüssel. Deutsche Mitgliedsorganisationen der NP sind der Bund für Soziale Verteidigung und das forumZFD. Bisherige Projektländer waren:


    
      	Sri Lanka (2003-2011)



      	Guatemala (2007-2008)



      	Philippinen (seit 2007)



      	Süd-Sudan (seit 2010)



      	Kaukasus - Georgien, Südossetien (seit 2012)



      	Myanmar (seit 2013)



      	Syrien (seit 2015)

    
Nachtrag 2015: Heute ist NP eine internationale NGO mit Sitz in Brüssel und Minneapolis. Unterstützt wird sie von der "NP Alliance" mit Mitgliedern aus allen Kontinenten.

    Websites:
  


  
    
      	www.nonviolentpeaceforce.org



      	www.nonviolentpeaceforce.de



      	en.wikipedia.org/wiki/Nonviolent_Peaceforce


    

  


  
    10. Bantay Ceasefire


    Entstehung derInitiative Bantay Ceasefire



    Angesichts anhaltender Verstöße gegen das Waffenstillstandsabkommen zwischen der philippinischen Regierung und der Rebellengruppe Moro Islamic Liberation Front (MILF) gründeten im Januar 2003 zivilgesellschaftliche Gruppen aus den Philippinen die Initiative Bantay Ceasefire. Ihr Ziel ist die unabhängige Überwachung des Waffenstillstands und des Friedensprozesses.



    Historischer Hintergrund derInitiative Bantay Ceasefire



    Die Besiedlung der Südinsel der Philippinen (Mindanao) durch katholische Kleinbauern machte die vorwiegend muslimische Bevölkerung zur Minderheit in Teilen der Insel. Im Jahre 1970 entstand die Moro National Liberation Front (MNLF), um mit militärischen Mitteln für die Errichtung eines eigenständigen muslimischen Staates zu kämpfen. Infolge von Spannungen innerhalb der MNLF-Führung spaltete sich 1984 die MILF von der MNLF ab. Die MNLF legte im Zuge eines Friedensvertrags im Jahre 1996 die Waffen nieder und beteiligt sich seitdem an der Verwaltung sog. Autonomer Regionen in Mindanao. Aber der Krieg ging weiter, denn die MILF lehnte den Friedensvertrag ab. Nach langem Krieg kam erst im Jahr 2008 erneut Bewegung in die Friedensverhandlungen zwischen Regierung und MILF, die jedoch wiederholt von kriegerischen Auseinandersetzungen der Konfliktparteien überschattet wurden. Im Oktober 2012 wurde schließlich ein Friedensabkommen zwischen der MILF und der philippinischen Regierung erzielt, aber Splittergruppen von MILF und auch MNLF scheinen den Kampf fortsetzen zu wollen.


    Aufgaben und Ziele der Bantay Ceasefire Initiative


    Bantay Ceasefire wurde geschaffen, um eine unabhängige Alternative zu den von Regierung und MILF aufgestellten lokalen Überwachungsteams zu bilden bzw. diese zu ergänzen. Die Teams von Bantay Ceasefire werden von ZivilistInnen aus der Zivilgesellschaft Mindanaos gebildet; vereinzelt werden sie von internationalen FriedensaktivistInnen unterstützt. Ursprünglich beschränkte sich die Anzahl der Mitglieder auf 60 Personen.



    Bantay Ceasefire verhindert kriegsbedingte Gewalt in den Gemeinden, indem Verstöße gegen den Waffenstillstand gemeldet und Bedrohungen für die Sicherheit der Zivilbevölkerung reduziert werden. Dafür werden die Gründe und die Verantwortlichen von Verstößen gegen den Waffenstillstand ermittelt. In mehreren Fällen konnte Bantay Ceasefire erreichen, dass die Kriegsparteien sich auf einen vorübergehenden Waffenstillstand einließen, um der Zivilbevölkerung das Verlassen des umkämpften Gebietes zu ermöglichen.


    Die Initiative wird von dem Sekretariat des Mindanao People's Caucus organisiert und ist in sieben Regionen im Süden, im Westen und in der Mitte Mindanaos aktiv. In der philippinischen Hauptstadt Manila setzt sich Bantay Ceasefire zudem bei hohen Regierungsbeamten, dem Verteidigungsministerium, Friedensgruppen, Diplomaten und Medien für die Belange der Zivilbevölkerung Mindanaos ein.


    Konkrete Arbeit imMindanao People's Caucus



    Pater Bert Layson ist Vizevorsitzender des Mindanao People's Caucus. Er setzte sich als Gemeindepfarrer von Pikit mithilfe der muslimischen, christlichen und indigenen Bevölkerung für die Errichtung einer Friedenszone in Nalapa'an ein. Daraufhin entstanden im Umland zahlreiche weitere Friedenszonen, die sich gegen die Verwicklung in kriegerische Auseinandersetzungen wehren können und das friedliche Zusammenleben von muslimischer und christlicher Bevölkerung fördern.



    Bantay Ceasefire heute



    Im Vergleich zu den Anfängen von Bantay Ceasefire ist die Organisation nun finanziell besser ausgestattet, um die Einhaltung des Waffenstillstands zwischen den Rebellen und der Armee zu überwachen. Obwohl Ende 2012 ein Friedensabkommen zwischen der MILF und der Regierung unterzeichnet wurde, bleibt die Lage angespannt und Verstöße gegen den Friedensvertrag erfordern weiterhin das Engagement der mittlerweile 900 unabhängigen BeobachterInnen von Bantay Ceasefire.



    Die Website des Mindanao People's Caucus: www.mpc.org.ph


    Weitere Infos: www.trust.org/spotlight/Philippines-Mindanao-conflict, www.lifeissues.net/writers/mis/mis_07horrorsofwar.html

  


  
    11. Gewaltfreie Intervention: Ihre Zeit ist gekommen! 



    Wir haben in dieser Ausstellung aufgezeigt, dass das Eingreifen in Konflikten ohne militärische Mittel möglich ist und bereits vielfach praktiziert wird. Viele zivilgesellschaftliche Organisationen haben sich hierauf spezialisiert, und tausende von Freiwilligen und Friedensfachkräften setzen sich weltweit für die Verhinderung von Gewalt und die Bearbeitung von Konflikten mit friedlichen Mitteln ein.


    Allein in die Projekte des Zivilen Friedensdienstes in Deutschland wurden seit 1999 mehr als 800 Fachkräfte in über 50 Länder entsandt – nach Afrika, Asien, Lateinamerika, in den Nahen Osten und auf den Balkan. Es sind hier u.a. Organisationen im Zivilen Friedensdienst (ForumZFD, Eirene, Weltfriedensdienst, AGEH, EED, Kurve Wustrow), Peace Brigades International, verschiedene Gruppen, die Freiwillige in Palästina und Israel haben, und andere mehr, die Freiwillige oder Friedensfachkräfte in folgende Länder entsenden:

    

  


  Länder, in denen Friedensfachkräfte aus Deutschland tätig sind (ohne Anspruch auf Vollständigkeit)



  
    Einsatzländer und Organisation

  


  
    
      	Afghanistan GIZ



      	Äthopien GIZ



      	Benin GIZ



      	Bolivien GIZ



      	Bosnien-Herzegowina forumZFD



      	Burkina Faso GIZ



      	Burundi GIZ



      	Guatemala GIZ



      	Guatemala PBI



      	Honduras PBI



      	Kambodscha GIZ



      	Kenia GIZ



      	Kaukasus NP



      	Kenia PBI



      	Kirgisien NP



      	Kolumbien PBI



      	Kosovo forumZFD



      	Libanon forumZFD/ GIZ



      	Mazedonien forumZFD



      	Mexiko PBI



      	Myanmar NP



      	Nepal GIZ



      	Nepal PBI



      	Niger GIZ



      	Palästina GIZ



      	Peru GIZ



      	Philippinen GIZ



      	Philippinen NP



      	Ruanda GIZ



      	Serbien forumZFD



      	Simbabwe GIZ



      	Sri Lanka NP


      	Südsudan NP



      	Syrien NP



      	Uganda GIZ


    


    
      

    


    Aber auch Staaten und internationale Organisationen wie die Europäische Union, die Vereinten Nationen oder die OSZE setzen Instrumente Ziviler Konfliktbearbeitung ein und kennen das Instrument nicht-militärischer Beobachter- und Peacekeeping-Missionen. Sie stehen nur oft im Schatten der öffentlichen und Medien-Aufmerksamkeit, die sich auf die zahlenmäßig weit geringeren, aber viel teureren militärischen Missionen konzentriert.


    Konfliktbearbeitung ohne den Einsatz von Gewalt ist nicht auf internationale Arbeit beschränkt – Zivile Konfliktbearbeitung findet auch hier bei uns in Deutschland statt. Wir haben uns in dieser Ausstellung trotzdem auf gewaltfreie Intervention im internationalen Feld konzentriert. Denn hier wird nur zu oft nach dem Militär gerufen! Zivile Konfliktbearbeitung umfasst dabei viel mehr als das, was wir hier zeigen konnten. Bei ihr geht es nicht nur um den Schutz von Zivilbevölkerung und politischen AktivistInnen vor Gewalt, sondern auch um Konfliktvermittlung, Versöhnungsarbeit, Umgang mit Vergangenheit und vieles andere mehr.


    Die Zeit ist gekommen, im Falle von Krisen und Kriegen nicht nach Militär zu rufen, sondern Instrumente gewaltfreier Konfliktintervention einzusetzen. Denn Gewalt schafft immer nur mehr Gewalt. 


  


  
    12. Wer hat die Ausstellung WoW gemacht und unterstützt?


    Diese Ausstellung ist ein gemeinsames Projekt von Friedensmuseums Nürnberg und Bund für Soziale Verteidigung (BSV). 
[image: Profil_FriMus]


    Das Friedensmuseum Nürnberg ist ein Ort der Friedenserziehung. In nunmehr ca. 25 Ausstellungen versucht es seit 1998 Nachdenken über Gewaltfreiheit anzuregen und die Geschichte der Friedensbewegung lebendig werden zu lassen.


    

    [image: BSV_Logo_rgb]


    Der Bund für Soziale Verteidigung ist ein pazifistischer Fachverband der deutschen Friedensbewegung. Er setzt sich seit 25 Jahren für die Entwicklung von Alternativen zu Militär und Gewalt ein. Unter anderem war er einer der Gründer des Balkan Peace Teams in den 1990er Jahren und Mitinitiator des Zivilen Friedensdienst und ist eine der Mitgliedsorganisationen der Nonviolent Peaceforce.www.soziale-verteidigung.de

    


    Als KooperationspartnerInnen haben diese Ausstellung unterstützt:



    
      	Bertha-von-Suttner-Stiftung der DFG-VK


      	Katholischer Fonds


      	Aktion Selbstbesteuerung


      	Helmut-Michael-Vogel-Bildungswerk e.V. der DFG-VK Bayern


      	DFG-VK Bayern

    

    

  


  Was ist der Bund für Soziale Verteidigung?


  Der Bund für Soziale Verteidigung e.V. ist ein pazifistischer Fachverband der deutschen Friedensbewegung zur Entwicklung von Alternativen zu Militär und Gewalt.


  Der Bund für Soziale Verteidigung wurde 1989 nach einer großen Tagung zum Thema Soziale Verteidigung in Minden 1988, an der rund 1.000 Menschen teilnahmen, gegründet. Beteiligt an der Gründung waren Persönlichkeiten der Friedensbewegung wie Petra K. Kelly und Prof. Dr. Theodor Ebert und Organisationen wie u.a. der Versöhnungsbund, Pax Christi und Ohne Rüstung Leben. Meilensteine bei der Entwicklung des BSV waren die Kampagne "Bundesrepublik ohne Armee" nach 1989, das Balkan Peace Team (1993-2001), die Konzeptionierung des Zivilen Friedensdienstes in den 1990er Jahren und die innergesellschaftliche Kampagne "Wege aus der Gewalt". Derzeit arbeitet der BSV u.a. an einer Kampagne zum Thema "Ziviles Peacekeeping", unterstützt Bürgerrechtsarbeit in Belarus und ist im Bereich Friedensbildung in der schulischen Arbeit und der Qualifizierung von LehrerInnen tätig. Als Teil der Friedensbewegung mischt er sich zudem immer wieder in aktuelle Fragen und Diskussionen ein und erstellt Hintergrundmaterialien zu Ziviler Konfliktbearbeitung und aktuellen Konflikten.


  Neben der Geschäftsstelle in Minden engagieren sich die 450 Einzelmitglieder und 40 Mitgliedsorganisationen im Vorstand und bundesweiten Arbeitsgruppen. Etwa 1000-1500 Menschen unterstützen den BSV mit ihrer Spende.


  Der BSV gibt viermal jährlich einen Rundbrief heraus, der durch monatliche e-news, die abonniert werden können, ergänzt wird. In unregelmäßigen Abständen erscheinen Infoblätter zu Grundlagen und aktuellen Themen sowie Hintergrund- und Diskussionspapiere.


  Leitbild: Impulse für pazifistische Politik und gewaltfreie Gesellschaft



  Wenn es wahr ist, dass die große Mehrheit der Menschen ein Leben in Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit führen will, dann kommt es darauf an, alle Hindernisse auf diesem Weg zu überwinden und alle Ideen und Handlungen voranzubringen, die ein solches Leben ermöglichen.


  Der Bund für Soziale Verteidigung ist ein Fachverband für gewaltfreie Politik und konstruktive Konfliktbearbeitung. Die Konzepte der Sozialen Verteidigung und der gewaltfreien Aktion bilden den Kern unserer Friedensarbeit. Sie geben uns Anregungen für Initiativen und Projekte in gesellschaftlichen und politischen Zusammenhängen. Wir wollen sie neu durchdenken und weiterentwickeln und damit neue Impulse für eine konstruktive Konfliktkultur geben.


  Die Idee der Gewaltfreiheit verbreiten



  Wir sind überzeugt, letztlich nur mit gewaltfreien Mitteln Frieden aufbauen und fördern zu können. Deswegen initiieren und unterstützen wir konkrete Projekte ziviler Konfliktbearbeitung in internationalen Konfliktfeldern. Wir suchen überall, im Privatleben, im Beruf, in Politik und Gesellschaft, nach klugen Beispielen und Mustern gewaltfreien Handelns in unterschiedlichen Lebenssituationen, um damit weiterarbeiten zu können. In unseren gedruckten und elektronischen Medien geben wir Erfahrungen und Ideen weiter.


  Wir orientieren uns auch bei der Erarbeitung von Konzepten und praktischen Schritten konstruktiver Konfliktaustragung im alltäglichen Leben sowie in Organisationen der sozialen, pädagogischen und wirtschaftlichen Arbeitswelt an den Grundideen gewaltfreien Handelns. Unsere Bildungsarbeit unterstützt daher das Ziel, gewaltfreie und konstruktive Konfliktaustragung praxisnah für verschiedene Berufsfelder und genauso für das alltägliche Zusammenleben zu vermitteln.


  Wir setzen auf die Kraft der Gewaltfreiheit beim Abbau von Gewalt- und Militärpotenzialen. Weil wir eine Welt ohne Krieg und Rüstung aufbauen wollen, werben wir für gewaltfreie und nichtmilitärische Konzepte der Konfliktaustragung.


  Ziel und Weg in Übereinstimmung



  In der Wertschätzung unterschiedlicher Ressourcen und Kompetenzen: Wir schätzen und nutzen die Fähigkeiten und Expertise von Fachleuten. Professionalisierung bedeutet dabei: Hauptamtliche unterstützen und bündeln die Aktivitäten der Ehrenamtlichen, schaffen Freiräume für Engagement und nehmen Impulse aus der Mitgliedschaft und dem politischen Umfeld auf. Besonders wichtig für unseren Erfolg sind Menschen, die ehren- oder nebenamtlich Sachverstand und Kreativität einbringen. Auf "Neue" gehen wir deshalb offen und interessiert zu.


  In der Zusammenarbeit untereinander sowie mit Partnern aus anderen Organisationen praktizieren wir übend und selbst lernend, was wir für die "große" Politik fordern: Offenheit, Basisdemokratie, Partizipation, Gewaltfreiheit und Menschlichkeit. Offen für neue Wege und Bereitschaft zu lernen: Im BSV spielen gemeinsame Lernprozesse eine große Rolle, Weiterbildung für politisches Handeln und gemeinsame Politikentwicklung stärkt und ermutigt unsere Aktiven. Im konstruktiven Streit miteinander konkretisieren und verändern sich unsere Ideen und Ziele. Unsere Projekte stellen wir undogmatisch, flexibel und prozessorientiert auf sich verändernde Realitäten ein.


  Die Menschen bestärken, die uns stärken



  Menschen, die sich wie wir für eine menschliche Gestaltung der Welt einsetzen, vertrauen und unterstützen uns. Sie spenden uns Geld oder Sachmittel und versetzen uns so in die Lage, unsere Arbeit zu tun. Wir verstehen das als eine besondere Verpflichtung zum sorgsamen und sparsamen Einsatz unserer Mittel und zur Transparenz gegenüber den GeldgeberInnen.


  Wir haben die Vision einer gewaltfreien Welt vor Augen. Wir sind überzeugt, dass die Wege dahin gegangen und die Hindernisse überwunden werden können – Schritt für Schritt.


  Anschrift:



  Bund für Soziale Verteidigung, Schwarzer Weg 8, 32423 Minden, Tel. 0571-29456, Email: info@soziale-verteidigung.de


  www.soziale-verteidigung.de


  


  Was ist das Friedensmusuem Nürnberg e.V.


  Das Friedensmuseum ist ein Ort der Friedenserziehung für Jugendliche und Erwachsene - denn auch Friede will gelernt sein. Dies soll z.B. in gewaltfreien Trainings und Seminaren geschehen. Darüber hinaus ist das Friedensmuseum ein Ort der Begegnung für Friedensbewegte, die sich informieren und Informationen weitergeben wollen.



  In verschiedenen historischen Ausstellungen zeigt das Friedensmuseum die 100-jährige Geschichte des Pazifismus. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Arbeit der Friedensbewegung seit 1945. Regionale Aktionen werden besonders recherchiert, um Frieden auch lokal zu "verorten". Ein spezieller Schwerpunkt ist das Friedensengagement von Frauen.


  Neben diesen historischen Ausstellungen werden auch aktuelle Themen in multimedialer Form aufbereitet. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf "Gewaltfreier Intervention" und auf Aktionen von Jugendlichen. Ein weiterer Ausstellungsschwerpunkt sind Kunstausstellungen, die sich mit den Themen von Krieg und Frieden auseinandersetzen. Beispiel: "Die Beerdigung des Krieges - Werke von Frans Masereel" 2012 oder Lithografien zum "Kleinen Prinz" 2014.


  Seit 1998, seit Bezug der Räumlichkeiten in der Nürnberger Kaulbachstraße,hat das Museum etwa 25 Ausstellungen gezeigt. Die Ausstellungen werden etwa zur Hälfte selbst erarbeitet, die andere Hälfte wird übernommen. Viele Ausstellungen können auch ausgeliehen werden. Jede Ausstellung wird von einem umfangreichen Veranstaltungsprogramm begleitet.


  Das Friedensmuseum bietet auch ein umfangreiches Archiv und eine Bibliothek. Beides kann auch online recherchiert werden. So finden auch Schüler_innen und Studierende Hilfe bei Facharbeiten. Das Friedensmuseum arbeitet ehrenamtlich, hat jedoch gelegentlich Studierende im Praktikum. Das Museum finanziert sich durch Mitgliedsbeiträge des Trägervereins, durch Spenden und einen - geringen - Betriebskostenzuschuss der Stadt Nürnberg.


  Das Friedensmuseum Nürnberg ist Mitglied im weltweiten Verbund der Friedensmuseen (International Network of Museums for Peace - INMP) und tauscht sich gerne mit anderen Museen aus. Besondere Beziehungen bestehen zum CDMPI in Casalecchio (Bologna, Italien).


  Ein e-zine (Newsletter) namens Kaulquappeinformiert etwa monatlich über Veranstaltungen, neue Bücher etc. Die "Kaulquappe" hat einen hohen Verbreitungsgrad weit über Nürnberg hinaus. Neu-Abonnenten willkommen!


  Kontakt: Friedensmuseum Nürnberg e.V. , Kaulbachstraße 2, 90408 Nürnberg, Tel. 0911/3609577 Mail: friedensmuseum@fen-net.de


  
    	www.friedensmuseum.odn.de


    	https://www.facebook.com/Friedensmuseum


    	International Network: http://inmp.net


    	CDMPI: http://cdmpi.interfree.it/home.html

  


  



  



  
    Weiterführende Aufsätze der Ausstellung: Wirksam ohne Waffen



    1. Grundsätzliches zur Gewaltfreien Intervention


    Christine Schweitzer



    Der Begriff der gewaltfreien Intervention fand in der deutschen friedensbewegten Debatte eigentlich erst nach 1989 Eingang, parallel zu den Entwicklungen in der Politik, militärisches Eingreifen in Konflikte hof- bzw. parlamentsfähig zu machen. Es waren der Irakkrieg 1991 und die Kriege im ehemaligen Jugoslawien, die das Interesse an gewaltfreier Konfliktaustragung weckten. Das Argument der Friedensbewegung war und ist einfach: Es gibt gewaltförmige Konflikte anderswo, bei denen wir nicht einfach zusehen dürfen, aber militärische Gewalt ist nicht die geeignete Antwort. Es gibt viele gewaltfreie Möglichkeiten, in solche Konflikte einzugreifen. Solche Möglichkeiten bestehen in den vielfältigen Methoden der zivilen Konfliktbearbeitung, sowohl in Vermittlung und Dialogförderung (Peacemaking), internationaler Schutzbegleitung von bedrohten Personen und Gemeinden (Peacekeeping), wie in den unzähligen Ansätzen und Methoden, die im Bereich des Peacebuilding entwickelt wurden.



    Es geht dabei nicht nur darum, was die Regierungen, die EU oder die Vereinten Nationen tun sollten oder könnten. Im Gegenteil, wenn von gewaltfreier Intervention gesprochen wird, dann geht es in erster Linie darum, was der Zivilgesellschaft selbst an transnationalen Ansätzen und Möglichkeiten zur Verfügung steht. Dieses letzte ist vielleicht das, was die Entwicklungen in der letzten Dekade des 20. Jahrhunderts besonders auszeichnete – das rasche Anwachsen von Projekten und Initiativen, die sich nicht länger auf Proteste und Appelle an die Regierung im Heimatland beschränkten, sondern die vor Ort gingen – besonders in die Regionen der Länder, die bis 1991 Jugoslawien gewesen waren - und dort zusammen mit lokalen Antikriegs- und Menschenrechtsgruppen gegen Krieg und Gewalt arbeiteten.



    Gewaltfreie Intervention ist allerdings bei weitem keine Erfindung, die erst zu diesem Zeitpunkt gemacht wurde. Ihre umfassende Geschichte muss erst noch geschrieben werden, aber auf jeden Fall lässt sie sich bis in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts zurückverfolgen, als Gandhi seine Idee einer "Friedensarmee" entwarf (die bei ihm theoretisch blieb, erst sein Nachfolger Vinoba Bhave setzte die "Shanti Sena" in die Praxis um). Anfang der 1930er Jahre versuchten englische AktivistInnen, von Gandhi beeinflusst, das erste Mal, eine "Friedensarmee" auf die Beine zu stellen. (Der Anlass war damals der drohende Krieg zwischen Japan und China in der Mandschurai.) Gleichzeitig wandten sie sich an den Völkerbund mit der Aufforderung, eine solche unbewaffnete Friedensarmee zu schaffen. Es gab eine ganze Reihe ähnlicher Initiativen, wie bei Yeshua Moser-Puangsuwan (2000) nachzulesen ist. Mindestens ein Dutzend solcher Initiativen ist in der Literatur dokumentiert, allerdings war keine von ihnen erfolgreich - die meisten scheiterten schon in der Organisationsphase. Das gleiche galt – und gilt bis heute – für die Versuche, internationale Organisationen (Völkerbund, Vereinte Nationen) für die Idee zu gewinnen, unbewaffnete "Streitkräfte" aufzustellen.


    Eine zweite "Traditionslinie" gewaltfreier Intervention ist eine große Zahl spontan gebildeter Gruppen und Projekte – Friedensmärsche oder –karawanen und dergleichen. Es gab eine wahre Welle solcher Aktionen zwischen der Mitte der 1960er und 1970er Jahre: Zypern, Vietnam, Indien, der Nahe Osten, die USA, Osteuropa, Russland und Nordirland waren die Länder und Regionen, die das Ziel solcher Aktionen darstellten.


    Anfang der 90er Jahre kam es dann zu einer Reihe neuer Projekte, z.B. ein Friedenscamp, das 1991 an der Grenze zwischen Irak und Kuwait errichtet wurde, um den Angriff der westlichen Staaten auf Irak zur Befreiung Kuwaits von dessen irakischer Besatzung zu verhindern, und verschiedene Märsche und Karawanen in Bosnien-Herzegowina während des dortigen Krieges. Die Zahl der TeilnehmerInnen an diesen Aktionen vor knapp fünfundzwanzig Jahren variierte stark. Die kleinste sah vielleicht 20 TeilnehmerInnen. "Mir Sada" ("Frieden jetzt"), eine Friedenskarawane in Bosnien-Herzegowina von vorwiegend italienischen und französischen AktivistInnen 1993 war mit knapp 2000 TeilnehmerInnen sicher die größte. Doch nur wenige von "Mir Sada" erreichten das gesteckte Ziel, mit LKWs und Bussen durch die verschiedenen feindlichen Linien bis in das blockierte Sarajevo vorzudringen und dort humanitäre Hilfe zu leisten – aufgrund interner Streitigkeiten und des hohen Sicherheitsrisikos kehrte die große Zahl der Busse in Zentralbosnien um. Und die AktivistInnen im Irak mussten erleben, wie zuerst die Bomber über ihre Köpfe flogen, und sie dann schließlich von der irakischen Regierung des Landes verwiesen wurden. Auch diese Aktionen hatten in Bezug auf ihr Ziel, den bewaffneten Konflikt direkt zu beeinflussen, keinen Erfolg. Was sie aber leisteten, war, das Interesse "zu Hause" an den Konflikten zu stärken. TeilnehmerInnen an solchen Aktionenwaren begehrte ReferentInnen und trugen dazu bei, dass das ferne Geschehen der deutschen Friedensbewegung nah gebracht wurde.


    Ein dritter Ansatz der gewaltfreien Intervention wird heute in erster Linie durch Peace Brigades International (PBI) repräsentiert, wobei es vor und neben PBI etliche weitere Organisationen und Projekte mit ähnlichen Ansätzen gibt. Ihr gemeinsamer Kern besteht darin, dass sie durch schützende Präsenz internationaler Freiwilliger Gewalt gegen MenschenrechtsverteidigerInnen oder andere AktivistInnen zu verhindern suchen. Die dahinter stehende Erfahrung ist, dass oftmals – nicht immer – die Anwesenheit internationaler BeobachterInnen Gewalt verhindern kann, besonders wenn es bei dieser Gewalt um Übergriffe von Polizei oder halbstaatlichen Organisationen (Todesschwadronen und dergleichen) handelt. Es geht hier also i.d.R. nicht wie bei den oben genannten Arten von Initiativen um die Verhinderung oder die Beendigung von Krieg generell, sondern die Verhinderung von Gewalt auf der Ebene von bedrohten Einzelpersonen, Menschenrechtsgruppen oder Gemeinden wie z.B. den Dörfer in Kolumbien, die sich zu Friedenszonen erklärt haben. Diese Arbeit ist äußerst erfolgreich, besonders PBIs Arbeit hat gewiss schon Hunderten von MenschenrechtsverteidigerInnen die Weiterarbeit ermöglicht und vermutlich vielen von ihnen auch ganz konkret das Leben gerettet.


    Dennoch ist die Vision, durch die Präsenz von unbewaffneten Zivilisten Krieg zu verhindern, nicht gestorben. Sie war und ist u.a. die treibende Kraft in der Frühphase des deutschen Zivilen Friedensdiensts und der internationalen NGO Nonviolent Peaceforce gewesen – beide entstanden rund um die Jahrtausendwende, gingen aber sehr schnell sehr unterschiedliche Wege. Nonviolent Peaceforce (NP) sieht ihr Aufgabenfeld im Bereich dessen, was als "ziviles Peacekeeping" bezeichnet werden kann und ist damit nah an der ursprünglichen Vision geblieben, obwohl auch bei NP keiner beanspruchen würde, dass die Organisation in der Lage wäre, Krieg zu verhindern, sofern eine Konfliktpartei diesen Krieg will. Sie ist in erster Linie (bislang) dort tätig, wo fragile Waffenstillstände durch Gewalt bedroht sind. Der Zivile Friedensdienst schlug eine andere Richtung ein: Mit seiner Verankerung als einem Instrument der Entwicklungszusammenarbeit und seiner Finanzierung durch das entsprechende Bundesministerium (BMZ) hat er sich dem weiten Feld des "Peacebuilding" zugewandt. Seine Fachkräfte unterstützen lokale Organisationen in vielen Ländern der Welt in sehr unterschiedlichen Bereichen, von Trainings in Konfliktbearbeitung und Gewaltfreiheit über Medienarbeit, Dialogförderung oder Förderung von Zivilgesellschaft im allgemeinen bis zu Projekten, die vielleicht am ehesten im Bereich der Sozialarbeit anzusiedeln sind.


    Gewaltfreies Sich-Einmischen in Konflikte kann natürlich auch noch andere Formen annehmen. "BürgerdiplomatInnen" versuchen, Vermittlungsdienste zu leisten. Mitglieder internationaler Netzwerke, von Frauen über Angehörige religiös motivierter Gruppen bis zu Kriegsdienstverweigerern, unterstützen sich gegenseitig in ihrer Arbeit, organisieren internationale Proteste, Konferenzen oder leisten ähnlich wie Amnesty international konkrete Solidaritätsarbeit, falls Angehörige ihrer Netzwerke festgenommen werden oder auf andere Art unter Druck geraten.


    



    Christine Schweitzer ist Geschäftsführerin beim Bund für Soziale Verteidigung, Mitarbeiterin im Institut für Friedensarbeit und gewaltfreie Konfliktaustragung (www.ifgk.de) und Redakteurin des Friedensforums. Sie war außerdem über acht Jahre für Nonviolent Peaceforce tätig. Dieser Artikel erschien erstmals in Friedensforum 1/2012.



    
      

    

  


  2. Ziviles Peacekeeping



  Informationbsblatt von: Bund für Soziale Verteidigung



  Wenn wir die Abschaffung von Krieg fordern, müssen wir gleichzeitig überlegen, wie die Verteidigung und Schutz der Zivilbevölkerung garantiert werden kann. Das sind legitime Aufgaben, die oft als Gründe für das Vorhalten vom Militär genannt werden. Wenn es sich nicht um vorgeschobene Gründe z.B. für einen "Krieg für Öl" oder für andere strategische Interessen handelt, sondern um tatsächliche Gründe, wie etwa sich gegen einen Angreifer zur Wehr setzen zu können (siehe das Konzept der Sozialen Verteidigung) oder eine Bevölkerung vor neuer oder fortgesetzter Gewalt zu schützen , müssen wir Alternativen haben.



  Diese letzte Funktion ist das, was die Aufgabe und der Inhalt von Peacekeeping ist. Das Ziel ist die Verhinderung von Gewalt in kritischen Situationen, z.B. nach einem bewaffneten Konflikt, wenn ein Waffenstillstand geschlossen wurde und er überwacht und durchgesetzt werden soll. Aber auch bevor ein Konflikt zum Krieg eskaliert ist oder während eines Krieges kann Peacekeeping die Zivilbevölkerung und/ oder speziell gefährdete Gruppen schützen. Peacekeeping ist ursprünglich mit dem heute beinahe schon traditionellem Bild von leichtbewaffneten Blauhelm-Soldaten, die umringt von neugierigen Kindern auf irgendeiner Straße stehen, verbunden. Dieses Bild ist heute allerdings weitgehend ersetzt worden durch das Bild eines NATO-Soldaten in Kampfuniform in einem gepanzerten Fahrzeug, der voller Angst vor terroristischen Anschlägen herumfährt. Trotzdem oder deshalb hat auch das Konzept alternativen Peacekeepings durch unbewaffnete ZivilistInnen an Bedeutung gewonnen.


  Was ist Ziviles Peacekeeping?



  Ziviles Peacekeeping ist die Verhinderung direkter Gewalt durch die Beeinflussung oder Kontrolle des Verhaltens potentieller Gewalttäter durch unbewaffnete ZivilistInnen, die vor Ort stationiert sind.


  Aktivitäten, die unter die Überschrift des zivilen Peacekeepings gefasst werden können, haben eine lange Geschichte, die mindestens bis in die 30er Jahre des letzten Jahrhunderts zurückgeht und Gandhis Konzept einer Shanti Sena als Vorbild hatten. Zu ihnen gehören Peace Team Organisationen wie Peace Brigades International, zivile staatliche Missionen wie solche, die von der EU oder der OSZE verschiedentlich entsandt werden und die Arbeit der internationalen NRO Nonviolent Peaceforce, die sich zum Ziel gesetzt hat, ziviles Peacekeeping in größerem Maßstab zu entwickeln.


  Aufgaben Zivilen Peacekeepings



  Ziviles Peacekeeping wird heute für verschiedene Zwecke und in verschiedenen Situationen eingesetzt. Dazu gehören vorrangig:


  
    	Monitoring von Waffenstillständen.



    	Prävention von Gewalt während potenziell besonders gefährlicher Situationen, z.B. vor und während Wahlen oder Referenden.



    	Schutz von besonders bedrohten Gruppen und Gemeinschaften (z.B. Schutz von Vertriebenen oder ethnischen Minderheiten.



    	Monitoring von Menschen- und Bürgerrechten.



    	Schutz von Friedens- und Menschenrechts-AktivistInnen: Durch internationale Präsenz wird ein Handlungsraum für sie geöffnet wird, in dem sie ihre Arbeit tun können, ohne fürchten zu müssen, gekidnappt oder ermordet zu werden.



    	Schutz von politisch engagierten Gemeinden, die sich selbst zu Friedenszonen erklären und Kombattanten aller Seiten den Zugang verwehren möchten.



    	Das Vertrauen aufbauen, das notwendig ist, um die Konflikte in der Phase nach einem Krieg zu überwinden.


  


  Wie Ziviles Peacekeeping "funktioniert"



  Ziviles Peacekeeping basiert auf der aktiver Präsenz von ZivilistInnen in einem Konfliktgebiet. Es ist gewöhnlich multi-dimensional und verbindet Aktivitäten, die direkt der Gewaltprävention dienen mit solchen, bei denen es darum geht, Konfliktparteien zusammenzubringen und Kapazitäten lokaler Gemeinschaften aufzubauen, Gewalteskalationen zu widerstehen. Das gilt für Regierungsmissionen wie für Peace Teams oder die Arbeit von Nonviolent Peaceforce.


  Viele Menschen finden es schwer zu verstehen, was unbewaffnete PeacekeeperInnen in einem gewaltsamen Umfeld erreichen können, da sie daran gewöhnt sind zu denken, dass Gewalt die einzige Quelle von Schutz sei. Es ist wahr, dass unbewaffnete ZivilistInnen keine Mittel haben, etwas direkt zu erzwingen – sie können Angreifer nicht töten oder durch Schüsse stoppen, was militärische Peacekeeper, unter Anrufung von Kapitel VII der UN-Charta entsandt, heute gewöhnlich dürfen und wofür sie ausgerüstet sind. Unbewaffnete PeacekeeperInnen haben jedoch ihre eigenen Quellen von Macht:


  Zum einen sind Internationale PeacekeeperInnen – zumindest bis zu einem gewissen Grad - der von Ort zu Ort unterschiedlich sein mag – begrenzt gegen Gewalt geschützt, weil sie entweder besonderen Respekt erfahren oder weil die Länder oder Organisationen, die sie repräsentieren, diesen Respekt genießen. Dies gilt besonders für Länder des Südens, wo vergangene und gegenwärtige Machtungleichgewichte diejenigen aus dem globalen Norden oder die, die UN repräsentieren schützen. Die Tatsache, dass sie selbst geschützt sind, überträgt sich dann auf diejenigen Individuen, Gruppen und Gemeinschaften, die sie begleiten, da ein potentieller Angreifer riskieren würde, diese Internationalen zu verletzen oder zu töten.


  Zum zweiten riskiert dieser potentielle Angreifer, dass die Internationalen die Untat der Welt berichten, was zu direkten oder indirekten Folgen für den Angreifer führen kann. Die Unterstützer des Angreifers könnten Druck ausüben, weil sie selbst verwundbar gegenüber internationalem Verlust an Ansehen oder Sanktionen sind. "Die Welt schaut zu” ist schon oft ein mächtiger Abwehrfaktor gewesen.


  Fazit



  Schutz vor Gewalt ist eine wichtige Aufgabe, zu der Zivilgesellschaft bereits einen sehr realen und bedeutsamen Beitrag geleistet hat. Ziviles Peacekeeping ist eine Antwort zu dem so oft gehörten Argument, "dass es keine anderen Mittel" gäbe. Ziviles Peacekeeping unterminiert den Vorwand, dass es notwendig sei, große stehende Armeen aufrechtzuerhalten, weil sie potenziell für humanitäre Intervention und Peacekeeping benötigt würden. Ziviles Peacekeeping funktioniert und kann den Weg zu einem nachhaltigen Frieden ebnen.


  3. Gibt es eine demokratiespezifische, gewaltfreie Sicherheitspolitik?


  aus: Theodor Ebert: Die Gewaltfreie Zivilarmee, Berlin 2014 (http://www.theodor-ebert.de)


  Die Aufgabe einer Überschrift ist es im Idealfall, den Leser mit einem einzigen Schlagwort über den mutmaßlichen Inhalt des nachstehenden Artikels zu informieren. Wer also in den Titel gleich zwei Begriffe wie "Shanti Sena" und "Soziale Verteidigung" aufnimmt, die einem erheblichen Teil der potentiellen Leser neu und unverständlich sind, läuft Gefahr, dass sein Beitrag nicht zur Kenntnis genommen wird. Um dies zu vermeiden, gibt es auch die Möglichkeit, auf ein gesellschaftliches Problem hinzuweisen, indem man nicht sofort die Antwort auf den Begriff bringt, sondern die Frage so zu formuliert, dass der Leser sie als seine eigene begreift und mit dem Autor nach der Antwort sucht.



  Die Frage lautet dann: Gibt es für Demokratien wie die Bundesrepublik Deutschland eine Alternative zum Militär, und was müssen die Bürger einer solchen Republik leisten, um diese Alternative effizient zu gestalten?


  Nach einer Alternative zum Militär wird derjenige suchen, der einerseits böse Erfahrungen mit dem Einsatz von Militär gesammelt und andererseits zumindest hat davon läuten hören, dass gewaltfreie Aktionsmethoden denjenigen zur Verfügung stehen, die bereit sind, sich über diese zu informieren und sich in diese einzuüben.


  Dies war nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und bei der Wiederbewaffnung der Bundesrepublik nur bei einigen wenigen Kriegsdienstverweigerern der Fall, welche der Auffassung waren, dass der geplante Einsatz von Atomwaffen im Ernstfall alles Verteidigenswerte zerstören würde. In dieser Situation wurden sie nicht nur auf die gewaltlosen Methoden Gandhis beim Widerstand gegen die englische Kolonialherrschaft aufmerksam, sondern bemerkten: Gandhi hatte für das unabhängige Indien keine Armee vorgesehen, sondern bereits am Ende des Ersten Weltkriegs die Vorstellung vertreten, dass aus dem gewaltlosen Widerstand gegen die Kolonialherren die Strukturen erwachsen sollten, die es ermöglichen würden, mitsamt der Kolonialherrschaft auch die Armee der Kolonialherren als Institution abzuschaffen. Gandhi wollte an Stelle einer indischen Armee ein Netzwerk von gewaltfreien Aktionsgruppen aufbauen. Er nannte diese alternative Institution schließlich "Shanti Sena". Wenn man dies wörtlich übersetzt, sträubt zumindest die deutsche Sprache sich gegen diese Innovation. Shanti Sena heißt "Friedensarmee", aber da "arma" lateinisch die Waffe ist, kann ein Netzwerk von gewaltfreien Aktionsgruppen eigentlich keine Armee bilden.


  Gandhi hat dennoch am Begriff der Armee festgehalten, um anzudeuten, dass es sich bei der Shanti Sena um eine echte Alternative zur Armee handle und nicht um eine bloße Nichtregierungsorganisation, die sich auch um dem Schutz demokratischer Grundrechte kümmert. Es ist festzuhalten: Gandhi begriff die Shanti Sena nicht als Ergänzung, sondern als Alternative zum militärischen Apparat. Als in London ausgebildeter Jurist wusste er, dass zum herkömmlichen europäischen Staatsverständnis die Ausübung des Gewaltmonopols durch Militär und Polizei gehört, und viele Menschen sich darum einen Staat ohne Militär und schwer bewaffnete Polizei gar nicht vorstellen können.


  Die Ausübung des Monopols der physischen Gewaltsamkeit ist nach Max Weber selbstverständliches und unverzichtbares Merkmal des modernen Staates. Doch es existieren in libertärer (anarchistischer) und pazifistischer Tradition auch Staatskonzepte bzw. Konzepte der Ausübung von Volkssouveränität, welche von der Fähigkeit, militärische Gewalt anzuwenden, absehen und ihre Stütze in der Fähigkeit zur gewaltfreien, direkten Aktion finden. Während Kanonen zu Beginn der Neuzeit und bei der Herausbildung des modernen Territorial- und Nationalstaates noch mit der als typisch zu bezeichnenden Aufschrift "ultima ratio regis" (das letzte Mittel des Königs) versehen wurden und damit die Vorstellung der Zusammengehörigkeit von Staat und Militärgewalt zum Ausdruck brachten, kann man im Blick auf Konzepte, die in Anlehnung an Gandhi in partizipatorischen Demokratien den gewaltlosen Widerstand als Mittel der Verteidigungspolitik vorsehen und die in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts entwickelt wurden, von einer "ultima ratio populi", also dem letzten Mittel des souveränen Volkes sprechen.


  In der Praxis wie in der Theorie ist jedoch die Verbindung von Staatlichkeit und Militär auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts noch das Übliche. Als die Sowjetunion zerfiel und sich neue souveräne Nationalstaaten bildeten, haben sich alle beeilt, kleinere oder größere Armeen zu bilden. Mehrere sind der NATO beigetreten. Die baltischen Staaten taten dies, obwohl sie im Moment ihrer Neukonstituierung sich mit Methoden des gewaltlosen Widerstands erfolgreich gegen bewaffnete Kräfte, welche diese Neugründungen rückgängig zu machen suchten, verteidigen konnten.


  Gandhis Sicherheitskonzept und dessen Rezeption in Europa



  Dies geschah zu einem Zeitpunkt, zu dem in Deutschland – und auch in einigen anderen parlamentarischen, parteienstaatlichen Demokratien - von der Friedensforschung bereits das Konzept einer staatlichen Selbstbehauptung ohne die Existenz einer nationalen oder transnationalen Armee entwickelt worden war. In der Bundesrepublik Deutschland hatte dieses Konzept im Bund für Soziale Verteidigung e.V., einem Zusammenschluss pazifistischer Vereinigungen, eine vorläufige organisatorische Struktur gefunden. Die Grünen hatten als im Deutschen Bundestag vertretene Partei sich dieses Verteidigungskonzept zu Eigen gemacht und sich mehr oder weniger intensiv bemüht, den gewaltfreien, zivilen Widerstand zu einem eigenständigen sicherheitspolitischen Konzept zu entwickeln.



  Gandhi hat vor seiner Ermordung im Jahre 1948 die Alternative zu einer herkömmlichen Armee und zu schwer bewaffneter Polizei nicht mehr im großen Stil erproben können. Indien und Pakistan waren nach dem Ende der Kolonialherrschaft den Weg der Verbindung von Staatlichkeit und Militär gegangen. Gandhi hatte gehofft, dass es gelingen könnte, Indien - im Zuge eines lang anhaltenden, gewaltfreien Aufstandes gegen die englische Kolonialherrschaft - als Nation von Hindus und Muslimen zu erhalten und eine Shanti Sena aufzubauen. Diese nonviolent task force sollte sich aus den Satyagrahis (gewaltfreien Freiheitskämpfern) rekrutieren, die sich bei konstruktiven Aktionen zur Entwicklung Indiens, bei der Schlichtung lokaler, bewaffneter Zusammenstöße und im Widerstand gegen die Kolonialherrschaft kennen gelernt und vernetzt hätten. Einiges konnte erreicht werden, aber das Projekt eines gewaltfreien, ökologisch eingepassten Indien mit der Wohlfahrt für alle (Sarvodaya) als politischer Zielsetzung (Gandhi 1962) blieb in den Anfängen stecken. Die Shanti Sena gedieh über lokale Ansätze nicht hinaus. Zur Aufgabe der Entkopplung von Staat und Militär hinterließ Gandhi nur theoretische Schriften in der Form von Aufsätzen in Zeitschriften oder Aussagen in Interviews.[1]Im Übrigen zeigte er bei den Zusammenstößen zwischen Hindus und Moslems, die mit der Unabhängigkeit und der Teilung Indien einhergingen, wie er sich das gewaltfreie Eingreifen in blutige, innenpolitische Konflikte vorstellte.


  Die Impulse Gandhis wurden in Europa und in den USA seit den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts von pazifistischen Organisationen und Friedensforschern aufgegriffen, die nach Alternativen zur atomaren Abschreckung und auch zum Guerillakrieg bzw. zur bewaffneten Résistance suchten. 1961 konstituierte sich im Stuttgarter Verband der Kriegsdienstverweigerer eine pazifistische Aktionsgruppe "Gewaltfreie Zivilarmee", die sich mit ähnlichen gewaltfreien Aktionsgruppen in anderen deutschen Städten zu vernetzen suchte. Sie veröffentlichte nach der Programmschrift "Die Gewaltfreie Zivilarmee. Stimme der jungen Generation" (1962) einen Rundbrief "konsequent. Mitteilungen der Aktionsgruppen für gewaltfreien Widerstand" (1963 – 1964). Diese Aktionsgruppen untersuchten (zunächst noch außerhalb der akademischen Friedensforschung) an Fällen von gewaltlosem Widerstand gegen Besatzungsregime und Staatsstreiche, ob sich demokratische Errungenschaften auch mittels gewaltfreien Widerstands gegen diktatorische oder gar totalitäre Gleichschaltungsversuche behaupten ließen. Die Stuttgarter Aktionsgruppe versuchte vorzuleben, wie eine solches Pendant zu Gandhis Shanti Sena in Deutschland leben und arbeiten könnte.[2]


  Es kam zur engen Zusammenarbeit der deutschen gewaltfreien Aktionsgruppen mit englischen Atomwaffengegnern und insbesondere den Mitarbeitern der Londoner Wochenzeitung "Peace News". Deren Redakteure hatten die sicherheitspolitischen Anstöße des englischen Publizisten Sir Stephen King-Hall weiter verfolgt. (Sharp 1959) Dieser war 1958 in seiner Analyse des britischen Verteidigungsstrategie zu dem Ergebnis gelangt, dass sich mit den bereit gestellten atomaren Waffen der britische way of life gar nicht verteidigen lasse und darum untersucht werden müsse, ob und wie Großbritannien sich mit gewaltlosen Mitteln verteidigen könne. Sein Buch "Defence in the Nuclear Age" (London: Victor Gollancz, 1958) erschien bereits im selben Jahr auch in deutscher Sprache im Verlag des "Stern"-Eigentümers Henri Nannen unter dem Titel "Den Krieg im Frieden gewinnen" und wurde in deutschen Massenmedien aufmerksam besprochen. King-Hall forderte die Entwicklung einer mehrere westeuropäische Staaten umfassenden Organisation zur Vorbereitung und zum Einsatz gewaltlosen Widerstands als Mittel der Verteidigungspolitik.


  Den Anstoß zu diesem Umdenken hatte die Entwicklung der Waffentechnik gegeben. In dem Moment, in dem die äußerste Steigerung des Einsatzes vorhandener konventioneller und atomarer Waffen zur kompletten Zerstörung von Industriegesellschaften führen konnte, schien es plausibel, den kompletten Ausscheiden dieses militärischen Instrumentariums aus der Sicherheitspolitik zu erwägen.


  Am St. Hilda College der Universität Oxford trafen sich - selbst organisiert und aus eigener Tasche und mit ein paar privaten Spenden finanziert - im September 1964 amerikanische, britische, norwegische und deutsche Friedensforscher zur Civilian Defence Study Conference. Erörtert wurden zum ersten Mal systematisch die Möglichkeiten der Vorbereitung und des Einsatzes gewaltfreien Widerstands als Mittel der Verteidigungspolitik. Die Publikation der Ergebnisse der Konferenz durch Adam Roberts in "The Strategy of Civilian Defence. Nonviolent Resistance to Aggression" (London: Faber & Faber, 1967) erfolgte kurz vor einem Ereignis, das die Welt überraschte. Im August 1968 traten Regierung, Partei und Bevölkerung der ČSSR den Interventionstruppen des Warschauer Paktes unbewaffnet entgegen, verweigerten die Zusammenarbeit und verstanden es, die Kommunikation zwischen den politischen Organen und der Bevölkerung aufrecht zu erhalten. Obwohl der Widerstand nur wenige Monate durchgehalten werden konnte, und die Reformer einem Regime von Parteigängern der UdSSR weichen mussten, war der Eindruck des gewaltlosen Widerstands auf die Weltöffentlichkeit und auch auf die Aggressoren nachhaltig. Der gewaltlose Widerstand gegen Fremdherrschaft galt künftig als ein Faktor der internationalen Politik, der Berücksichtigung verlangte.[3]


  Als sich in den 80er Jahren erneute Reformbestrebungen in Mitgliedstaaten des Warschauer Paktes, vor allem aber in Polen, zeigten, zögerten die sowjetischen Politiker, noch einmal zum Mittel der militärischen Intervention zu greifen und suchten sich mit mehr oder weniger willigen einheimischen Kollaborateuren zu behelfen, obwohl diese sich bei ihren Unterdrückungsmaßnahmen dann auffallend mäßigten. Das Regime von General Jaruzelski lässt sich am besten erklären, wenn man sich an die Erfahrungen der Truppen des Warschauer Paktes in der ČSSR im Jahre 1968 erinnert.


  In der Bundesrepublik Deutschland gab es unter Friedensforschern ähnliche Überlegungen wie diejenigen, die in Großbritannien zur Oxforder Civilian Defence Study Conference geführt hatten. Die Vereinigung Deutscher Wissenschaftler befasste sich unter der Leitung des Physikers und Philosophen Carl Friedrich von Weizsäckers mit Studien zu den Schäden atomarer Kriegführung auf dem Gebiet der Bundesrepublik. Sie gelangte zu dem Ergebnis, dass die BRD einen atomaren Krieg als Industriegesellschaft nicht überdauern könnte. Spätere Studien zeigten, dass auch beim Großeinsatz nichtatomarer Mittel die Zerstörungen um ein vielfaches größer sein würden als bei den Bombardements des Zweiten Weltkriegs und dass Großbrände und damit verbundene chemische Reaktionen und Giftschwaden volksvernichtende Ausmaße annehmen würden.


  



  Zu Prof. Dr. Theodor Ebert: https://de.wikipedia.org/wiki/Theodor_Ebert_(Politikwissenschaftler)


  4. Die Shanti Sena in Indien


  
    nach: Christian W. Büttner Friedensbrigaden: Zivile Konfliktbearbeitung mit gewaltfreien Methoden, Wahlenau 1995
  


  Die Shanti Sena wurde 1957 als weiterer Teil der Sarvodaya-Bewegung ["Wohl für Alle", d.A.] gegründet. In der Sarvodaya-Bewegung hatte sich der Teil der indischen Unabhängigkeitsbewegung zusammengeschlossen, der sich im Sinne von Gandhis "Konstruktivem Programm" für eine gewaltfreie Gesellschaftsveränderung einsetzte. Die Sarvodaya-Bewegung war der Versuch, eine eigenständige Entwicklung in Indien, in Abgrenzung zum kapitalistischen und kommunistischen Weg, einzuleiten. Die Shanti Sena wurde zum dritten Arbeitsschwerpunkt der Sarvodaya-Bewegung. Mit dem Aufbau der Shanti Sena verbinden sich drei Namen: Vinoba Bhave, Jayaprakash Narayan und Narayan Desai.


  Vinoba Bhave (1896-1982) wird als der spirituelle Nachfolger Gandhis angesehen. Er schloss sich 1916 Gandhi an und beteiligte sich an der Unabhängigkeitsbewegung. 1941 war er der erste "Anti-War-Satyagrahi" gegen die indische Kriegsbeteiligung. Wegen dieser Aktion Zivilen Ungehorsams wurde er bis zum Kriegsende im Gefängnis festgehalten. Nach Gandhis Ermordung wurde Vinoba zur zentralen Persönlichkeit der Sarvodaya-Bewegung. Um die gewaltfreie Gesellschaftsveränderung voranzutreiben, baute Vinoba Bhave zu Anfang der 50er Jahre die Bhoodan-Bewegung, die Landschenkungsbewegung, auf und erweiterte sie Mitte der 50er Jahre zur Gramdan-Bewegung. Mit dem Übergang von der "Landschenkungs-" zur "Dorfschenkungsbewegung" sollte eine neue Phase eingeleitet werden. Ziel der Gramdan-Bewegung war der Aufbau von Dorfgenossenschaften auf freiwilliger Basis. Diese sollten die Grundlage für eine gewaltfreie Revolution werden.


  Vinoba lehnte Partei- und Machtpolitik grundsätzlich ab. Deshalb bemühte er sich besonders um die Weiterentwicklung des Individuums und die soziale Reform der Gesellschaft. Als Ende der sechziger Jahre deutlich wurde, daß die Gramdan-Bewegung nicht den erwünschten Erfolg zeigte, zog sich Vinoba 1970 im Alter von 74 Jahren in seinen Ashram nach Paunar zurück.


  Jayaprakash Narayan (1902-1979), meistens JP genannt, beteiligte sich an der Unabhängigkeitsbewegung seit 1921. 1952 wandte er sich enttäuscht von der herrschenden (Partei-) Politik ab und trat der Sarvodaya-Bewegung bei. Er arbeitete von da an sehr eng mit Vinoba zusammen. Ab 1962 verstärkten sich die Differenzen zwischen ihm und Vinoba. JP wurde in den 70ern zu der Integrationsfigur verschiedener Oppositionsbewegungen gegen die Kongress-Partei und die autoritäre Regierung von Indira Gandhi. In der Folge der "Total Revolution" verhängte Indira Gandhi 1975 den Ausnahmezustand für zwei Jahre über Indien und ließ die Opposition, darunter auch JP, verhaften. JP starb 1979 an den Haftfolgen, ohne noch einmal aktiv werden zu können.


  Narayan Desai, der Sohn von Gandhis Sekretär Mahadev Desai, (*1924) lebte als Kind und Jugendlicher in Gandhis Ashram. Er schloss sich nach der Unabhängigkeit Indiens der Sarvodaya-Bewegung an und arbeitete in Ausbildungsprogrammen der Sarvodaya-Bewegung mit. Auf Betreiben von JP wurde er 1962 der Sekretär der Shanti Sena. Waren JP und Vinoba die geistigen Köpfe der Shanti Sena, so kann Narayan Desai als der Praktiker und Organisator angesehen werden. In seinem Buch "Towards a Non-Violent Revolution" fasste er seine Erfahrungen in der Shanti Sena zusammen.


  Die Shanti Sena entwickelte sich in mehreren Phasen: Die Jahre von 1957 bis 1962 können als die Gründungsphase angesehen werden. Von da an bis zu Beginn der 70er Jahre festigte sie sich und führte erfolgreich Einsätze in "communal riots", meistens Unruhen zwischen der hinduistischen Bevölkerungsmehrheit und der moslemischen Minderheit, durch. In der Mitte der 70er Jahre beteiligt sich die Shanti Sena an der Widerstandsbewegung gegen Indira Gandhi, die 1975 mit der Verhängung des Ausnahmezustandes endete und zum Verbot vieler Gruppierungen führte. Zwar wurde die Shanti Sena nicht aufgelöst, aber sie wurde bis Mitte der 80er Jahre nicht wiederbelebt. Erst mit der Zunahme der "communal riots" in den 80er Jahren belebte der Sarva Seva Sangh, der 1949 gegründete organisatorische Rahmen der Sarvodaya - Bewegung, die Shanti Sena neu. Sie griff in Unruhen ein, konnte aber nicht mehr die Bedeutung erlangen, die sie in den 60er Jahren hatte.


  Vinoba betonte die Verknüpfung der Shanti Sena mit der Gramdan-Bewegung immer wieder: "... now that village government has been set up, we need a Shanti Sena to preserve it". Für ihn sollte die Shanti Sena die Konflikte gewaltfrei bearbeiten, die sich in oder durch die Kampagnen der Sarvodaya-Bewegung entwickelten. Narayan Desai zählt die einzelnen Aufgabenfelder der Shanti Sena auf: Friedliche Lösung der Konflikte in der (Dorf-) Gemeinschaft, Sicherheitsvorsorge für das Dorf, Mitarbeit bei Gemeinschaftsaufgaben wie der Entwicklungsarbeit, Bekämpfung sozialer Übel durch Erziehungsprogramme, Ausbildung und Training der Dorfjugend und Organisation des Gemeinschaftslebens im Dorf durch Feste.[1]



  In dieser Phase konnten nur Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Sarvodaya-Bewegung, die "Lok Sevaks", Mitglieder der Shanti Sena werden. Sie sollten für die Aufgaben in der Shanti Sena speziell ausgebildet und trainiert werden. [2]Vinoba übernahm den "Oberbefehl", verstand die Shanti Sena aber als eine dezentrale Organisation. Er strebte eine so große Anzahl von Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an, dass es nur in Ausnahmefällen notwendig wäre, Shanti Sainiks in Konfliktgebiete zu schicken. Darin bestand die "Befehlsgewalt" des Oberkommandierenden, von der Vinoba nie Gebrauch machte. Der Ablauf des Einsatzes vor Ort sollte den Shanti Sainiks überlassen werden. Die Shanti Sainiks sollten von den Bewohnern und Bewohnerinnen der Umgebung, in der sie arbeiteten, auf der Basis von freiwilligen Spenden unterstützt werden, so wie dies in der Sarvodaya-Bewegung gehandhabt wurde. Über die Spende hinaus sollte dies den Effekt haben, dass die Shanti Sainiks mit der Bevölkerung in direkten Kontakt kamen, diese die Shanti Sena kennenlernte und die Bevölkerung immer wieder an ihre Verantwortung für die Shanti Sena erinnert wurde.


  Als Problem stellte sich heraus, dass es für viele Lok Sevaks schwierig war, ihre familiären Verpflichtungen und die der Shanti Sena zu verbinden. So wurde der Status des Shanti Sahayaks geschaffen, eines Helfers oder einer Helferin, der oder die die gleiche Arbeit wie ein Shanti Sainik machen sollte, aber nicht verpflichtet war, auf Anweisung an einem entfernten Einsatzort zu arbeiten. Bei der Trainingsarbeit stand neben Unterrichtseinheiten zu Verhandlungsführung oder Konfliktanalyse besonders die Festigung der gewaltfreien Lebensweise im Vordergrund. Es wurden spezielle Trainingskurse zur Shanti Sena in den Ausbildungszentren der Sarvodaya-Bewegung entwickelt. Bis 1962 machte der Aufbau der Shanti Sena Fortschritte; ca. 2500 Personen hatten die Selbstverpflichtungserklärung abgegeben. Dennoch kam eine Unzufriedenheit auf: 1961 marschierte Indien in Goa ein, um die portugiesische Kolonialherrschaft auf dem indischen Kontinent zu beenden. Über diese Militäraktion war die Sarvodaya-Bewegung schockiert. Viele Mitglieder waren überzeugt, dass Indien für friedliche Beziehungen zwischen den Nationen und für Abrüstung eintrat. Das indische Militär würde nur gegen Aggressionen von außen eingesetzt, solange Staat und Gesellschaft noch nicht auf die gewaltfreie Verteidigung im Sinne Gandhis vorbereitet waren. Die Sarvodaya - Bewegung empfand diesen Einmarsch als ihr Versagen, da es ihr nicht gelungen war, die Gesellschaft so zu beeinflussen, daß sie auf den Einsatz von Militär verzichtete.


  Als Reaktion darauf sollte die Arbeit der Shanti Sena effektiviert und reorganisiert werden. Damit wurde die zweite Phase der Shanti Sena eingeleitet. Im Frühjahr 1962 wurde die Selbstverpflichtungserklärung der Shanti Sena geändert. Sie sollte auch für Personen offen sein, die nicht in der Sarvodaya-Bewegung mitarbeiteten, um eine größere Anzahl von Mitgliedern zu gewinnen. Im Herbst 1962 wurden die Bestimmungen noch einmal gelockert und das Verbot der Teilnahme an Parteipolitik gestrichen. In die Selbstverpflichtung wurde als weitere Bestimmung aufgenommen, daß jede/r Shanti Sainik die Teilnahme an einem Krieg verweigern und gegen seine Vorbereitung mit allen Mitteln arbeiten müßte. Die Shanti Sena sollte sich bemühen, eine gewaltfreie Verteidigung aufzubauen.In diesen Jahren ergriff die Shanti Sena Initiativen, um verschiedene Bevölkerungsgruppen anzusprechen, insbesondere Jugendliche, um ihnen eine Alternative zum Eintritt in das Berufsmilitär zu bieten. Mit der Tarun Shanti Sena für Jugendliche und Studenten wurde das erfolgreich verwirklicht. Die Shanti Sena beteiligte sich neben den bisher genannten Aufgaben auch daran, durch konstruktive Arbeit das regionale Bandenwesen im Chambal Vally in die Gesellschaft zu integrieren. Sie engagierte sich durch humanitäre Hilfe in Katastrophengebieten nach Erdbeben oder Überschwemmungen, z.B. in Bihar oder Gujarat und half 1971 den Flüchtlingen aus Bangladesch.


  Zur ersten Krise in der Shanti Sena kam es im Herbst 1962 wegen des Krieges zwischen Indien und China. Der größere Teil der Shanti Sena und der Sarvodaya-Bewegung schloss sich Vinobas Überzeugung an, daß China Indien angegriffen habe und der Aggressor sei. Sie waren der Überzeugung, daß Indien sich zurecht militärisch verteidigte, da die indische Gesellschaft noch nicht auf eine gewaltfreie Verteidigung des Landes vorbereitet und die Sarvodaya-Bewegung zu schwach sei, um im Kriegsgebiet aktiv zu werden. JP und eine Minderheit in der Sarvodaya-Bewegung widersprachen dem und wollten gewaltfrei mit der Shanti Sena in den Krieg eingreifen. Hier wurde erstmals deutlich, daß es in der Shanti Sena unterschiedliche Vorstellungen darüber gab, in welchen Fällen sie eingesetzt werden sollte: Für Vinoba stand der Abbau der Konfliktursachen im Vordergrund. Die Arbeit sollte präventiv wirken, und der Einsatz im Konflikt war die Ausnahme. Für ihn war daher die Konsequenz, nach dem Krieg mit China die konstruktive Arbeit der Sarvodaya-Bewegung in den Grenzgebieten zu verstärken, um längerfristig auch eine gewaltfreie Verteidigung möglich zu machen.


  Narayan Desai veröffentlichte Anfang der 70er Jahre eine Einsatzkonzept für Shanti Sainiks.[3]


  Die Anleitung differenziert die Möglichkeiten und Aufgaben der Shanti Sainiks vor, während und nach dem Ausbruch von Unruhen. Dabei betont Desai, daß es für die Shanti Sainiks wichtig sei, zuerst die Lage und die Ursachen für die Unruhen in Erfahrung zu bringen. Die Shanti Sena sollten, wenn es keine eindeutigen Ursachen gäbe, bei möglichen Schuldzuweisungen zurückhaltend sein. Vor einem Ausbruch von Gewalt sieht er Möglichkeiten, durch eine frühzeitige Vermittlung zwischen den Konfliktparteien, den Religionsgemeinschaften, der Verwaltung und der Führung der politischen Parteien, einer Gewalteskalation zu vorzubeugen. Während der Unruhen stellt er die Arbeit in den betroffenen Gebieten in den Vordergrund. Die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch mit Polizei, Feuerwehr und anderen Institutionen sei wichtig. Für wichtig hält Desai auch die Kommunikation mit der betroffenen Bevölkerung und eine effektive Öffentlichkeitsarbeit zur Aufklärung von Gerüchten. Wenn es sich als notwendig herausstellen sollte, müssten die Shanti Sainiks die Gewaltherde aufsuchen und sich dazwischen stellen. Falls es die Situation erlaube, könnte auch eine Demonstration derer organisiert werden, die aktiv für eine Deeskalation eintreten, in der Situation aber von den Konfliktparteien nicht wahrgenommen werden. Im Anschluss daran sei die Vermittlung zwischen den Gruppen - nicht nur auf der Parteiebene - entscheidend. Daher sollten Versammlungen organisiert und Besuche von Haus zu Haus durchgeführt werden. Die Shanti Sainiks von außerhalb sollten sich den lokalen Gruppen anschließen. Wenn es keine örtlichen Shanti Sena Mitglieder gäbe, andere Sarvodaya-Organisationen aufsuchen und mit ihnen zusammenarbeiten. Die Shanti Sainiks sollten die Arbeit in ihnen unbekannten Gebieten unterlassen und nur dort aktiv werden, wo eine Anfrage vorliege.


  Die Shanti Sainiks im Unruhegebiet können am effizientesten eingreifen, wenn sie sich in mehrere Gruppen aufteilen. Ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen den Gruppen muss gewährleistet werden. Die Aufgabe einer kleineren Gruppe bestehe in der Kontaktaufnahme mit der Verwaltung, der politischen Führung des Einsatzgebietes. Sie sollte auch politische Parteien und andere gesellschaftliche Organisationen ansprechen. Eine Gruppe müsste die Öffentlichkeitsarbeit u.a. durch Zeitschriften und Flugblätter organisieren. Eine weitere hält sich bereit, um bei Gewaltausbrüchen eingreifen zu können. Diese Gruppe sollte in den betroffenen Gebieten patrouillieren und deeskalierend wirken. Im Anschluss daran sollte die Verteilung von Hilfsgütern und die Rückführung Vertriebener organisiert werden. Dazu gehöre auch, dass sich die Shanti Sena um die verletzten und/oder verwitweten Frauen kümmere und die Einrichtung von Frauenhäusern und Frauenselbsthilfeorganisationen anrege.[4]...


  



  Christian Büttner, Politikwissenschaftler und PR-Berater, lebt in Karlsruhe und arbeitet über Bürgerbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren und engagiert sich im Archiv Aktiv e.V. in Hamburg. Er berät Organisationen in Kampagnen und Fundraising. Von 1997 bis 2010 war er Redakteur der Zeitschrift "gewaltfreie aktion".



  5. 30 Jahre PBI International, 20 Jahre PBI-Deutschland


  Ein persönlicher Blick auf PBI



  Stephan Brües



  Menschenrechte werden weltweit ständig verletzt, auch und gerade in Mittelamerika. Was aber kann man dagegen tun?



  Einen Weg zeigen Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International auf: Protestbriefe an die Regierungen schreiben, Petitionen mit möglichst vielen Unterschriften an die Verantwortlichen dieser Länder verschicken usw. Eine Methode, die vielfach belächelt wird – ach, die Briefe wandern doch gleich in den Papierkorb. Sie sind aber erfolgreich, denn gemäß Amnesty führen sie in immerhin 40 % aller Fälle mindestens zu Hafterleichterungen, oft auch zur Freilassung politischer Gefangener. Ein Engagement aus der Ferne sozusagen.


  Peace Brigades International (PBI) geht den nahen und unmittelbaren Weg, direkt bei den von Menschenrechtsverletzung heimgesuchten und bedrohten Menschen in den Ländern, in denen sie leben. Die Idee, solche Menschen durch internationale Präsenz und Begleitung zu schützen, mag für manche verrückt klingen. Setzen die BegleiterInnen nicht ihr Leben aufs Spiel, wenn sie eine Gewerkschafterin, die Todesdrohungen erhält, zur Gewerkschaftsversammlung begleiten? Was sind das für Leute, die so etwas tun?


  Die erste derart engagierte Frau, die ich persönlich kennen gelernt habe, war Heike Kammer. 1987, sechs Jahre nach der Gründung von PBI, traf ich sie auf einer Friedensstafette im Rahmen des Olof-Palme-Friedensmarschs für atomare Abrüstung von Bielefeld nach Köln. Heike nahm daran teil, verkaufte ihren selbstgemachten Schmuck und sagte, dass sie allein davon lebe. Ansonsten lebe sie in Lateinamerika, arbeite auf Plantagen von Kaffeekooperativen oder eben als Freiwillige von PBI in Guatemala und Mexiko. Als ganz junger, idealistischer Ethnologiestudent, der sich bei Amnesty und in der Friedensbewegung engagierte und für Lateinamerika begeisterte, hat mich das sehr beeindruckt. Ich sollte sie noch öfter auf Kirchentagen oder ähnlichen Veranstaltungen sehen, zuletzt vor sieben Jahren in Wuppertal, als sie über das SERPAZ-Projekt in Chiapas erzählte. 


  Mitte der 1990er Jahre sollte ich dann noch mehr Leute kennen lernen, die sich zeitweise der hinter PBI stehenden Idee widmeten. 1994/95 war ich in Guatemala, um für meine Diplomarbeit über die selbst organisierte Rückkehr der guatemaltekischen Flüchtlinge aus Mexiko zu recherchieren. Dieser Prozess wurde von einer großen Zahl von Solidaritätsgruppen – im wahrsten Sinne des Wortes – begleitet: ob CAREA, Proyecto A aus Nordamerika oder eben PBI. In der Mehrzahl waren es Frauen, die für einige Monate nach Guatemala reisten, um in den einfachen Hütten von RückkehrerInnengemeinden zu wohnen und die Menschen dort in ihrem alltäglichen Leben bzw. in ihren Versammlungen durch ihre Präsenz zu schützen. Ich selbst war dort zwar als Forscher anwesend, aber ich lebte gemeinsam mit den acompañantes in der für sie freigestellten Hütte.


  Worin aber besteht der Schutz für die Menschen? PBI und die ähnlich arbeitenden Gruppen nutzen letztlich einen skandalösen und nicht akzeptablen Umstand aus, nämlich, dass das Leben einer Person aus den Industrieländern medial mehr zählt als das Leben eines Menschen aus den Ländern des Südens. Wenn jene, die einen Gewerkschafter oder eine Menschenrechtsaktivistin umzubringen gedenken, dabei auch einen US-Bürger oder eine Deutsche töten müssen, dann würde diese Tat ein anderes internationales Echo auslösen. Die Tatsache, dass eine internationale Präsenz zuschaut und Zeuge oder Zeugin ist, hat eine abschreckende Wirkung, die durch die politische Arbeit mit den Regierungen der Herkunftsländer der BegleiterInnen unterstützt wird. Aber selbst in den wenigen mir bekannten Fällen – ich denke an die Ermordung eines Rückkehrers 1994 im Ixcán – hat die Anwesenheit von Internationalen als unabhängige ZeugInnen tatsächlich einen positiven Beitrag zur Untersuchung des Falles spielen können (z. B. Fotos vom Tatort). Im Januar 1995 begleitete ich gemeinsam mit den beiden PBI-Freiwilligen Emma aus England und Bittor aus dem Baskenland eine prebrigada zur Vorbereitung einer Rückkehr in den Petén. Während die Arbeitsbrigade der Flüchtlinge Hütten baute, Latrinen aushob und Bäume fällte, schauten Emma und Bittor nur zu. Oder sie begleiteten VertreterInnen der RückkehrerInnen, wenn diese andere Kooperativen besuchten, von denen nicht alle die zukünftigen RückkehrerInnen willkommen hießen. Einfacher Job, dachte ich mal kurzzeitig über die Arbeit der PBI, aber nur kurzzeitig.


  Denn Präsenz zeigen bedeutet Gewaltprävention, Abschreckung eines unbekannten Gegners. So lange nichts passiert, 'tun' die PBI-Freiwilligen auch nichts, hängen nur herum, könnte man als Außenstehender sagen. Neben Präsenz und Begleitung gibt es jedoch weitere wichtige Elemente: die Dokumentation des beobachteten Geschehens und die offene und transparente Kommunikation mit allen relevanten Gruppen in der Region. Wie diese vier Bereiche zum Schutz von Menschen bei getragen haben, zeigt ein Beispiel, das in der Zeit meines Aufenthaltes im Regenwald des Petén stattfand: Eine andere Rückkehrervorhut nahe Dolores, Petén, wurde von dem dortigen Militärsender des Mordes an einem campesino beschuldigt. PBI und andere acompañantes konnten gegenüber den Behörden und Militärs jedoch belegen, dass dies nicht zutraf, und die RückkehrerInnen so schützen. Ohne ihre Präsenz wäre das so nicht möglich gewesen.


  Aber PBI kann nicht überall sein. Sie war nicht da, als am 5. Oktober 1995 das Massaker an den RückkehrerInnen auf der Finca Xaman, Chisec, Alta Verapaz, stattfand. Aber die langjährige PBI-Aktive Andrea Lammers drehte einen Dokumentarfilm über das Massaker und seine langwierige gerichtliche Aufarbeitung. Es war das erste Mal, dass in Guatemala Militärs vor ein Zivilgericht gestellt wurden. So gilt: Das Arbeitsprinzip von PBI ist erfolgreich.


  Mir persönlich ist nur ein Fall in Erinnerung, bei dem eine von PBI begleitete Person dennoch ermordet worden ist. Dieser Mord fand in Kolumbien statt, einer der größten PBI-Standorte.


  Weitere Standorte sind (oder waren zeitweise) Mexiko, Haiti, Sri Lanka, Indonesien, Kenia und Nepal. Besonders wichtig ist die Ausbildung der Freiwilligen. Denn auch wenn lange Zeit nicht viel geschieht, die/der Begleitende in einer Situation herumsitzt oder morgens mit einer Menschenrechtsaktivistin frühstückt, so ist es die Ruhe vor dem Sturm einer Bedrohung aus dem Unbekannten. Die AktivistInnen sind psychisch gestresst, womöglich traumatisiert; mit ihnen in Empathie, aber zugleich mit dem notwendigen Abstand, der die Neutralität gebietet, zusammenzuarbeiten, erfordert Training. PBI bietet Trainings in unterschiedlicher Länge (meist 1-2 Wochen) an. Und sie fängt die Rückkehrenden in Deutschland wieder auf. Das ist gut so.


  Auf den monatlichen Treffen der Solidaritätsgruppen 1995 in Guatemala habe ich mehr als einmal von (eben nicht geschulten) acompañantes gehört, die es an interkultureller Kompetenz und sozialem Verhalten haben missen lassen. Solidaritätsempfinden und Abenteuerlust reichen bei weitem nicht für diese Arbeit. Im letzten Rundbrief von PBI haben sich Heike Kammer und Lena Niehaus über die Arbeit von PBI und die Unterschiede zwischen der Anfangszeit und der heutigen Zeit ausgetauscht. Heike erzählt beispielsweise, dass sich politische Gruppen, etwa die GAM, Ende der 1980er Jahre im PBI-Büro in Guatemala-Stadt getroffen hätten und dass damit auch PBI-AktivistInnen selbst in eine Bedrohungssituation gerieten. Das sei heute anders, sagt Lena. Die Kontakte zu nationalen PolitikerInnen, aber auch internationalen Botschaften oder der UN mache das Leben für die AktivistInnen sicherer. Im Übrigen haben sich neben dem 'reinen' physischen Begleiten die informative und politische Begleitung sowie die Lobbyarbeit für die Belange der Menschenrechte verstärkt. Dem dient auch die ebenfalls forcierte Arbeit in Deutschland. Mit Friedensbildungsprojekten in Schulen oder Filmworkshops für Jugendliche zur Thematik bringt PBI den Gedanken der Gewaltfreiheit und der Menschenrechte in die Gesellschaft. Die Erfahrungen aus den Konfliktgebieten in Lateinamerika und Asien bieten dabei ständiges Anschauungsmaterial, was Menschen für Menschen(rechte) tun können – und wo ihre Grenzen liegen.


  



  Schutz für bedrohte UmweltaktivistInnen in Guatemala


  Lena Niehaus


  "Das Wasser kommt nicht aus dem Wasserhahn. Es kommt aus den Bergen", rufen die aufgebrachten DemonstrantInnen. Wir begleiten eine Demonstration der Organisation zum Schutz des Berges Las Granadillas (Asociación para la Protección de la Montaña de Las Granadillas, APMG). Die Demonstration wendet sich gegen die Abholzung des Berges, der Hauptbezugsquelle von Wasser in der ansonsten sehr trockenen Region Zacapa im Osten Guatemalas. Gegründet wurde die Organisation APMG im Jahr 2003, als den BewohnerInnen der Region bewusst wurde, dass sowohl die Wasservorkommen als auch die Biodiversität in der Region durch den massiven Holzabbau, die illegale Abholzung und die Ausbreitung privater Flächen für Viehzucht und Monokulturen bedroht sind. Neben dem Kampf für den sofortigen Stopp der Abholzung setzt sich die APMG mit einem Gesetzesentwurf im guatemaltekischen Kongress dafür ein, dass das Gebiet zum nationalen Schutzgebiet erklärt wird. Durch ihr Engagement gefährden sie die wirtschaftlichen Interessen mächtiger Akteure in der Region. So wurden Mitglieder der Organisation schon oft Opfer von Drohungen, Verleumdungen und Verfolgungen. Sogar Morddrohungen wurden gegen LeiterInnen der Organisation ausgesprochen. Die MenschenrechtsverteidigerInnen stehen in dieser Situation jedoch nicht alleine.



  Seit 2008 wird die APMG von internationalen Freiwilligen der Peace Brigades International (PBI) begleitet. Durch die Schutzbegleitung wollen die Freiwilligen einen Handlungsraum schaffen, damit die Menschenrechts- und UmweltaktivistInnen trotz Bedrohungen ihre Arbeit fortsetzen können. Das bedeutet, dass die Freiwilligen von PBI die Mitglieder der Organisation regelmäßig besuchen, sich nach ungewöhnlichen Vorkommnissen erkundigen und bei Veranstaltungen sowie Demonstrationen anwesend sind. Voraussetzung für eine funktionierende Schutzbegleitung ist der internationale Rückhalt, denn Gewaltakteure fürchten das Licht der Öffentlichkeit. Die Präsenz der PBI-Freiwilligen zeigt den Aggressoren, dass ihr Handeln national und international Konsequenzen haben kann.


  Es ist daher wichtig, dass das PBI-Team gut vernetzt ist und Kontakte zu AkteurInnen auf lokalen, nationalen und internationalen Ebenen pflegt. Doch nicht nur Schutz wird durch die Begleitung gewährleistet. Die Anwesenheit von internationalen Freiwilligen ist darüber hinaus auch moralische Unterstützung für die Mitglieder der Organisation. Es wird ihnen so das Gefühl vermittelt, mit ihrer Arbeit nicht alleine zu sein. Nach der eingangs beschriebenen Demonstration trafen sich PBI-Freiwillige mit Mitgliedern der Organisation, um zu erfahren, ob es besondere Vorkommnisse gab. Alle waren nervös und angespannt, weil die DemonstrantInnen von einem großen schwarzen Pickup aus gefilmt wurden. Einige Mitglieder hatten sogar Morddrohungen erhalten. Diese wurden entweder auf einem Stück Papier unter dem Türspalt ihrer Wohnungen durchgeschoben oder während der Demonstration im Vorbeigehen ausgesprochen. Die beiden Freiwilligen von PBI machten sich Notizen für die interne Dokumentation der Ereignisse. Solche Ereignisse sind für die Freiwilligen von PBI ein Grund zur Sorge. Sie werden von den Vorfällen dem Rest des Teams berichten und gemeinsam überlegen, wie die UmweltaktivistInnen weiter geschützt werden können. Als erster Schritt sollen in den nächsten Wochen Gespräche mit nationalen und regionalen Behörden geführt werden, in denen PBI seine Besorgnis über die Situation Ausdruck verleiht. Außerdem soll die Präsenz in der Region verstärkt und die Mitglieder der bedrohten Organisation häufiger begleitet werden. Da einzelne Mitglieder auch in ihren Häusern bedroht wurden, überlegt das Team, die Schutzbegleitung auf den privaten Bereich der AktivistInnen auszuweiten. Zudem wird das Team Kontakt zu einigen Botschaften aufnehmen. Gerade die europäischen sind durch die Leitlinien zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern, die von der Europäischen Union verabschiedet wurden, dazu verpflichtet, MenschenrechtsverteidigerInnen zu schützen und zu unterstützen (vgl.[1]).


  Die Situation der APMG ist kein Einzelfall. Amnesty International dokumentierte in ihrem Jahresbericht 2010, dass es 305 Fälle von Drohungen, Einschüchterungen und Angriffe auf MenschenrechtsverteidigerInnen in Guatemala gab, 8 MenschenrechtsverteidigerInnen sind getötet worden (vgl.[2]). Laut der guatemaltekischen Menschenrechtsorganisation UDEFEGUA gab es im ersten Halbjahr 2011 172 Übergriffe auf AktivistInnen, die in den Bereichen Umwelt und Rechte indigener Völker arbeiten. Damit treffen mehr als die Hälfte alle Übergriffe MenschenrechtsverteidigerInnen dieser Gruppen (vgl.[3]).


  PBI begleitet in Guatemala insgesamt 12 Organisationen. Neben UmweltaktivistInnen wie die Mitglieder der APMG werden indigene Organisationen und Gemeinden begleitet, die sich für die Aufarbeitung der Verbrechen des 36 Jahre andauernden Bürgerkrieges und der Straflosigkeit einsetzen, sowie Organisationen, die sich für eine gerechte Landverteilung engagieren. Die Begleitungen der Peace Brigades International orientieren sich an den Prinzipien der Gewaltfreiheit, Nicht-Einmischung und Nicht-Parteinahme. Das heißt, dass sowohl die PBI-Freiwilligen als auch die begleiteten Organisationen keine Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele einsetzen. Das Prinzip der Nicht-Einmischung meint, dass sich die Freiwilligen nicht in die inneren Angelegenheiten der Organisationen, die sie begleiten, einmischen. Außerdem ist PBI nicht-parteiisch und stellt sich nicht auf die Seite einer Konfliktpartei. Die Freiwilligen ergreifen nur Partei für die Menschenrechte. Den Morddrohungen, die gegen die Mitglieder der APMG am Morgen der Demonstration ausgesprochen wurden, folgten glücklicherweise bis heute keine Taten. Die Organisation setzt sich weiter für den Schutz der Wälder von Las Granadillas ein. Zu Drohungen und Verfolgungen kommt es jedoch immer noch. Für die Freiwilligen des PBI-Teams in Guatemala wird es daher auch weiterhin viel Arbeit geben.


  Stephan Brües ist Redakteur von ¡Fijáte! und Co-Vorsitzender des BSV, Lena Niehaus war bis März 2011 pbi-Freiwillige in Guatemala.

  Die Artikel erschienen leicht verändert in ¡Fijáte! 498 vom 22.11.2011, S. 6ff.



  Weitere Infos unter http://www.pbideutschland.de


  6. Witness for Peace: Die Bewegung gegen den Contra-Krieg in den 1980ern


  Christine Schweitzer


  Die Bewegung gegen die US-Unterstützung der Contra-Guerilla in Nicaragua in den 1980er Jahren ist im Vergleich zur Anti-Vietnamkrieg-Bewegung wenig dokumentiert. Die hier herangezogenen Hauptquellen sind eine 2012 von Roger Peace veröffentlichte Studie sowie die Arbeiten von Griffin-Nolan über die Organisation Witness for Peace.



  Historischer Zusammenhang und Überblick



  In einem zweijährigen bewaffneten Aufstand stürzte die linksorientierte FSLN (die Sandinistas) den Diktator Somoza und übernahm im Juli 1979 die Macht. Der Bürgerkrieg hatte 50.000 Menschen das Leben gekostet.[1]Während der demokratische US-Präsident Carter den Machtwechsel widerwillig hinnahm, begann sein 1980 gewählter republikanischer Nachfolger Ronald Reagan, gegen das, was er den "Marxismus in Lateinamerika" nannte, vorzugehen.


  Nach dem Sieg der Sandinisten bildeten Mitglieder der Nationalgarde des Somoza-Regimes eine Guerilla, unterstützt von argentinischen Spezialeinheiten und von der CIA. 1982 bis 1990 führten die sog. "Contras" einen blutigen Bürgerkrieg, dessen Ziel die Absetzung der Sandinisten war, und der vor allem mit Mitteln des Terrors gegen die Zivilbevölkerung ausgetragen wurde. Sie wurden von Anfang an von den USA unterstützt.


  1983 stritten Kongress und Senat über die Finanzierung der Contras, mit dem mehrheitlich demokratischen Kongress gegen sie und dem Senat dafür; ab 1984 flossen dann Gelder an die Contras.[2]Als die Verminung der Häfen Nicaraguas in einer CIA-Operation 1984 zu Empörung im Kongress führte, wurden die Mittel vorübergehend gestoppt. Kurz danach bewilligte der Kongress jedoch "nicht-tödliche" Hilfe an die Contras, und ab 1986 floss auch offizielle Militärhilfe wieder. Ein neuer Skandal erschütterte 1987 das politische Amerika, die sog. Iran-Contra-Affaire. Wie bekannt wurde, hatte die US-Regierung Mittel für die Unterstützung der Contras durch Waffenverkäufe an den Iran beschafft.[3]Der Kongress genehmigte daraufhin erneut nur "nicht-tödliche Hilfe". 1989 löste George Bush Sr. Ronald Reagan als US-Präsident ab. Bush änderte die Strategie seines Vorgängers und konzentrierte sich auf die Beeinflussung der Wahlen in Nicaragua 1990, die die Sandinisten tatsächlich dann verloren, woraufhin die USA den Krieg beendeten.


  Die Contras operierten vorwiegend von Basen in Honduras und Costa Rica aus. Im Herbst 1984 kam ein CIA-Handbuch an die Öffentlichkeit, das Anleitungen für Terrorangriffe enthielt.[4]Die CIA bildete sie aus und verantwortete auch eigene Militäroperationen – Agenten sprengten Erdöltanker und verminten 1984 den Hafen der Hauptstadt. In dem gleichen Jahr führten die USA ein großangelegtes, sechsmonatiges Militärmanöver ("Big Pine II") in Honduras durch, an dem 5.000 US-Soldaten beteiligt waren. Es wurde von vielen BeobachterInnen vermutet, dass dies eine Vorbereitung für ein direktes militärisches Eingreifen, eine Invasion Nicaraguas, war. Tatsächlich wurde später bekannt, dass es den Plan gab, das nicaraguanische Militär dazu zu verleiten, die Rebellen nach Honduras zu verfolgen, was einen Vorwand für die Invasion geliefert hätte.[5]


  Die Opfer des Contra-Krieges: 30.000 Tote, 350.000 Vertriebene, 9 Milliarden US-Dollar Schaden [6]


  Die Antikriegsbewegung: Entstehung und Verlauf



  Die Bewegung gegen den Contra-Krieg zog sich über die gesamte Zeit des Konflikts von 1982 bis 1990 hin; und auch danach blieben viele Gruppen "am Ball” und verfolgten weiter die Geschehnisse in Nicaragua und in anderen lateinamerikanischen Ländern. Die Bewegung war vorwiegend getragen von Initiativen und kirchlichen Gruppen, die aus der Solidaritätsarbeit mit Lateinamerika kamen.[7]Schon in der Zeit des Aufstands der Sandinisten gab es in den USA eine Solidaritätsbewegung. Zweiter Hauptträger waren Friedensgruppen, die teilweise auch schon in der Zeit des Vietnamkrieges aktiv gewesen waren.[8]Die Proteste waren aber zu keinem Zeitpunkt zahlenmäßig mit denen der Anti-Vietnamkrieg-Bewegung zu vergleichen. Die Bewegung war in erster Linie dadurch gekennzeichnet, dass sie dezentral angelegte Proteste und Öffentlichkeitsarbeit (sowie gelegentliche direkte gewaltfreie Aktionen) mit Präsenz (Delegationen, längerfristige Anwesenheit von Freiwilligen) im Gebiet der bewaffneten Auseinandersetzungen verband. Sie überschnitt sich zeitlich mit der Friedensbewegung, die sich gegen die Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen in Europa einsetzte, und in Europa bestand ein enger Zusammenhang zwischen beiden Bewegungen.


  Peace [9]benennt mehrere Gruppierungen, die Teil der Bewegung gewesen sind:


  
    	Progressive religiöse Netzwerke, von denen viele auch schon zu Zeiten des Vietnamkriegs aktiv gewesen waren (Jesuiten, Quäker = AFSC = American Friends' Service Committee, Versöhnungsbund, Clergy and Laity Concerned)


    	Linke



    	MenschenrechtsaktivistInnen



    	WissenschaftlerInnen, die sich mit Lateinamerika beschäftigten



    	Nicht-religiöse Friedensgruppen aus dem Widerstand gegen den Vietnamkrieg (SANE, Vietnam Veterans against War, War Resisters‘ League, WILPF).


  


  Zusammen sollen an die 1.000 lokale Gruppen an der Bewegung beteiligt gewesen sein.[10]


  Wie im Falle des Vietnamkriegs, gab es zwischen den Gruppen Unterschiede dahingehend, wie man zu dem Regime stand, gegen das sich die Kriegsmaßnahmen richteten. Viele der Gruppen sympathisierten mit den Sandinisten, wenngleich nicht alle. Aber ungleich der Anti-Vietnambewegungkriegsbewegung war man sich in den zentralen Forderungen einig:


  
    	sofortiges Ende der militärischen Unterstützung der Contras



    	keine Invasion Nicaraguas durch die USA



    	nach 1985: Ende des US-Wirtschafts-Embargos gegen Nicaragua.[11]


  


  Die wesentlichen Argumente der Bewegung waren: [12]


  
    	Die Unterstützung der Contras sei eine Verletzung internationalen Rechts (Souveränität der Staaten, kein Recht auf Intervention)



    	man müsse aus dem Vietnamkrieg gelernt haben



    	Vorzug für Diplomatie statt Krieg zur Durchsetzung strategischer Ziele



    	Kritik des Terrorismus (besonders, nachdem das erwähnte CIA-Handbuch bekannt geworden war, das eine Anleitung zum Terrorismus darstellte).


  


  Eine kleinere Rolle spielte das Thema der Verletzung von Gesetzen der USA (gegen die z. B. die Verminung der Häfen Nicaraguas verstieß). Vielleicht wurde diese Frage weniger in den Mittelpunkt gestellt, weil viele der AktivistInnen selbst ein zwiespältiges Verhältnis zur Berufung auf staatliche Gesetze hatten und aus der Tradition Zivilen Ungehorsams kamen. Argumentationen, die auf juristischen Sachbeständen aufbauten, waren ihnen eher fremd.


  Witness for Peace



  Die Bewegung begann ca. 1982 gleichzeitig mit der Eskalation des Krieges in Nicaragua. 1983 besuchten Mitglieder verschiedener kirchlicher Kongregationen aus den USA Nicaragua und sahen dort auch einen Ort, wo gerade ein Contra-Überfall stattgefunden hatte. Die Eindrücke dieser Reise führten zu der Gründung der Organisation Witness for Peace, die ab 1983 regelmäßig zweiwöchige Delegationen und längerfristig bleibende Teams nach Nicaragua entsandte.[13],[14]Parallel dazu entstand, von der Nicaragua-Solidaritätsbewegung getragen, eine Bewegung internationaler Brigaden, die zu Arbeitseinsätzen ins Land kamen, etwa um bei der Ernte mitzuhelfen. Insgesamt, so wird geschätzt, waren mehr als 20.000 Menschen als Mitglieder internationaler Brigaden in Nicaragua.[15]Die Ziele dieser Delegationen und der dauerhafteren Präsenz waren zweifach: Zum einen ging es den AktivistInnen darum, durch ihre Präsenz Gewalt der Contras zu verhindern und den Preis für eine eventuelle direkte US-Militär-Intervention hochzuschrauben. [16]Zum anderen, und das war mindestens genauso wichtig, waren die Berichte der RückkehrerInnen ein wesentliches Element der Öffentlichkeitsarbeit in den USA. Diese Arbeit hatte zum Ziel, den Menschen in den USA die Realität des Krieges näher zu bringen. Dazu gehörten unter anderem eine einmal jährlich stattfindende Zentralamerika-Wochen und eine Medienkampagne.[17]Witness for Peace war dabei nur eine der Organisationen, die Delegationen organisierten. Ein Großteil der Besuchsreisen wurde über zwei professionelle Reiseveranstalter abgewickelt. So organisierte z. B. um die Zeit der Wahlen in Nicaragua im Oktober 1984 herum ein Veranstalter 24 zehn- bis vierzehntägige Reisen.[18]


  Die Präsenz in Nicaragua durch Witness for Peace und die internationalen Brigaden war nicht ungefährlich. Peace zufolge [19]wurden 14 Freiwillige getötet, 4 vergewaltigt und 59 vorübergehend gekidnappt.


  Eine erste große zentrale Demonstration, an der 20.000 Menschen teilnahmen, fand am 12. November 1983 in Washington statt, kurz nach der Invasion der USA in Grenada.[20]An einer Demonstration 1985 nahmen nach Angaben der Veranstalter bis zu 100.000 Menschen teil; die Polizei schätzte allerdings nur 26.000.[21]Nachdem der Kongress neue Hilfe an die Contras genehmigte, gab es im Oktober 1986 Demonstrationen in mindestens 15 Städten.[22]1987 fanden sieben Wochen lang, organisiert von religiösen Gruppen wie Witness for Peace, Aktionen am Kapitol statt, die unter dem Namen "The Mobe" bekannt wurden. Sie verbanden Proteste mit Zivilem Ungehorsam u. a. am Hauptquartier der CIA. [23]


  Im Herbst 1984, als die Möglichkeit einer direkten US-Militärintervention (Invasion) immer realistischer wurde, veröffentlichte eine Reihe von Gruppen eine Verpflichtungserklärung (Pledge of Resistance). Sie endete mit dem Satz: "If the armies of the United States are mobilized to wage war on Nicaragua, may a mighty nonviolent army of U.S. citizens also be mobilized to wage peace". [24]


  Die Erklärung wurde in der Folge zu einem wichtigen Mobilisierungsinstrument. 1985 hatten sie bereits 55.000 Menschen unterzeichnet; 1987 waren es rund 100.000.[25]


  1985 fanden auch große Aktionen Zivilen Ungehorsams statt; nach Peace beteiligten sich insgesamt rund 10.000 Menschen an ihnen. Dazu gehörte z. B. die Besetzung des Büros eines US-Senators und das Eindringen in das John F. Kennedy Federal Building. [26]Im September bis Oktober 1986 fand ein Fasten von vier Vietnamkriegs-Veteranen öffentliche Aufmerksamkeit. [27]


  Ein weiteres Instrument der Bewegung war die Lobbyarbeit, vor allem im Kongress, mit dem Ziel, dass die finanzielle Hilfe für die Contras gestoppt würde. Diese Lobbyarbeit wurde vor allem von der Gruppe Coalition For New Foreign and Military Policy (CNFMP) getragen. 1988 unterzeichneten prominente religiöse Führer eine Erklärung gegen die Unterstützung der Contras. [28]


  Die Bewegung wurde auch von Initiativen aus anderen Ländern, sowohl Lateinamerikas als auch Europas, mitgetragen. In vielen Ländern bildeten sich Gruppen, die Freiwillige nach Nicaragua in sog. Solidaritätsbrigaden entsandten. Im Juli 1984 organisierten norwegische AktivistInnen ein Solidaritätsschiff, das Medizin, Schulmaterialien, Dünger und Zeitungspapierrollen an Bord hatte. Vier NobelpreisträgerInnen – Adolfo Perez Esquivel, Betty Williams, George Wald und Linus C. Pauling– beteiligten sich an der Fahrt. [29]


  Die Reaktion der US-Regierung auf die Bewegung war in erster Linie, die beteiligten Gruppen als marxistisch und ‚pro-Sowjetunion’ zu verunglimpfen, was damals gleichbedeutend war mit dem Vorwurf, dem feindlichen Lager innerhalb der Blockkonfrontation zugerechnet und damit des Verrats am nationalen Patriotismus bezichtigt werden zu können. Zu diesem Zweck bezahlte sie auch rechte Think Tanks. [30]


  Wirkungen



  Wie im Falle der Anti-Vietnamkrieg-Bewegung muss bei der Anti-Contrakrieg-Bewegung Einfluss auf die Kriegsführung von Wirkung auf die Beendigung des Krieges unterschieden werden. AnalystInnen der Bewegung machen zwei Hauptwirkungen aus:


  1. Sie hatte Einfluss darauf, dass die finanzielle Hilfe für die Contras gestoppt wurde. Dies wurde aber auf keinen Fall durch die Bewegung alleine erreicht; vielmehr spielten dabei ebenfalls diplomatische Bemühungen lateinamerikanischer Länder ebenso eine Rolle wie die Tatsache, dass eine der beiden großen Parteien der USA, die Demokraten, die dem Krieg skeptisch gegenüber stand, die Gelegenheit nutzte, als sie die Mehrheit in beiden Häusern hatte. Zu diesem Zeitpunkt konnte auch das Übertreten der Grenze zu Honduras durch nicaraguanische Truppen, was noch einige Jahre vorher als Grund für ein direktes militärisches Eingreifen gesehen worden wäre, nichts mehr daran ändern, dass die militärische Unterstützung eingestellt blieb. [31]Doch der Krieg war entgegen der öffentlichen Wahrnehmung und mit der Wahl von Bush sen.1989 noch nicht vorbei, wobei es der Bewegung schwer fiel, diese Information zu verbreiten[32]– in der Wahrnehmung vieler Menschen war das Problem mit der Einstellung der Intervention von außen gelöst.


  2. Mit gewisser Plausibilität kann behauptet werden, dass der Verzicht der USA auf eine direkte Militär-Invasion auf die Antikriegsbewegung zurückging. So führte ein Invasionsplan von Oliver North (dem gleichen, der für den Iran-Contra-Deal verantwortlich zeichnete) zu der Einschätzung, dass das erste zu überwindende Hindernis im Falle einer Invasion die einheimische Opposition sei. [33]


  



  Aus: Christine Schweitzer mit Jörgen Johansen (2014) Kriege verhindern oder stoppen. Der Beitrag von Friedensbewegungen. Hrsg: IFGK, AP 26, Wahlenau:IFGK



  7. Das Balkan Peace Team


  Christine Schweitzer



  "Manchmal, wenn ich versuche, telefonisch eine Verabredung in Prishtina zu treffen und sage, dass ich vom Balkan Peace Team bin, dann höre ich eine Art Lachen am anderen Ende der Leitung und die Frage: 'Nun, Ihr habt Eure Arbeit nicht sehr gut gemacht, nicht wahr?' 'Aber wir haben noch nicht aufgegeben', antworte ich."



  Diese Sätze stammen aus einem Bericht von Lyn Back, einer der Freiwilligen des internationalen Balkan Peace Teams (BPT), das zwischen 1994 und 2001 in Kroatien und Serbien/Kosovo tätig war. Lyn war nicht die einzige Mitarbeiterin des BPT, die eine derartige Erfahrung machen musste: Ähnliches mussten wir auch 1995 in Kroatien anlässlich der Rückeroberung der Krajina durch kroatische Truppen und der Vertreibung der dort ansässigen Serben erleben. In der Tat muss die hier geschilderte Situation als beinahe typisch für Projekte angesehen werden, die es sich zum Ziel gesetzt haben, gewaltfrei deeskalierend in Krisenregionen einzugreifen. Von Basisorganisationen getragene Friedensdienste können einen wichtigen Beitrag beim "Early Warning", also dem Aufmerksammachen auf mögliche Eskalationsgefahren leisten, können langfristig an der Veränderung von Einstellungen arbeiten, können AktivistInnen vor Ort auf über Konfliktlinien hinweg zusammenbringen und Menschen ermutigen, Projekte der Versöhnung in Angriff zu nehmen. Was sie zumindest in aller Regel nicht können, ist Kriege zu verhindern. Und dazu fähig zu sein, behaupten sie auch gar nicht.


  Nicht erst seit Beginn des Krieges im ehemaligen Jugoslawien ist es eine Forderung von PazifistInnen, auf zivile statt auf militärische Mittel der Konfliktaustragung zu setzen. Immer wieder wurde die Forderung diskutiert, in Konflikte mit in gewaltfreier Konfliktaustragung ausgebildeten ZivilistInnen anstelle von Soldaten einzugreifen. Das Balkan Peace Team war eines jener Projekte, die versuchten, diese Forderung auf Basisebene in die Praxis umzusetzen. Insofern war es für beteiligten (Friedens-)-Organisationen auch ein lebendiges Experiment in Gewaltfreiheit.


  Was war das Balkan Peace Team?



  Das Balkan Peace Team (BPT) war ein internationales Projekt, das etwa sieben Jahre lang bestand, bevor sich die Situation im ehemaligen Jugoslawien so verändert hatte, dass es nicht mehr gebraucht wurde. Neben dem Bund für Soziale Verteidigung wurde es u. a. vom Internationalen Versöhnungsbund, von den War Resisters' International, von Eirene und mehreren nationalen Friedens- und Friedensdienstorganisationen aus der Schweiz, den Niederlanden und Frankreich getragen. Seit 1994 unterhielt das BPT kleine Teams von durchschnittlich drei Freiwilligen in Kroatien und in Serbien und Kosovo. Sein internationales Büro war in Minden/Westfalen beim Bund für Soziale Verteidigung angesiedelt.


  Von den meisten der unzähligen anderen internationalen Organisationen, die in der Region tätig waren, unterschied es sich dadurch, dass es keine eigenen Projekte durchführte. Sein "Programm" war, lokale AktivistInnen (Friedensgruppen, Menschenrechtsgruppen, Jugendgruppen, Frauengruppen, StudentInnen u.a.) bei ihrer Arbeit zu unterstützen. Und zwar unter Ausspielung der Vorteile, die eine Organisation als externe Partei in einem Konflikt hat, d. h. da, wo internationale Präsenz von Vorteil ist. Dies gilt z. B. für die Begleitung lokaler AktivistInnen in möglicherweise gefährlichen Situationen (Polizeiübergriffe) und vor allem bei Behördengängen; dies gilt für die Anknüpfung von Begegnungen und Dialog von lokalen Gruppen auf den "gegnerischen" Seiten und für die Rolle als unparteiische BerichterstatterInnen, die leider oft leichter Gehör finden als lokale BeobachterInnen.


  Die Arbeit des Balkan Peace Teams in Serbien und Kosovo



  Die Arbeit im Kosovo und Serbien hat sich in mehreren Phasen vollzogen. Nach einer langen und mit großen Schwierigkeiten besetzten Aufbauphase (was vor allem mit der restriktiven Ausländerpolitik der jugoslawischen Behörden zu tun hatte, die dem Projekt einen Aufenthalt im Kosovo sehr schwierig machten), folgten zwei Jahre, in denen die Geduld sich auszeichnete. 1996 und 1997 gelang es dem Team, das sich vor allem auf die Förderung von Dialog zwischen serbischen und kosovo-albanischen Basisgruppen konzentrierte, verschiedene Kontakte zu vermitteln und Gruppen zusammenzubringen.


  Obwohl zu diesem Zeitpunkt noch kein offener Krieg herrschte, hielten nur wenige Menschen im Land einen serbisch-albanischen Dialog für wichtig und wertvoll. Selbst innerhalb der serbischen Opposition gab es nur wenig Sympathie für das Anliegen der AlbanerInnen, und diese wiederum sahen kaum Gründe zu erwarten, dass sich dies ändern werde. Ferner neigten innerhalb des Kosovo die Angehörigen beider ethnischer Gemeinschaften dazu, jene zu beargwöhnen, die zu gute Kontakte zu der jeweils anderen Seite unterhielten. Personen und Gruppen, die sich für ein multiethnisches Kosovo stark machten, brauchten viel Geduld.


  Das Balkan Peace Team lernte durch regelmäßige Besuche und sein langfristiges Engagement im Kosovo einige dieser Gruppen und Personen kennen und bot ihnen seine Unterstützung an. Dies galt ebenso für FriedensaktivistInnen in Serbien, die den Dialog und die Zusammenarbeit mit ihren kosovo-albanischen NachbarInnen suchen. Das BPT war eine wertvolle Brücke zwischen friedensgesinnten Individuen, die sehr wenig Kontakt miteinander hatten. Die Arbeit des BPT im Kosovo beinhaltete Besuche zahlreicher lokaler Gruppen, die Herstellung von Kontakten zwischen Gruppen beider Gemeinschaften, Beratung und Trainings sowie das Bekanntmachen von lokalen AktivistInnen mit internationalen JournalistInnen, Botschafts-Funktionären und internationalen Nichtregierungsorganisationen. Diese Förderung von Dialog ist eine Arbeit, die viel Fingerspitzengefühl und auch Diskretion erfordert.


  1998, in der Zeit der ausufernden Kämpfe zwischen dem jugoslawischen Militär und der UCK, die im Sommer 1998 bis zu 500.000 Menschen zu Vertriebenen machten, konzentrierte sich das Team darauf, die Kontakte zu beiden Seiten aufrechtzuerhalten und die Gruppen überall dort zu unterstützen, wo dies möglich war. Nochmal ein Zitat aus dem Bericht von Lyn Back:


  "Manchmal kann BPT die Dynamik einer Situation verändern, indem wir widersprüchliche Aussagen vorsichtig in Frage stellen. Zum Beispiel besuchten wir einige junge SerbInnen, nachdem wir von dem Fall eines jungen Albaners gehörten hatten, der von zwei serbischen Polizisten zusammengeschlagen und ausgeraubt wurde. Die jungen Leute erklärten, dass die Polizei Gewalt anwenden musste, weil die Albaner in Drogenhandel und Schmuggelei verwickelt seien. Alle nickten mit den Köpfen. Dies war für uns eine Gelegenheit, die Geschichte zu erzählen, die wir gehört hatten. Die Stimmung wurde angespannt, aber mein Kollege gab ein zweites Beispiel von Polizeigewalt gegen einen albanischen Jugendlichen. Uns ging es nicht um Zustimmung, sondern nur darum, angehört zu werden. Die Gruppe schwieg einen Moment und sah sich gegenseitig an. Etwas hatte sich verändert, wenn auch nur für einen Augenblick."


  Während der Nato-Angriffe im Frühjahr 1999 musste das Team das Land verlassen. Im Sommer 1999 kehrte es nach einem kurzen Intermezzo in Mazedonien und Ungarn, wo es vor allem darum ging, herauszufinden, was mit unseren Freundinnen und Freunden während des Krieges geschehen war, in den Kosovo zurück. Es versuchte dort, in ethnisch gemischten Gebieten zu arbeiten und war u.a. an der Gründung eines Jugendzentrums beteiligt. Aber die Situation hatte sich zu sehr verändert, und die große Zahl (gut bezahlter) internationaler HelferInnen, die in das Land kamen, veränderten die Situation so sehr, dass das BPT schließlich in 2001 seine Auflösung beschloss.


  Die Arbeit des Balkan Peace Team in Kroatien



  Seit der Unabhängigkeit1991/92 haben sich in Kroatien - wie in den anderen postjugoslawischen Ländern - viele Gruppen und Organisationen gebildet, die für Frieden, Versöhnung, Menschenrechte und eine demokratische Gesellschaft eintreten. Sie organisierten psycho-soziale Versorgung von Flüchtlingen, leisteten materielle humanitäre Hilfe, entwickelten umfassende friedenspädagogische Programme, befassten sich mit Menschenrechtsfragen (z.B. Kriegsdienstverweigerung, Diskriminierung von Minderheiten, illegale Beschlagnahme von Wohnungen durch das Militär usw.), richteten SOS-Notruftelefone ein usw.


  Die Arbeit des kroatischen Zweiges des Balkan Peace Teams, das unter dem Namen "Otvorene Oci" ("Offene Augen") arbeitete, kann unter drei Überschriften zusammengefasst werden:


  
    	Menschenrechtsarbeit. Die Menschenrechtsproblematik in Kroatien in den 1990er Jahren bezog sich im Wesentlichen auf diskriminierende Behandlung von Nicht-Kroaten, auf politische Prozesse gegen Oppositionsangehörige, auf die Behandlung von Flüchtlingen und Vertriebenen (z. B. die Frage der Rückkehr der serbischen Flüchtlinge aus der Krajina, die sich in Jugoslawien oder Bosnien aufhielten), auf die Rückgabe von zwangsgeräumten Wohnungen, um Soldaten dort einzuquartieren und auf Kriegsdienstverweigerung. Das Team hat stets die lokalen Gruppen in ihrer Arbeit für Menschenrechte unterstützt, indem es sie bei Behördengängen, Veranstaltungen, Besuchen in abgelegen Teilen der Krajina und bei der Beobachtung von Gerichtsverhandlungen begleitete.



    	Gewaltfreie Konfliktlösung. Otvorene Oci half z.B. bei der Vermittlung von TrainerInnen in gewaltfreier Konfliktaustragung oder führte ggf. auch selbst solche Trainings durch, arbeitete in den erwähnten Büros in der Krajina an Fragen des zukünftigen Zusammenlebens von KroatInnen und SerbInnen und vermittelte bei Konflikten zwischen Gruppen der ZIvilgesellschaft.



    	Entwicklung von Zivilgesellschaft. Hinter dieser Überschrift birgt sich eine Vielzahl von Aktivitäten, von der Beratung örtlicher Gruppen beim internationalen Fundraising bis hin zu Auftritten bei der jährlichen "Freiwilligen-Messe" in Zagreb, bei der inzwischen beinahe traditionell dortige NGOs ihre Arbeit einer gemischten Öffentlichkeit vorstellen.


  


  



  Dieser Artikel wurde 1999 unter dem Titel "Ziviler Friedensdienst konkret: Das Balkan Peace Team" im EIRENE-Rundbrief veröffentlicht und hier leicht aktualisiert. Eine ausführliche Beschreibung der Arbeit des BPT hat Barbara Müller publiziert:


  Müller, Barbara (2004) Balkan Peace Team 1994-2001. Mit Freiwilligenteams im gewaltfreien Einsatz in Krisenregionen, Bildungsvereinigung Arbeit und Leben Niedersachsen:Braunschweig


  
    

  


  8. Ziviles Peacekeeping (zwischen-)staatlicher Akteure im ehemaligen Jugoslawien


  Christine Schweitzer



  Es gab zwei größer angelegte Einsätze Zivilen Peacekeepings in der Zeit der Kriege im ehemaligen Jugoslawien in den 1990er Jahren.Aus der Sicht gewaltfreier Intervention sind diese von besonderem Interesse, da sie frühe Beispiele unbewaffneten zivilen Peacekeepings sind, die von zwischenstaatlichen Organisationen arrangiert wurden.


  European Community Monitoring Mission


  Der erste Peacekeepingeinsatz war die European Community Monitoring Mission (ECMM, später EUMM, von 1991-2007). Die Mitglieder wurden großenteils von Beamten (DiplomatInnen) und vom Militär (professionelle SoldatInnen) rekrutiert. Neben den damals 12 Ländern der EG nahmen auch Kanada, Schweden und ein paar osteuropäische Länder teil. Der Leiter der Mission kam automatisch aus dem Land, das den EG (EU) Vorsitz hatte, und wechselte alle sechs Monate (genauso wie die meisten BeobachterInnen, nur wenige hatten Verträge über sechs Monate hinaus).


  Im Juli 1991 wurde die ECMM mit einem typischen Peacekeeping Mandat nach Slowenien und Kroatien geschickt, nämlich um bei der Schließung des Waffenstillstands zu helfen durch


  
    	Beseitigung der Blockade durch JNA Einheiten und Anlagen,



    	Erleichterung der bedingungslosen Rückkehr von JNA Einheiten zu ihren Baracken,



    	Säuberung der Straßen,



    	Herbeiführung einer Rückgabe aller Anlagen und Ausstattung an die JNA,



    	Beobachtung des Abzugs der regionalen Verteidigungseinheiten und deren Rückkehr in die Quartiere,



    	Beobachtung der Aufhebung der Implementierung der Unabhängigkeitserklärung für den vereinbarten Zeitraum von drei Monaten 1991


    	Wenn benötigt: Beobachtung der Entlassung und Rückkehr von Häftlingen, die im Zusammenhang mit Feindlichkeiten seit dem 25. Juni 1991 inhaftiert wurden, in Kooperation mit dem ICRC.

  


  Mit dem Einsatz der UN-Peacekeeping-Mission UNPROFOR 1992 änderte sich das Mandat der ECMM. Es konzentrierte sich nun auf die thematischen und geographischen Gebiete, die nicht unter das UNPROFOR-Mandat fielen. Das waren besonders Informationssammlung über Verstöße gegen den Waffenstillstand, militärische Bewegungen, die lokale, zivile Situation und den Stand der Implementierung des Vance Peace Plan von 1991 (der Plan, der zum Einsatz von UNPROFOR I geführt hatte). Sie begleiteten außerdem internationale Vermittlerteams, vermittelten bei lokalen Waffenstillständen, halfen beim Austausch von Kriegsgefangenen, begleiteten humanitäre Hilfe (ohne Waffen), berichteten Menschenrechtsverletzungen, etc.Sie wurden außerdem in kleine humanitäre Hilfe einbezogen, z.B. Briefe über Grenzen zustellen, vermisste Menschen finden etc.


  Ende 1992 wurden EG BeobachterInnen auch nach Albanien, Ungarn, Bulgarien und Mazedonien geschickt (auf Anfrage dieser Staaten). Die Intention dieser Einsätze war es, 'Nachwirkungen' zu verhindern und die Sicherheitslage zu beobachten. Nach 1996 fingen sie an, im Kosovo zu arbeiten, und im November 1999 setzte die EU auch BeobachterInnen in der BR Jugoslawien ein, um die politischen und sicherheitstechnischen Entwicklungen zu beobachten und Kontakte zwischen den Parteien zu vereinfachen. Im März 2001 wurde die EUMM außerdem in Nordwesten Mazedoniens aktiv.Zu jener Zeit bestand sie aus etwa 100 Beobachtern unterstützt von EU Mitgliedsstaaten, Norwegen und Slowenien.


  In Kroatien bekam die ECMM einige Probleme. Sie wurde mit logistischen Dilemmas konfrontiert und litt unter schwacher Kommunikation und Verwirrung über Ziele und Prioritäten. Die Serben sahen die BeobachterInnen als Spione für Kroatien, während sie in Kroatien als höchst ineffektiv galten und üblicherweise mit dem Spitznamen 'Eiscreme-Männer' bezeichnet wurden aufgrund ihrer weißen Uniformen. Nichtsdestotrotz haben sie wohl in jenem Gebiet mehr erreicht, als ihnen zu jener Zeit zugeschrieben wurde, indem sie kleine Vorfälle daran hinderten, zu großen Konfrontationen zu werden.


  Die EUMM im westlichen Balkan endete offiziell am 31. Dezember 2007, wobei sie während der letzten Jahre nur noch in Montenegro und Albanien präsent war.



  Kosovo Verification Mission


  Unter der Bedrohung eines NATO Eingriffs im Kosovo im Herbst 1998 stimmte die jugoslawische Regierung unter Milosevic Ende Oktober 1998 dem Einsatz einer 'Kosovo Verification Mission' (KVM) unter dem Dach der OSZE zu.


  Ein unbewaffneter OSZE-Einsatz war für beide Seiten akzeptabel, wenn auch der kosovo-albanischen Führung eine bewaffnete Peacekeeping Streitmacht lieber gewesen wäre. Der Einsatz begann im November 1998, doch da das Personal (und die Ausrüstung) noch nicht bereit waren, erreichte die Mission nur eine Mitarbeiterzahl von etwa 75% der vereinbarten 2000, bevor sie am 20. März 1999 nach dem Scheitern der Rambouillet Verhandlungen abgezogen wurde.


  Ihr Mandat umfasste die Einrichtung einer dauerhaften Präsenz im Kosovo, die Beobachtung des Waffenstillstands, der im Oktober 1998 zwischen OSZE und BR Jugoslawien vereinbart wurde, die Meldung von Verstößen gegen den Waffenstillstand, die Beobachtung der Grenzen, die Vereinfachung der Rückkehr von Flüchtlingen gemeinsam mit ICRC und UNHCR und außerdem die Beaufsichtigung geplanter zukünftiger Wahlen im Kosovo. Die KVM-MitarbeiterInnen richteten dauerhafte Außenposten in Krisengebieten ein, besuchten Orte, an denen Kämpfe gemeldet wurden, beobachteten mehrere Gerichtstermine, führten Waffenüberprüfungen durch, begleiteten die serbische Polizei und serbische Ermittler in von der UÇK kontrollierte Gebiete und bemühten sich, aktiv einzugreifen, sobald sie gewaltsamen Vorfällen begegneten.


  Die Bewertung der KVM ist ziemlich umstritten. Einerseits hat sie es zweifelsohne geschafft, Gewalt zu reduzieren, indem sie mit beiden Seiten sprach und sie überzeugte, ortsgebundene Gewaltausbrüche einzugrenzen. Außerdem spielte ihre bloße Präsenz eine Rolle bei der Einschränkung von Gewalt. Besonders am Beginn der Mission wurde der Waffenstillstand respektiert. Sowohl die serbische Seite als auch die moderateren Befehlshaber der UÇK waren gewillt, den Kampf zu stoppen, was eine Gelegenheit lieferte, die Situation zu stabilisieren. Flüchtlinge und vertriebene Personen kehrten in größerer Zahl zurück, als der Kampf sich beruhigte. Das Auftauchen von KVM Personal hatte sogar im Januar und Februar 1999, als sich die Situation wieder zuspitzte, in der Regel einen deeskalierenden Effekt.


  Andererseits konnten die KVM-MitarbeiterInnen die Gewalt nicht in Grenzen halten. Es gab die ganze Zeit über Angriffe auf Polizei und ZivilistInnen in unterschiedlichem Ausmaß und zunehmend auch auf die KVM-Mitarbeiter selbst. Die Vereinbarung, die KVM einzusetzen, wurde außerdem dadurch beschädigt, dass es eine Vereinbarung zwischen den USA und der BR Jugoslawien war, sodass die UÇK kein Teil davon war und sich somit auch nicht daran gebunden fühlte. Auch wurde der Waffenstillstand von der UÇK dazu genutzt, in ihre Stützpunkte zurückzukehren, sobald die Jugoslawen sich zurückzogen, möglicherweise als Vorbereitung auf einen neuen Angriff um Frühling 1999.


  Insgesamt war aber die KVM unter den Umständen, unter denen sie eingesetzt wurde - mit einer am Konflikt beteiligten Partei, die explizit eine militärische Intervention anstrebte, die der anderen Partei bereits angedroht worden war – überraschend erfolgreich bei ihrem Einsatz.


  Auszug aus: Schweitzer, Christine (2010) Strategies of Intervention in Protracted Violent Conflicts by Civil Society Actors. The Example of Interventions in the Violent Conflicts in the Area of Former Yugoslavia, 1990 – 2002. Vehrte: Soziopublishing. (Dissertation) Übersetzung aus dem Englischen: Tanja Hildebrandt.


  Um bessere Lesbarkeit zu gewährleisten, wurde hier auf den umfassenden Anmerkungsapparat verzichtet. Die Quellen können in der (englischen) Originalarbeit nachgelesen werden.


  http://www.ifgk.de/fileadmin/ifgk/forschung/CSchweitzerThesisYU-final.pdf


  9.Der Zivile Friedensdienst leistet Gewaltprävention durch zivile Konfliktbearbeitung


  
    Christoph Bongard

  


  Sie begrüßen sich herzlich, so wie alte Freunde, umarmen einander innig und klopfen sich auf die Schultern. Lachen. Der eine schmal, sein Arm endet unterhalb des Ellenbogens in einem Stumpf. Der andere groß, breitschultrig, trägt eine Fliegerjacke. Sie treffen sich in der kroatischen Stadt Sibenik, dort wo Anfang der 1990er Jahre die Frontlinie in einem der Balkankriege verlief. Beide waren sie dabei, haben gekämpft, auf unterschiedlichen Seiten. Hätten sich mit der Waffe in der Hand gegenüberstehen können. Das alles scheint weit weg und zugleich sehr nah in der Sonne von Sibenik.



  Miki, damals serbischer Soldat, verlor seinen Arm, als er von einer Panzerfaust getroffen wurde. Sein Gegenüber Ivica kämpfte als Freiwilliger auf kroatischer Seite. Die Freundschaft der beiden Veteranen ist ein Erfolg des Zivilen Friedensdienstes. Miki und Ivica engagieren sich in ihren Ländern in Veteranengruppen, die sich für Dialog und Versöhnung einsetzen. Nun wagen sie erste gemeinsame, öffentliche Dialoge. Damit wollen sie die Bevölkerung auf dem Balkan wachrütteln, die Aufarbeitung der Kriegsgräuel, die so viele Menschen in sich tragen, voranbringen. Es ist so gut wie einmalig auf dem Balkan, dass ehemalige Kämpfer zusammenarbeiten, Wege zur Versöhnung suchen. Bis dahin war es ein langer Weg. Kaum zu glauben, dass eine 55-jährige deutsche Verlagskauffrau dabei eine zentrale Rolle gespielt hat. Ursula Renner hat als Friedensfachkraft im Zivilen Friedensdienst zunächst den Aufbau eines Traumazentrums in Serbien unterstützt – Miki gehörte zu den Teilnehmern des ersten Therapieseminars. Später vermittelte sie gezielt Kontakte zwischen kritischen Veteranenverbänden verfeindeter Länder und Gruppen in Kroatien, Serbien und Bosnien-Herzegowina. Ursula Renner ist eine von mehr als 700 sogenannten Friedensfachkräften im Zivilen Friedensdienst, die seit Beginn des Programms im Jahr 1999 im Einsatz waren.


  Die Idee für den Zivilen Friedensdienst wurde in der Friedensbewegung entwickelt. Die BefürworterInnen schlossen sich schließlich im Forum Ziviler Friedensdienst zusammen. Diesen Gruppen gelang im Schulterschluss mit zahlreichen Entwicklungsorganisationen ein großer politischer Erfolg: Die Bundesregierung griff die Idee auf und etablierte das Programm "Ziviler Friedensdienst". Das Forum Ziviler Friedensdienst wurde eine der acht ZFD-Trägerorganisationen.


  Gemeinschaftswerk von Zivilgesellschaft und Staat



  Beide Seiten, das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) auf der einen und die beteiligten zivilgesellschaftliche Organisationen auf der anderen Seite, wagten und wagen im ZFD eine besondere Form der Zusammenarbeit auf Augenhöhe. Die Rahmenbedingungen für die Einsätze im ZFD werden im Dialog aller Träger, die sich im Konsortium Ziviler Friedensdienst zusammengeschlossen haben, mit dem BMZ vereinbart. Der Staat erkennt damit an, dass zivilgesellschaftliche Organisationen besondere Stärken in der Friedensförderung haben, zum Beispiel aufgrund ihrer vielfältigen Verbindungen zu Partnern in den Gesellschaften der Konfliktländer, und weil sie im Unterschied zu staatlichen Organisationen unabhängiger agieren können.


  Gewalteskalation verhindern – Konfliktursachen bearbeiten



  Oberstes Ziel des Zivilen Friedensdienstes ist ein nachhaltiger Frieden. Das bedeutet nicht die Ausräumung aller Konflikte, sondern die zivilen Kräfte der Gesellschaft dabei zu stärken, Konflikte friedlich zu regeln. ZFD-Fachkräfte kommen also nicht kurzfristig zum Einsatz, wenn "es brennt", um Gewalt einzudämmen. Sie arbeiten mit langem Atem an den Ursachen von Gewalteskalation, um diese zu verhindern. Die Zusammenarbeit mit lokalen Organisationen aus den betroffenen Gesellschaften spielt eine zentrale Rolle im ZFD. In allen Konfliktregionen findet man Menschen und Gruppen, die sich für Frieden einsetzen. Sie wissen meist am besten, "wo der Schuh drückt", wie Probleme angegangen werden müssen. Was ihnen häufig fehlt, ist das Handwerkszeug, um ihre Ideen umzusetzen, Unterstützung, auch finanzieller Art, dafür zu erhalten oder weitere MitstreiterInnen für ihre Arbeit zu gewinnen. Dank der Unterstützung der eingangs vorgestellten Friedensfachkraft konnte aus der ehrenamtlichen Initiative einiger Psychiaterinnen und Psychiater in Serbien ein Traumazentrum aufgebaut werden, das mittlerweile Projekte in der ganzen Region durchführt. 


  Allparteiliche Dritte, die zu allen Beteiligten in Konflikten Vertrauen aufbauen können, sind oft die Einzigen, die Dialog über Konfliktlinien hinweg anstoßen und auch bei Rückschlägen in Friedensprozessen aufrecht erhalten können. Auch dies ist eine Aufgabe der Fachkräfte im ZFD. Zunehmend arbeiten auch Menschen aus den Konfliktregionen selbst als Fachkräfte im Rahmen des ZFD.


  Arbeitsfelder des ZFD



  
    1. Stärkung der Zivilgesellschaft

  


  Wichtige Friedens- und Versöhnungsinitiativen nehmen ihren Anfang in der Zivilgesellschaft, oft bevor sie von Regierungen aufgegriffen werden. Wo Staaten nicht in der Lage oder bereit sind, ihre BürgerInnen zu schützen und Konflikte zu regeln, übernehmen die Menschen oft selbst die Verantwortung. In Nachkriegsländern sind die gesellschaftlichen Strukturen durch Gewalt und Vertreibung meist zerstört. Der ZFD unterstützt den (Wieder-) Aufbau vor allem durch Beratung und Fortbildung der Bürger/-innen.


  
    2.Mitsprache für benachteiligte Gruppen

  


  Der ZFD unterstützt benachteiligte Gruppen dabei, ihre Interessen in Konflikten gewaltfrei zu vertreten. Durch den Klimawandel und die Ausweitung von Anbauflächen für sogenannten Ökosprit entstehen weltweit neue Konflikte, zum Beispiel zwischen indigenen Bevölkerungsgruppen und nationalen Konzernen und Regierungen oder zwischen Bauern und Viehzüchtern. Dies betrifft so unterschiedliche Länder wie Niger, Kolumbien oder die Philippinen.


  
    3. Traumaarbeit

  


  Traumata der Betroffenen stehen nach gewaltsamen Konflikten einer Aussöhnung entgegen. Ehemalige Kämpfer, oftmals traumatisiert, treten häufig als Gewalttäter und Gegner von Dialog und Versöhnung auf. Der ZFD unterstützt den Aufbau von Traumazentren und damit die Reintegration von Veteranen in die Gesellschaft.


  
    4. Orte für den Dialog

  


  Die Friedensfachkräfte im ZFD nehmen die Rolle einer dritten, unabhängigen Partei im Konflikt ein. Sie können Gruppen aus den Konfliktparteien zum Dialog einladen und vermitteln.


  
    5. Friedensjournalismus

  


  Medien können Konflikte anheizen oder deeskalieren und durch sachliche und an der Wahrung der Menschenrechte orientierte Informationen den Abbau von Feindbildern befördern. Der ZFD bildet Journalistinnen und Journalisten lokaler Radiosender aus, damit sie in ihrer Berichterstattung allen Gruppen eine Stimme geben, statt Konflikte zu verschärfen und Feindbilder zu bestätigen. Der ZFD unterstützt Kooperationen unabhängiger Medienzentren und Menschenrechtsorganisationen, so dass Gewaltakteure die Öffentlichkeit fürchten müssen, wenn sie Rechte der Zivilbevölkerung verletzen oder Waffenstillstände brechen.


  
    6. Vergangenheit aufarbeiten, Versöhnung ermöglichen

  


  Die Fachkräfte des ZFD unterstützen die Auseinandersetzung mit der Vergangenheit, ermöglichen den Dialog zwischen ehemaligen Gegnern, Tätern und Opfern. Sie tun dies beispielsweise mit der Unterstützung von Wahrheitskommissionen auf dem Balkan oder von Friedenskomitees, die Begegnungen von Opfern und Tätern nach dem Völkermord in Burundi organisieren.


  
    7. Den Kinderschuhen entwachsen

  


  In rund elf Jahren wuchs die jährliche Förderung auf aktuell 29 Millionen Euro an. Im Jahr 2011 waren weltweit rund 250 Friedensfachkräfte im Einsatz. 2013 wurde außerdem die erste umfassende Evaluierung des Zivilen Friedensdienstes veröffentlicht. Sie bescheinigt dem ZFD Wirkungen in der Friedensförderung, insbesondere auf lokaler Ebene – also dort, wo Veränderungen für die Menschen besonders spürbar werden.


  Entscheidend für die nächste Phase des ZFD wird sein, das 'Denken in Projekten' ein Stück weit zu überwinden. Wandel in Konflikten passiert nicht in vergleichsweise kurzen Zeiträumen von zwei bis drei Jahren durch punktuelle Projekte. Das forumZFD will den ZFD deshalb zukünftig in längerfristigen Programmen der Konfliktbearbeitung über einen Zeitraum von zehn bis zwölf Jahren denken. Zugleich geht es darum, erfolgreiche Beispiele der Konfliktbearbeitung von der lokalen Ebene in die Prozesse der Konfliktbearbeitung auf gesamtgesellschaftlicher Ebene und in die politischen Prozesse einzubringen. Dass dies durchaus schon möglich ist, zeigt zum Beispiel die langjährige Arbeit des forumZFD in Mazedonien. Dort hat das gesamte Bildungssystem wesentliche Anstöße durch anfangs kleine Projekte bekommen. Das waren zunächst Projekte interethnischer Zusammenarbeit an einzelnen Schulen. Inzwischen ist daraus eine Beratung des Bildungsministeriums entstanden. Eine solche Kombination aus Modellprojekten und Beratung gesellschaftlicher und politischer Entscheidungsträger ist ein Weg des zukünftigen ZFD.


  
    8. Schrittmacher von Friedenspolitik

  


  Der ZFD ist mehr als nur ein Instrument der Friedensförderung. Er ist - und das ist vielleicht ebenso wichtig wie die konkreten Erfolge der Projekte - ein Stück Institutionalisierung der zivilen Konfliktbearbeitung. Eine Chance zur Erprobung von Konzepten der Gewaltfreiheit. Nicht nur der ZFD hat in den letzten Jahren an vielen Stellen bewiesen: Ja, es funktioniert. Ziviler, nichtmilitärischer Umgang mit Konflikten ist erfolgreich. Die Lehren, die daraus zu ziehen sind, haben auch für andere Politikbereiche Relevanz. Bedenkt man, wie viele Jahrzehnte, ja sogar Jahrhunderte (!), wie viele Milliarden in die Perfektionierung der Kriegsführung investiert wurden, so wird deutlich, dass zwölf Jahre Ziviler Friedensdienst – ja insgesamt das junge Feld professioneller ziviler Konfliktbearbeitung - erst der Anfang einer Entwicklung sein können.


  Bislang sind im Durchschnitt etwa vier bis sechs Fachkräfte im ZFD in einem Land eingesetzt. Was wird der Zivile Friedensdienst in zehn Jahren für den Frieden leisten können, wenn die Politik die Herausforderungen der Zeit endlich annimmt und den Zivilen Friedensdienst ausbaut?


  Christoph Bongard ist Leiter der Abteilung Kommunikation des Forum Ziviler Friedensdienst e. V., dieser Artikel erschien erstmals im Friedensforum 1/2012.


  Links:


  
    	www.forumZFD.de


    	www.ziviler-friedensdienst.org


    	www.ziviler-friedensdienst.org/de/dokumente(Evaluierung des ZFD)


  


  
    

  


  
    

  


  10. Nonviolent Peaceforce



  Stephan Brües und Outi Arajärvi



  Die Nonviolent Peaceforce (NP) wurde nach dreijährigem Vorlauf Ende 2002 in Neu-Delhi, Indien als internationale Nichtregierungsorganisation mit damals etwa 40 Friedensorganisationen aus allen Erdteilen als Mitgliedern gegründet.



  NP hat sich die Aufgabe gegeben, unbewaffnete, eigens ausgebildete, multinationale Friedensfachkräfte in Krisen- und Konfliktgebiete zu entsenden, um Menschen und ihre Rechte zu schützen, Gewalt zu verhindern und lokalen FriedensstifterInnen und Friedensinitiativen Raum zu verschaffen, vorhandene Konflikte ohne Gewalt auszutragen. Voraussetzung für den Einsatz ist eine Einladung durch lokale Gruppen.


  Teams von Nonviolent Peaceforce arbeiten direkt in den Konfliktgebieten zusammen mit örtlichen Partnerorganisationen. Dank des allparteilichen Ansatzes ist NP in der Lage, mit allen Konfliktparteien vertrauensvolle Kontakte aufzubauen und kann dadurch die Zivilbevölkerung schützen, zwischen den Konfliktparteien vermitteln und vor allem auch die lokalen Initiativen, die friedliche Lösungen suchen, unterstützen. Aufbau von effektiven lokalen Frühwarnsystemen zur Kontrolle von Waffenstillständen und von Schutzmechanismen in Flüchtlingslagern und anderen unsicheren Orten vor Gewalt und z.B. Rekrutierung von Kindersoldaten sind Aufgabengebiete von NP.


  Zu diesem Zweck wendet NP folgende Werkzeuge an:


  
    	Begleitung bedrohter Personen / Schutzpräsenz



    	Lokale und regionale Pendeldiplomatie



    	Moderierter Dialog



    	Bereitstellung von sicheren Räumen (z.B. für ehemalige-Kindersoldaten, für Verhandlungen)



    	Vertrauensbildung



    	Kontrolle von Gerüchten



    	Gewaltprävention: Rasches Erkennen – Rasches Eingreifen



    	Überwachung von Waffenstillstands-/Friedensverträgen


  


  Besonders wichtig ist dabei der Aufbau von lokalen Kapazitäten, um die Bevölkerung zu befähigen, selbst für ihre eigene Sicherheit zu sorgen bzw. für friedliche Konfliktbearbeitung einzutreten.


  Friedensfachkräfte schaffen im engen wie im übertragenen Sinne Räume für lokale oder regionale Kräfte, um für Menschenrechte und Versöhnung arbeiten oder aber auch – wie auf den Philippinen – Waffenstillstandsabkommen bzw. Friedensabkommen als Teil einer internationalen Monitoring Mission überwachen zu können.


  Nonviolent Peaceforce ist derzeit in vier Ländern/ Regionen tätig: auf den Philippinen, im Südsudan, im Südkaukasus und in Myanmar. Pläne für zukünftige Aktivitäten gibt es in Syrien und in der Ukraine. Weitere Projekte in Sri Lanka (2003-2010) und Guatemala (2007) wurden abgeschlossen. Die Zahl der eingesetzten Friedensfachkräfte variiert stark; in den beiden größten Projekten (Philippinen und Südsudan) sind oder waren bis zu 150 internationale und einheimische Kräfte gleichzeitig tätig.


  NP verfügt über zwei internationale Büros, eines in Brüssel und eines in Minneapolis (USA).


  Ausbildung der Friedensfachkräfte



  Alle Friedensfachkräfte, die weltweit rekrutiert werden, bekommen Training in Konfliktbearbeitung und anderen nötigen Schlüsselqualifikationen für die Arbeit in den Krisengebieten. Internationale Friedensfachkräfte sind häufig bereits vorgebildet, z.B. durch Studien in Friedens- und Konfliktforschung oder ähnliche Ausbildungen. Manche der deutschen Friedensfachkräfte haben auch einen Kurs bei der Akademie für Konflikttransformation abgeschlossen. Zusätzlich bekommen sie landesspezifische Fortbildungen, die für die Arbeit vor Ort notwendig sind. In allen Projekten arbeiten zusätzlich lokale Friedenfachkräfte, die die nötige Landeskenntnis mitbringen, inzwischen sind ca. zwei Drittel aller MitarbeiterInnen in den Projekten einheimische Kräfte. Der Einsatz dauert meistens etwa 2 Jahre, manche bleiben länger, oder wechseln in ein anderes Projekt von NP in einem anderen Land.


  Finanzierung von Nonviolent Peaceforce



  Die Einsätze der Nonviolent Peaceforce werden in erster Linie durch Projektgelder von Staaten (Außen- oder Entwicklungshilfeministerien westlicher Länder) oder internationalen Organisationen (EU, UNHCR; UNICEF; UNDP) finanziert. Die Mittel der UN-Organisationen sind i.d.R. für Teilaufgaben innerhalb der Länderprojekte bestimmt, in denen NP als Dienstleister der UN-Organisation fungiert, beispielsweise für die Kindersoldatenprojekte der UNICEF oder die Arbeit mit intern Vertriebenen mit dem UNHCR. Allgemeine Verwaltung, Trainings, Öffentlichkeitsarbeit und Lobbyarbeit werden in erster Linie durch Spenden von privaten UnterstützerInnen in den USA getragen, die damit auch eine größere Unabhängigkeit der Organisation sichern und neue Projekterkundungen ermöglichen. Gelegentlich gibt es auch finanzielle Unterstützung von privaten Stiftungen wie der Open Society Foundation, beispielsweise für Erkundungsreisen in Länder, aus denen es Anfragen für eine Unterstützung durch NP gibt.


  Für NP ist Neutralität sehr wichtig, daher ist die Finanzierung durch staatliche Gelder grundsätzlich gesehen nicht unproblematisch. Diese Staaten verbinden in aller Regel mit ihren Geldausgaben auch nationale Interessen. Im Falle der Projekte der Nonviolent Peaceforce hat es bisher jedoch noch keinerlei politische Einflussnahme auf die Projekte selbst gegeben. Wachsam sollte die Organisation diesbezüglich dennoch sein.


  Unterstützung durch die internationale Zivilgesellschaft



  Bei seiner Gründung hatte Nonviolent Peaceforce, wie erwähnt, Mitgliedsorganisationen – Nichtregierungsorganisationen aus vielen Ländern der Welt. Bei einer Strukturreform 2014 wurden diese Mitglieder in eine sog. NP-Allianz überführt. Die Mitglieder der Allianz unterstützen die NP durch Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit und haben Mitspracherechte beim Vorstand von NP. In Deutschland sind zwei Organisationen Mitglieder der Allianz: Das Forum Ziviler Friedensdienst und der Bund für Soziale Verteidigung.


  Beispiele aus der Praxis



  Die Feldprojekte der Nonviolent Peaceforce sind mehrfach extern und intern evaluiert worden; zwei dieser Evaluationen sind auf der Website von NP (www.nonviolentpeaceforce.org) einsehbar. Die Evaluationen haben ergeben, dass unbewaffnetes ziviles Peacekeeping, wie NP es praktiziert, vor Ort in der Lage ist, Menschen vor den Auswirkungen kriegerischer Gewalt und Menschenrechtsverletzungen zu schützen. Die folgenden Beispiele aus den Projekten in Sri Lanka, den Philippinen und Südsudan sollen dies illustrieren.


  Kindersoldaten in Sri Lanka 2005-08



  Die tamilische Guerilla LTTE wie später auch ihre Abspaltung, die Karuna-Miliz (die auf Seiten der Regierung kämpfte) haben immer wieder Kindersoldaten rekrutiert. Auf Anfrage von UNICEF hat NP versucht, möglichst viele von ihnen zu befreien. Dabei nutzte sie ihre Kontakte zu allen (auch bewaffneten) Akteuren.


  In einem Fall wollten Angehörige von Kindersoldaten zur LTTE gehen, um die Freilassung ihrer Kinder zu fordern, hatten aber Angst, alleine dorthin zu gehen, daher begleiteten Friedensfachkräfte sie. Es gab zwei Tage dauernde Verhandlungen: 23 Jugendliche wurden freigelassen. Warum dies gelang, ist schwer zu sagen. Wichtig daran war sicherlich der Ansatz der Allparteilichkeit von NP. Den Rebellen war klar, dass NP nur an der Freilassung der Kinder interessiert war und von ihr keine Gefahr ausging. 


  Bildung lokaler Kapazitäten in Mindanao



  Auf der Insel Mindanao kämpften islamische Guerillas seit vielen Jahren für ihre Unabhängigkeit gegen die Regierung. In den letzten Jahren gab es einen Waffenstillstand, seit 2012 einen Friedensvertrag mit der derzeit größten Rebellengruppe, der MILF. Die NP wurde eingeladen, an einer Internationalen Monitoring Mission mitzuwirken. Dazu Rashid Ladiasan von der MILF: "Nur unbewaffnete, zivile Friedensfachkräfte waren effektiv, weil angesichts der Traumatisierung in der Bevölkerung nur sie gewährleisten können, dass die Überwacher selbst unparteiisch sind".


  Schon vor der Ankunft von NP gab es eine Initiative (Bantay Ceasefire) verschiedener zivilgesellschaftlicher Organisationen in Mindanao, Waffenstillstände in ihrer Region zu überwachen. Auf diese Erfahrungen aufbauend werden DorfbewohnerInnen in Methoden unbewaffneter Friedenserhaltung und Monitoring des Waffenstillstandes trainiert, damit sie den Schutz ihres Dorfes selbst übernehmen können.


  Weitergabe von Erfahrungen



  Von Sri Lanka in den Südsudan (Kindersoldatenprojekt mit UNICEF): Der Projektleiter Asseervathan Florington sagt: "Ich empfinde es als Privileg, dass ich meine Erfahrungen aus Sri Lanka für den Südsudan nutzen kann. Ich möchte sicherstellen, dass Kinder, die durch Gewalt verletzt wurden, geschützt werden und lernen, wie sich Schutz und Hoffnung anfühlen."


  Von Mindanao nach Myanmar: Die Erfahrungen in der International Monitoring Mission will NP nun in Myanmar anwenden, wo es mit mehreren ethnischen Widerstandsgruppen aktuell Waffenstillstandsabkommen gibt, die überwacht werden müssen. Das Training von lokalen Friedensteams hat 2014 begonnen.


  Die Arbeit im Südsudan - konkrete Beispiele



  NP ist seit 2010 im Südsudan tätig. Zu Beginn lag der Schwerpunkt auf der schützenden Begleitung des Prozesses der Unabhängigwerdung dieses Landes. Projektschwerpunkte im Südsudan sind heute:


  
    	Schutz der Zivilbevölkerung



    	Abwendung direkter Gewalt und Reduzierung der Auswirkungen von Gewalt auf Gemeinden



    	Verstärkung des Schutzes von durch Konflikt und sexualisierter Gewalt betroffenen Frauen



    	Verbesserter Schutz von Kindern in Brennpunkten



    	Bedarfsanalyse für direkte Notfallreaktion



    	Aufbau lokaler Kapazitäten für gewaltfreie Konfliktlösung & lokale gemeinschaftliche Schutzmechanismen (z.B. Frühwarnsysteme)


  


  Die Partner in den Regionen sind vielfältig und reichen von staatliche Autoritäten - BürgermeisterInnen, lokale VertreterInnen des Ministeriums für Humanitäre Angelegenheiten, die Commissioner, County-Chiefs) - über Angehörige der ehemaligen Befreiungsarmee SPLA bis zu LehrerInnen, traditionellen Autoritäten: LeiterInnen von Jugend- und Frauengruppen, Kirchen und anderen Angehörigen der Zivilgesellschaft. Gefährdet wurde diese Arbeit auf lokaler Ebene, als die Mächtigen des Landes (Präsident und Vizepräsident) ab Dezember 2013 ihre politischen Konflikte gewaltsam auszutragen begannen und auf die lokale Ebene übertrugen. Noch mehr als zuvor gilt das Augenmerk der Arbeit von NP heute den intern Vertriebenen, dem Schutz der Kinder und Frauen, der Evaluierung der Möglichkeiten einer Rückkehr in ihr Dorf und der Zusammenführen von auseinander gerissenen Familien


  Als konkrete Beispiele aus der Arbeit können drei Bereiche herausgestellt werden: die sog. Community Protection Workshops, die Frauen-Peacekeeping-Teams und die Sicherheits-Workshops verknüpft mit der Arbeit für waffenfreie Zonen in Gemeinden und Regionen.


  Community Protection Workshops



  NP bietet im Rahmen eines längeren Trainingsprozesses als Phase eins dreitägige Workshops an, um die Bevölkerung vor Ort zu ermutigen, eigene Schutzmechanismen zu schaffen. Es geht bei den Workshops um


  
    	Differenzierte Betrachtung von "Konflikt"



    	Bewusstsein schaffen für gewaltfreie Antwortmöglichkeiten auf Konfliktsituationen



    	Anreize schaffen für lokale Schutzstrategien



    	Vernetzungen initiieren


  


  Die Phasen dieser Arbeit: In der Phase eins gibt es auf der Gemeindeebene eine Einführung in die Prinzipien des Unbewaffneten Zivilen Peacekeepings (UCP). In einer zweiten Phase werden führende Personen aus den Gemeinden als TrainerInnen ausgebildet, die dann in Phase drei bei der Verbreitung des Konzepts in den Gemeinden unterstützt werden. Schließlich werden in Phase 4 die von den TrainerInnenn angelernten Friedensfachkräfte dabei unterstützt, das Konzept in ihren Gemeinden einzuführen.


  Women Peacekeeping Teams



  Nonviolent Peaceforce hat im Südsudan erstmalig Peacekeeping-Teams geschaffen, die nur aus Frauen bestehen. Der Grund ist die verbreitete sexualisierte Gewalt gegen Frauen und Kinder in diesem Konflikt. Durch Frauenteams ist der Zugang zu den Opfern und ihr nötiger Schutz besser gewährleistet.


  Unterstützung waffenfreier Zonen



  Zu den größten Problemen im Südsudan gehören die periodisch wiederkehrenden Konflikte zwischen BäuerInnen und Viehzüchtern (Vieh frisst Feldfrüchte), aber auch zwischen Viehzüchtergesellschaften aufgrund gegenseitigen Viehdiebstahls. Außerdem gibt es im Land eine hohe Zahl von Waffen in Folge des Bürgerkrieges, aber auch eine traditionelle 'Krieger'kultur vieler ethnischer Gruppen, die bewaffnete Konflikte leicht entstehen lassen.


  Beides, d.h. das eine als Konfliktursache, das andere als Instrument zur gewaltsamen Austragung dieser Konflikte, beeinträchtigt das Gefühl der Sicherheit von Leib und Leben der Bevölkerung. Daher hat die NP versucht, ein Netzwerk für die Schaffung waffenfreier Zonen zu unterstützen. Ziel ist es, in Zusammenarbeit mit staatlichen Autoritäten und lokalen Akteuren solche Zonen zunächst lokal und dann regional einzurichten. Recht erfolgreich waren die zwischen Juni 2012 bis Mai 2013 stattfindenden Treffen zur Errichtung einer waffenfreien Zone in Yirol West im Bundesstaat Lakes State, die schließlich mit den lokalen Chiefs und den Führern der Viehzüchter beschlossen werden konnte. Dabei ist es von Seiten NPs wichtig, dass sie nur eine organisatorische Unterstützung leistet, aber den Akteuren keine Verantwortung abnimmt. Erste Erfahrungen zeigten, dass sich die Bevölkerung in der Region seit Einrichtung dieser waffenfreien Zone sehr viel sicherer fühlt.


  Schutz durch Präsenz – Juba, Central Equatoria, 2012



  Im Januar 2012 kam es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen zwischen ethnischen Gruppen, bei dem einige hundert Menschen starben, Tausende verletzt wurden, Hunderttausende flohen. NP unterstützte die Versorgung der Verletzten und leistete direkte Schutzarbeit durch Präsenz in Krankenhäusern in Juba.


  Nach Angaben der Projektdirektorin im Südsudan, Tiffany Easthorn, waren die Verletzten beider Konfliktparteien im selben Krankenhaus. Die Friedenskräfte schauten, dass alle gleich behandelt wurden und haben Gespräche zwischen PatientInnen aller Ethnien vermittelt, um Rachegefühlen zu begegnen. Später begleiteten sie Chiefs zu einem Treffen, wo sie ein Friedensabkommen unterzeichneten. Die Krankenschwestern konnten in Ruhe arbeiten und die intern Vertriebenen nach der Behandlung in ihre Häuser zurückkehren.


  Schutz durch Präsenz - Flüchtlingslager



  Ein Beispiel aus dem April 2014 zeigt, wie Friedensfachkräfte Vertriebene, die mit Waffen bedroht werden, schützen können:


  Am 17. April 2014 befanden sich zwei NP-Friedensfachkräfte in einem Flüchtlingslager der UN-Mission im Südsudan (UNMISS), als bewaffnete Männer das Lager stürmten, wahllos auf unbewaffnete Männer, Frauen und Kinder schossen und dabei 58 Menschen töteten, meist Vertriebene vom Volk der Nuer, die dort seit Beginn des Krieges lebten. Die Friedensfachkräfte konnten das Überleben von fünf Frauen und neun Kindern sichern, indem sie sich auf ihr Training in Gewaltfreiheit und Strategien des Umgangs mit gewaltsamen Konflikten und ethnischen Spannungen stützten. Einer der Friedensfachkräfte erzählte: "Wir wurden mehrfach mit Gewehren, Äxten und Stöcken bedroht. Die Männer befahlen uns, die Frauen und Kinder zu verlassen. Wir lehnten das ab und beharrten in ruhigem Ton darauf, dass wir humanitäre Helfer seien, dass diese Frauen und Kinder nichts mit dem Krieg zu tun hätten – und wir sie nicht alleine lassen würden.” Die bewaffneten Männer gingen fort, die Frauen und Kinder wurden so vor dem sicheren Tod geschützt. Dennoch wirft (nicht nur) dieser Fall die Frage auf, wie die Friedensfachkräfte der NP sich selbst schützen:


  Schutzmaßnahmen für die Friedensfachkräfte 



  Friedensfachkräfte halten sich in den Konfliktgebieten bei der gefährdeten Zivilbevölkerung auf. Da sie an den lokalen Konfliktursachen arbeiten, müssen sie dort sein, wo diese Konflikte aufeinander prallen und wo Schutz nötig ist. Trotz aller Anstrengungen, Vertrauensbildung zwischen allen Konfliktparteien zu betreiben, bleibt die Arbeit nicht ohne jedes Risiko. So hat es zwei Anschläge auf die Büros von NP wie auch eine Entführung eines Mitarbeiters gegeben, zum Glück alle ohne dass Verluste an Menschenleben zu beklagen gewesen wären.


  Um den Schutz der eigenen MitarbeiterInnen sicherzustellen, gibt es ein Sicherheitskonzept und Training für alle MitarbeiterInnen. In jedem Team gibt es eine/n Sicherheitsbeauftragten, die/der für die Sicherheit des Teams bei der täglichen Arbeit verantwortlich ist, z.B. dafür, zu welchen Zeiten ein Umherfahren in der Region angezeigt oder zu gefährlich ist. Grundsätzlich gibt es bei der Frage der Sicherheit ein doppeltes Wirkungsprinzip: Internationale schützen häufig lokale Kräfte bzw. AktivistInnen durch ihre Präsenz. Lokale Kräfte auf der anderen Seite können durch ihre Kenntnisse und Erfahrungen internationale MitarbeiterInnen schützen.


  Stephan Brües ist Co-Vorsitzender des BSV und koordiniert die Arbeitsgruppe "Nonviolent Peaceforce", in der die beiden deutschen Mitglieder der NP-Allianz zusammenarbeiten. Outi Arajärvi ist langjähriges Mitglied im Vorstand der NP und ebenfalls Vorstandsmitglied im BSV.



  Der Beitrag ist erschienen in: Bund für Soziale Verteidigung (Hrsg) (2015) Ziviles Peacekeeping. Dokumentation eines Fachgesprächs am 1.11.2015. Hintergrund- und Diskussionspapier Nr. 39, Februar 2015



  11. 3 Tage bei einem Bantay Ceasefire Einsatz


  Evgenia Lipski und Tobias Schuldt (Teilnehmende des ASA Programms 2005)



  Eine ungewohnte Landschaft erstreckt sich hinter den Fenstern des Kleinbusses, mit dem wir fahren. Felder, Dörfer und unbekannte Orte wechseln sich vor unseren Augen ab. Wissbegierig hören wir den Unterhaltungen unserer BegleiterInnen im Van zu - für uns eine komische Mischung aus Visayan und englischen Wörtern - und versuchen, uns Namen und andere neue Fakten zu merken.



  Wir probieren, nicht hilflos auszusehen bei dieser Menge an Hintergrundinformationen. Wir sind hier nicht nur BesucherInnen; wir versuchen, bei etwas Wichtigem nützlich zu sein – Bantay Ceasefire. Bantay Ceasefire (BC) oder Ceasefire Watch ist eine zivilgesellschaftliche Gruppe, die seit 2003 den Waffenstillstand zwischen der Regierung und der Islamischen Befreiungsfront der Moros in Mindanao beobachtet. BC nimmt den Standpunkt der Zivilbevölkerung in einer Konfliktsituation ein. Das European Center for Conflict Prevention führte in ihrem Buch "People Building Peace 2" die Bantay Ceasefire Erfahrung als eine der erfolgreichen Geschichten von Zivilgesellschaften weltweit auf, die ihre Regierungen und andere Akteure einbinden, um bewaffnete Konflikte zu verhindern.


  Dies ist in keinster Weise theatralisch. Die Arbeit von Bantay Ceasefire muss anerkannt werden aufgrund der harten Arbeit, die von ihren Mitgliedern dort reingesteckt wurde. Diese Freiwilligen sind engagierte und mutige Leute mit der Überzeugung, dass etwas getan werden muss, und mit der seltenen Fähigkeit, die richtigen Prioritäten zu setzen.


  In unserer heutigen Welt – wenn die Grenzen verschwimmen zwischen unserem persönlichen Verständnis von Sicherheit und der allgemeinen Jagd auf Terroristen, zwischen unseren Bedürfnissen und der Notwendigkeit des Staates, die Situation zu kontrollieren – ist es nicht leicht, unseren eigenen Prinzipien zu folgen. Es gibt viele Beispiele von Gesellschaften, die die staatlichen Regeln zur Bekämpfung des Terrorismus akzeptieren. Wir sind also davon ermutigt, zu wissen, dass zivilgesellschaftliche Initiativen wie Bantay Ceasefire als Verfechter des Friedens existieren – so dass Menschen in Mindanao ihre Lebenssituation verändern können.


  29. Juli. 1. Einsatz in Talayan, Maguindanao



  Seit dem 1. Juli versucht die philippinische Armee, eine Gruppe der Abu Sayyaf Group (ASG), die angeblich in Maguindanao ist, zu finden und anzugreifen. Unter der Bedrohung durch andauernde Einsätze der AFP hat sich die ASG in kleine Gruppen aufgeteilt. Um den Friedensprozess und den Waffenstillstand nicht zu gefährden, stimmten MILF und Regierung zu, bei der Evakuierung von mehr als 1500 ZivilistInnen in den betroffenen Barangays in Guindolongan und Talayan zu kooperieren. Unterdessen stimmte die MILF zu, zwei ihrer Lager in Maguindanao, Camp Badar und Vamp Omar, vorübergehend zu verlassen, um Regierungstruppen Spielraum zu lassen, in diesen Gebieten tätig zu sein. Die MILF Kämpfer fuhren unter einer Sicherheitsgarantie der Regierung aus. Eine Suchaktion, erst für 72 Stunden geplant, wird mehrere Male ausgedehnt, da die Armee immer noch keinen Kontakt zu der Gruppe von Terroristen herstellen konnte.


  Die Kooperation zwischen Regierung und MILF darf nicht unterschätzt werden. Aber was ist mit den evakuierten ZivilistInnen? In Timar sehen wir eine zerstörte Schule, eine Moschee ohne spirituelles Leben und militärische Kontrollpunkte. Das Dorf scheint tot zu sein. In der Schule treffen wir eine Gruppe evakuierter Frauen und Kinder, alle mit ernsten Gesichtern. Sie erwarten keine Hilfe von uns, aber unsere Unfähigkeit, ihre Situation zu ändern, macht uns traurig. Unser Versuch zu lachen scheint hier fehl am Platz zu sein. Was kann man zu Menschen sagen, die aus ihren Häusern und von ihrem Vieh fliehen mussten und weit weg von ihren Feldern sein werden, wenn Erntezeit ist? Manchen der Evakuierten wurde es erlaubt, das Gebiet der Suchaktionen an der Westseite des Ahan Flusses zu betreten. Aber sie sind in dem Gebiet nur von 7 bis 15 Uhr geduldet, eine Maßnahme, die zwischen MILF und GRP vereinbart wurde. 8 Stunden; aber die Bauern brauchen schon etwa 6 Stunden, um ihre Farm überhaupt zu erreichen – 6 Stunden der 8 erlaubten! Um zu ernten, sind 2 Stunden ganz einfach nicht genug. Und mit unseren neuen Erfahrungen mit der philippinischen Küche ist auch klar, dass 5 Kilo Reis für jede Familie nicht genug Unterstützung der Regierung für die Evakuierten sind.


  Wir beginnen zu realisierten, dass Terrorismus und kriminelle Faktoren ein gängiges Problem von Regierung und MILF zu sein scheinen; die militärischen Einsätze gegen die terroristischen Gruppen scheinen eine gewöhnliche Angelegenheit für sie zu sein. Aber wessen Angelegenheit sind die Bedürfnisse der Evakuierten? Wenn es eine Sorge von Bantay Ceasefire ist, muss es zuerst die Sorge der Entscheidungsträger sein. BC plant unterdessen schon den zweiten Einsatz.


  5.August. Vorbereitung für Einsatz 2



  Es ist Abend und wir sind im Notre Dame Friedenszentrum in Cotabato City mit etwa 40 Bantay Ceasefire Mitgliedern. Wir diskutieren die Situation der evakuierten Bauern von Timar. Manche der Bauern kehren zu ihren Farmen zurück und bleiben dort über Nacht, das Risiko akzeptierend, in einem Gebiet zu bleiben, das nicht als von terroristischen Elementen "gesäubertes" Gebiet deklariert wurde. Wir reden über die Sicherheitsfrage der Evakuierten – wie wird ihre Sicherheit gewährleistet werden? Es ist eine schwierige Frage: Haben Sie jemals zwischen Ihrer persönlichen Sicherheit und der Notwendigkeit, Ihre Familie in den kommenden Monaten ernähren zu können, gewählt?


  6.August. Ahan



  Wir befinden uns in einer wunderschönen Landschaft mit fruchtbaren Feldern voll Reis, Mais und Sesampflanzen, die geerntet werden müssen, bevor sie verrotten oder von wilden Tieren wie Affen und Wildschweinen während der Nacht gefressen werden. Es sind 17 Kilometer Fußweg bis zu den Feldern und von den Farmen zu den Kontrollpunkten. Es ist ein heißer Tag, aber wir sind nass, nachdem wir den Ahan River mehrere Male durchquert haben. Dieser Platz sieht so friedlich aus, aber ein lautes Geräusch über unseren Köpfen zerstört die Idylle. "Schau dort, ein Flugzeug! Was für eines ist es? Ein amerikanisches? Es ist hier seit dem Beginn der Einsätze gegen Abu Sayyaf!" Später erfahren wir, dass das Flugzeug wahrscheinlich ein P-3 Orion ist, das für Überwachungseinsätze der US-amerikanischen Streitkräfte eingesetzt wird. Die Leute sagen, dass das Flugzeug dort die letzten 3 Monate täglich bis zu 13 Stunden kreiste. Dann ein weiterer wesentlicher Fund – leere Plastikverpackungen von MREs (Meals Ready to Eat), Fleischrationen, die Standard bei den US-amerikanischen Streitkräften sind. Der dem Militär gemeldete Sucheinsatz wurde nun zu einer Suche von Bantay Ceasefire nach der Wahrheit – was passiert in diesem Gebiet in Maguindanao? Was machen amerikanische Soldaten hier wirklich? Das ist eine Frage, die das Militär uns nicht klar beantwortet hat ...


  Einsatz 3,4,5?



  Das war nicht der letzte Bantay Ceasefire Einsatz und auch unser letzter wird es nicht sein. Wir fangen an nachzudenken: dies ist keine Zeit für FriedensverfechterInnen, sich auszuruhen, vielleicht wird eine solche Zeit niemals kommen. Dies ist die Zeit, mit Menschen zusammen zu sein und für Menschen da zu sein. Es ist wie ein Credo: "Zur richtigen Zeit am richtigen Ort sein."


  
    aus: http://www.unischaft.gmxhome.de/archiv/en/0205_31.html, Übersetzung aus dem Englischen: Tanja Hildebrandt.
  


  
    Siehe auch Website des People Caucus Project: http://mpc.org.ph/index.php?option=com_content&view=article&id=105&Itemid=87
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  Anmerkungen zu einzelnen Kapiteln


  zu: 3. Ebert:Gibt es eine demokratiespezifische, gewaltfreie Sicherheitspolitik?



  [1] Sie wurden systematisiert und herausgegeben von Bharatan Kumarappa im November 1949. 1996 erschien diese Sammlung als Bd. 2 der Reihe "Politik: Handeln und Verstehen" in Münster im LIT-Verlag: Mahatma Gandhi: Für Pazifisten. Übersetzung und Nachwort von Wolfgang Sternstein.



  [2] Siehe Ebert, Th.: Die Gewaltfreie Zivilarmee.Tagebuch eines pazifistischen Experiments, Berlin 2014, 350 S. www.theodor-ebert.de



  [3] Die überarbeitete und erweiterte deutsche Übersetzung der Untersuchung von A. Roberts erschien 1971 in Göttingen im Verlag Vandenhoeck & Ruprecht: Gewaltloser Widerstand gegen Aggressoren. Probleme, Beispiele, Strategien. Nachwort zur deutschen Ausgabe von Th. Ebert: Voraussetzungen und Konsequenzen der Sozialen Verteidigung in der Bundesrepublik, S. 290-299.


  zu: 4. Büttner: Die Shanti Sena in Indien


  
    [1] Desai 1972, S. 68.

  


  
    [2]Bhave 1963, S. 63.

  


  
    [3] Desai 1972, S. 22-28.

  


  
    [4]Desai 1972, S. 35f.
  


  zu: 5. Niehaus: Schutz für bedrohte....


  
    [1] http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/16332-re02.de08.pdf

  


  
    [2] http://www.amnesty.de/jahresbericht/2011/guatemala#menschenrechtsverteidiger

  


  
    [3] http://www.udefegua.org/images/Informes/informesemestral.pdf

  


  
    zu: 6. Schweitzer: Witness for Peace

  


  
    [1] Peace 2012: 12
  


  
    [2] Peace 2012: 81
  


  
    [3] Peace 2012: 208

  


  
    [4]Peace 2012: 178
  


  
    [5] Peace 2012: 22f
  


  
    [6] Peace 2012: 24
  


  
    [7] In Deutschland gab es z.B. das Informationsbüro Nicaragua in Wuppertal, das später auch Arbeitseinsätze vermittelte
  


  
    [8]Peace 2012: 53
  


  
    [9] Peace 2012: 63f
  


  
    [10] Peace 2012: 212
  


  
    [11]Peace 2012: 46/63ff
  


  
    [12]Peace 2012: 37ff
  


  
    [13]Griffin-Nolan, Ed (1991) Witness for Peace. A Story of Resistance. Louisville: Westminster / John Knox Press
  


  
    [14] Griffin-Nolan, Ed (2000) ‘Witness for Peace’. In: Moser-Puangsuwan, s.o.
  


  
    [15] Peace 2012: 171
  


  
    [16]Griffin-Nolan 2000: 302
  


  
    [17] Peace 2012: 96
  


  
    [18] Peace 2012: 102f
  


  
    [19]Peace 2012: 171
  


  
    [20] Peace 2012: 87
  


  
    [21] Peace 2012: 181
  


  
    [22]Peace 2012: 193
  


  
    [23]Peace 2012: 208ff
  


  
    [24] Peace 2012: 88
  


  
    [25]Peace 2012: 208
  


  
    [26]Peace 2012: 183
  


  
    [27]Peace 2012: 192
  


  
    [28]Peace 2012: 90ff
  


  
    [29] Peace 1212: 82
  


  
    [30]Peace 2012: 146ff
  


  
    [31] Peace 2012: 223

  


  
    [32]Peace 2012: 235
  


  
    [33] Peace 2012: 4-5
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